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PRÄSIDENT TESAR (um 9 Uhr 34 Minu- 
ten): Ich leröffnse die Sitzung. Das Protokoll 
der letzten Sitzung ist geschäftsordnungs- 
mäBiig aufgelegen; es ist unbeansttandet ge- 
blieben, demnach als genehmigt zu betrach- 
ten. 

Wir gelangen zur Beratung der Tages- 
ordnung. 

Ich bitte das Hohe Haus, in die Spezial- 
debatte einzugehen und 'ersuche jene Mit- 
glieder des Hauses, welche für  das Eingehen 
in die Spezialdebatte sind, die Hand zu er- 
heben. (Geschieht.) A n g e n o m m e n. 

Ich beabsichbige, bei dler Spezialdebatte 
die Beratung und Beschlußfassung des or- 
dmentliichen Vorianschlbages über alle Gruppen, 
des außeroiidentliichen Voranschlages üb'er ldie 
Gruppen 0 Sund 2 biils 9 sowie !des Eventualvor- 

anischllages über die Gruppen 0, 2, 3, 4, 5, 6 
und 7, dass Gesetzentwurfes über die Einihe- 
bung einer Lanidesumlage für das Jahr 1963 
sowie ldes Dienstpostenplanes 1963 je  unter 
einem abzuführea und nach Verabschtiedung 
des ordentllichlen Vonanschlages, des außeror- 
dentlichen Voranschbages und des Eventwal- 
voaanschllage,s, 'des Gesetzentwurfes über die 
Einhebung einer Landesumlage für das Jahr 
1963 und des Dienstpostenplanes 1963 über 
den Voranschlag des Landes Niedlerösterreich 
für  das Jahr 1963 als Ganzes hinsichtlich Er- 
fordernis und Bedeckung und auch über den 
Antrag des Finanzausschusses zum Voran- 
schlag Punkt 1 bis Punkt 15, Punkt 17 und 
Punkt 14 sowie Punkt 16 im Wortlaut des 
Gesetzes abstimmen zu lassen. 

Bei der Abstimmung über die einzelnen 
Gruppen des Voranschlages beabsichtige ich, 
zunächst über allfällige Abänderungs- oder 
Zusatzanträge zu den drei Teilen des Vor- 
anschlages 1963, dann über die Gruppe selbst 
und zum Schluß über allfällige zu der  in 
Beratung ge&andemn Gruppe eingebrachte 
Resolutionsanträge abstimmen zu lassen. 

Ich ersuche dcen Herrn Abg. Marchsteiner, 
zu Gruppe 0, Landtag und Allgemeine Ver- 
waltung, ordlentlicher Voranschlag, aui3er- 
ordentlicher Voranschlag und Eventualvor- 
anschlag zu berichten. 

Berichterstatter ABG. MARCHSTEINER: 
Hohes Haus! Die Gruppe 0, Landtag und 
Allgemeine Verwaltung, weist ordentliche 
Ausgaben im Betrage von. .  . . S 366,821,900 
aus, denen Einnahmen v o n . .  . S 27,904.200 
gegenübmerste'hen. Es ergibt sich daher ein 
Nettoerfordernis von . . . . . . . S 338,917.700. 
Diese Gruppe enthält die Ausgaben und 
Einmahmfen, soweit sile den Landtag, die 
Landesregierung, das Amt der Landesre- 
gierung, die Bezirkshauptmannschaften, be- 
sondere Verwaltungsbehörden, die Gebarung 
mit den Ruhe-Versorgungsgenüssen und 
sonstige \in diesen Rahmen fallende Auf- 
wendungen betrefiien. Die Ausgaben dieser 
Gruppe betragen 23,8 Prozent des Gesamt- 
aufwandes, während sich die gleiche Ver- 
hältniszahl im Vorjahr mit 24,6 Prozent be- 
zifferte. 
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DEe Ausgabensumme der Gruppe 0 weist 
gegenüb,er diem Vorjahre eine Erhöhung um 
rund 13,9 Millionen S auf. Während sich d'er 
Personalaufwand um 13,5 Millionen S er- 
höht, 'steigt d,er Sachaufwand um 0,4 Mil- 
lionen S. 

Die Erhöhung des Personalaufwan'des ist 
durch di'e Abänderung und Ergänzung dler 
Dienstpragmatik d'er Landesbeamten, welche 
im Jahr'e 1961 beschloss'en wurde, durch die 
Navell'e 1962 zum FamiIienlastenausgleichs- 
gesetz sowie durch ein starkes Ansteigen der 
Ruhe- und Versorgungsgenüsse infolge Er- 
höhung des 'Standfes um 225 Pensionsempfän- 
ger bedingt. 

Im Sachaufwanmd wurden keine wesent- 
lichen Erhöhungen vorgenommen. 

Die Einnahmenseite zeigt eine Erhöhung um 
rund S 6,000.000. Hievon entfallen 1,3 Mil- 
lionen S auf Pensionsbeiträge, 2,7 Millionen 
S auf Überweisungsbeiträge nach d'em ASVG 
und rund 0,8 Millionen S ,auf höhere Ein- 
gänge an Gehalts- und Pensionsvorschußer- 
sätzen sowite Rückzahlungsraten von Wohn- 
bauhilf'en für Landesbedienstsete. D.er Rest 
von 1,2 Millionen 'S verteilt sich auf ver- 
schied,en,e kl'einere Erhöhungen der Mehr- 
zahl der Einnahmenanlsätze. 

Im auE,erordentlich,en Voranschlag weist die 
Ausgabens'eite d'er 'Gruppe 0, Landtag und 
Allgemieine Verwaltung, #einen Betrag von 
4,515.000 Schilling aus, dem keine Bedeckung 
auf 'der Einnahm'enseite gegenüberst,eht. 

Im Eventualvor,anschlag beträgt die End- 
summe bei .dieser Gruppe 885.000 Schilling, 
d'er eb'enfalls keine Bedeckung gegenüber- 
steht. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Debatt'e zu eröffnen. 

PRÄSIDENT TESAR: Als erster Eedner 
spricht Herr Abg. Pett'enauer. 

ABG. PETTENAUER: Der Herr 'General- 
redner der Östlerreichischen Volkspartei hat 
gestern bei seinem Spaziergang durch die 
grünen Gefild'e des Voranschlages 1963 auch 
bei der 'Gruppe 0 'eine kleine Rast einge- 
schaltet. 

Er hat all'erdings nicht viel Gras nieder- 
getreten. Aber die Tatsache, daß er es über- 
haupt für notwen.dig gefunden hat, b,ei der 
Gruppe 0 übter die Mi'ethäuser des Land'es 
zu ,sprech.eln, zleigt, wie wichtig es ,ist, sich 
mit diesen Dingen zu beschäftigen. Es blei,bt 
noch einiges zu sagen, und darum habe ich 
mir erlaubt, mich zu diesem Punkt zu Worte 
zu m7elden. 

Ich hab,e schon vor einigen Jahren - es 
ist ziemlich lange her - hier Kritik an der 
Tatsache geübt, daß sein großes Projekt, das 

man uns versprochen hatte und für das die 
Kreditmittel schon so quasi bewilligt waren, 
auf einmal in Vergessenheit geraten ist. Ich 
erinner,e mich noch lebhaft an den Kollegen 
Stangler, der ,damals, als es um die Kredit- 
beschaffung ging, modernde Beweisstücke 
ins Haus brachte. 'Der Schimmelgeruch hat 
sich bis zur sozialistitschen Fraktion gezogen, 
so d'aß uns damals nichts and,eres übrigblieb, 
als ,,ja" zu sagen. Der Ruf: „Wir brauchen 
unbedingt ein Amtshaus auf d'em Minoriten- 
platz" ist uns allen in Erinn,erung. Aber all'e 
Mühe war vergeblich, es ist nicht's geschehen; 
und darum müssen wir hmeute, wo wir vor 
einer ähnlichen Situation stehen, auf diese 
Dinge hinweisen und ,darum bitten, daß es 
uns nicht wi'ed'er so ergeht wi'e damals. Herr 
Abgeordn'eter Hilgarth hat gestern gesagt, 
es 'zeigt sich ein Silberstreifen am Firma- 
ment. In dser Teinfaltstraße besteht die Mög- 
lichkeit, brauchbare Abhilfe zu finden. Nun 
geht unsere Bitte an die verantwortlich'en 
Herr,en, an den Herrn Landeshauptmann und 
aUe, di'e damit befaßt sind, man möge doch 
dieses Mal nicht die Interessen des Landes 
wieder gegenüb'er irgendwelchen anderen 
Interesscen zurück'st'ellen. Das war schon 'ein- 
mal so und könnte noch einmal passi,eren, 
und wieder wären wir dann dort, wo wir 
jetzt 'stehen. 

Üb'er den Zustand der vom Lande gemie- 
teten Häuser zu red,en ist nicht notwendig, 
ich glaube, es liegen Kontrollberichte in aus- 
reich'end'er M,enge vor. Aber vielleicht könnte 
man doch noch 'da und dort etwas dazu sa- 
gen. Vor allem einmal zum Hause Strauch- 
gasse 1. Man muß sich nur in die Lage eines 
bi,edceren Niederösterreichers versetzen, der 
irgendwo'her aus dem )Grenzbezirk kommt 
und dem man sagt, da unt'en, gegenuber von 
Herrengasse 13, ist Nein Haus, in dem einige 
Landesämter der niederösterreichischen Lan- 
desregierung untergebr.acht sin'd. Er kommt 
nun zum Hause Strauchgasse 1 und sucht auf 
der Orientierungstafel. Er liest die erste 
Seite und find'et n-ichts und dann die zweitNe 
Sei-te, und ganz .imt'en im Winkel sieht er 
einen Hinweis, wo die Ämter dmer nieder- 
österreichisch'en Land'esregierung zu finden 
sind. Nun geht er durch ,das schöne Haustor 
und steht in ,einer Ri,esenhalle. Man fühlt 
sich in 'den ersten Akt von ,,Don Carlos" 
versetzt. Da steht 'er, der arme Don Carlos 
mit Domingo, und man könnte beinahe mit 
diesem sagen: „Wir ,sind vergebsens hier ge- 
wesen", weil e r  wieder nicht weiter weiß. 
Wmenn er sich $ab,er mit dem modmernen Auf- 
zug, der an St'elle des Paternostlers getreten 
ist, irgendwije zu helfen weiß, gelangt er in 
den 4. Stock. Kollege Hilgarth, du weißt ja 

Bescheid. E 
wieder nich 
fällig nach 
nach rechts 
e r  in einen 
fünf Möglic 
hat, kommt 
reg ie rungs  
Landesamte 
Glück habe 
er nicht wo 
Wallnerstra 
muß im Ha 
die Hände 
Landesämte 
e r  dann gai 
Stiege komi 
d-enn d a  dr 
der Stiegen 
Gutes. Die 
mir vorige ' 
lebhaft in  
Hilgarth ha 
daß es für  c 
ist, dort zu 
geheuer sch 
Landesdiens 
Zahlung zu 
einer überv 
werde ich L 
aber sieht, 
um dieses 7 

trotzdem nic 
Österreicher, 
auszeichnen 
unseren M 
mehrere, icl 
zählen. 

Nun noch 
gasse 13. Ic 
seiner große 
darauf, in ei 
der  wirklich 
gerne gefall 
pelleitern, h 
gelten Klos1 
ren muß, ai 
heißt - ,,r 
auch im Wii 
Haus soll nc 
bleiben. Ges 
hinweise: Irr 
schau für  1: 
einer Zentra 
erbeten wu 
selbst nichts 
wäre gut, w 
sen Betrag E 

Arbei tsvorga 
Arbeitskraft 



ezember 1962. T Landtag von Niederösterreich. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzung am 12. Dezember 1962. 35 

für das die 
lligt waren, 
iten ist. Ich 
2n Kollegen 
die Kredit- 
ieweisstücke 
lgeruch hat 
on gezogen, 
; übrigblieb, 
ir brauchen 
L Minoriten- 
g. Aber alle 
s geschehen; 
wo wir vor 
I, auf diese 
tten, daß es 
Iamals. Herr 
tern gesagt, 
am Firma- 

bht die Mög- 
finden. Nun 
ntwortlichen 
iptmann und 
I möge doch 

des Landes 
[en anderen 
ir schon ein- 
a l  passieren, 
lort, wo wir 

,ande gemie- 
t notwendig, 
.ichte in aus- 
leicht könnte 
was dazu sa- 
use  Strauch- 
ie Lage eines 
ersetzen, der 
ezirk kommt 
egenüber von 
n dem einige 
chischen Lan- 
d. Er kommt 
und sucht auf 
?st die erste 
nn die zweite 
nkel sieht er 
* dcer nieder- 
ng zu finden 
$öne Haustor 
e. Man fühlt 
,,Don Carlos" 
ie Don Carlos 
e beinahe mit 
'bens hier ge- 

weiter weiß. 
iodernen Auf- 
isters getreten 
gelangt er in 

1, du weißt ja 

Bescheid. Er steht nun im 4. Stock und findet 
wieder nicht weiter. Wenn er dann aber ZU- 
fällig nach rechts, und dann noch einmal 
nach rechts und dann nach links geht, steht 
er in einem Vorraum. Hier stehen ihm nun 
fünf Möglichkeiten offen, und wenn er Glück 
hat, kommt er dorthin, wo er Herrn Ober- 
regierungsrat IDr. Schneider, den Leiter des 
Landesamtes VIL/3, findet. Aber da muß er 
Glück haben; und da fragt es sich noch, ob 
er nicht woandershin wollte, vielleicht in die 
Wallnerstraße. Dort geht 'es ihm ähnlich. Er 
muß im Hausflur buchstäblich die Augen in 
die Hanide nehmiem, ulm zu tsieihien, welche 
Landesämter hier untergebracht sind. Wenn 
er dann gar noch über den Hof zur zweiten 
Stiege kommt, sagt er sich, ich gehe lieber, 
denn da drinnen muß es fürchterlich sein, 
der Stiegenaufgang verrät alles, nur nichts 
Gutes. Die Amtsräume am Fischhof habe ich 
mir vorige Woche angesehen, damit ich alles 
lebhaft in  Erinnerung habe. Kollege 
Hilgarth hat in seiner RedNe schon gesagt, 
daß es für einen Techniker eine Katastrophe 
ist, dort zu arbeiten. Wir wissen, daß es un- 
geheuer schwer ist, gute Techniker in den 
Landesdienst zu bekommen, weil die Be- 
zahlung zu gering ist. Wenn sich nun schon 
einer überwindet und sagt, für das Land 
werde ich um weniger Geld arbeiten, dann 
aber sieht, unter welchen Bedingungen er 
um dieses wenige Geld arbeiten muß und 
trotzdem nicht davonläuft, ist er ein Nieder- 
Österreicher, den man mit einigen Medaillen 
auszeichnen müßte. Das ist die Situation in 
umeren Miethäuisern! Wiir haben noch 
mehrere, ich will mir ersparten, siie aufzu- 
zählen. 

Nun noch ein Wort über das Haus Herren- 
gasse 13. Ich glaube, dieses Haus hat mit 
seiner groBen Vergangenheit allen Anspruch 
darauf, in einen Zustantd versetzt zu werden, 
der wirklich repräsentativ ist. Man läßt sich 
gerne gefallen, daß man dauernd an Dop- 
pelleitern, Malerkübeln und Pinsleln, verna- 
gelten Klosettanlagen usw. vorbeimarschie- 
ren muß, auch - wie es im Lied so schön 
heißt - ,,nicht zur Sommerszeit, sondern 
auch im Winter, wenn es ischneit", denn da6 
Haus soll noch lange der Nachwelt erhalten 
bleiben. Gestatten Sie, daß ich aber auf eines 
hinweise: Im Amtsbericht steht bei der Vor- 
schau für 1963, daß auch für die Errichtung 
einer Zentralheizung eine bestimmte Summe 
erbeten wurde. Ich habe im Voranschlag 
selbst nichts mehr darüber g&funden, und es 
wäre gut, wenn man versuchen wollte, die- 
sen Betrag aufzubringen. Durch den jetzigen 
Arbeitsvorgang beim Heizen wird wertvolle 
ArbeitSkraft vergeudet. Im Hof befindet sich 

ein mächtiger Kohlenhaufen, und nun kom- 
men Ca. 15 bis 20 schwarze Männer - das 
ist nicht politisch gemeint, es sind die Koh- 
lenträger - und schaufeln die Kohlen in  
Butten. Diese kommen auf 'einen Wagen 
und werden mit dem Aufzug in die Stock- 
werke befördert. Oben schnappen nun (die 
Kohlenträger die Butten und gehen damit 
von Zimmer zu Zimmer. Es ist heute ohne- 
dies nicht leicht, Arbeitsikräfte zu finden, und 
man könnte die vorhandenen sicher besser 
einsetzen. Ich glaube, die eriste Ilate für  den 
Einbau einer Zentralheizung iim Hause Her- 
rengasse 13 beträgt 3% Millionen S und 
dieser Betrag hätte sich rasch amortisiert. 

Über das Haus selbst könnte man noch 
etwas anderes sagen. Es hat soviel Geschichte, 
daß es sich lohnen würde, eine kulturelle 
Tat zu setzen. Man könnte an einer gut 
sichtbaren Stelle eine schöne Tafel anbrin- 
gen, aus der zu ersehen ist, was sich in die- 
sem Hause schon abgespielt hat. Man 
braucht sich dabei nicht zu genieren, auch 
das Wort ,,Republik" zu verwenden. Nicht 
nur in der Monarchie hat sich ganz Bedeu- 
tendes abgespielt. Im Jahre 1918 hat sich hier 
in diesem Saal die erste Nationalversamm- 
lung konstituiert, und letzten Endes ist auch 
in den Apriltagen 1945 hier Großes gesche- 
hen. Es haben sich - ich glaube 'es war am 
14. April 1945 - in diesem Hause ein ge- 
wisser Ing. Figl und ein gewißer Oskar 
Helmer getroffen, und sie haben beschlossen, 
übermorgen s$hen wir uns wieder und (dann 
müssen wir die Verwaltung dieses Landes in 
Schwung bringen. Am 16. April - so steht 
im Oiskar-Helmer-Buch zu lesen - war so- 
gar ein gewisisser Viktor Müllner hier, und 
diese drei Männer haben die Verwaltung 
dieses Landes wieder aufgebaut. Das könnte 
man der Nachwelt sagen, das sind Ereignisse, 
die wir nicht verschweigen wollen; und wir 
würden damit auch eine fkulturelle Tat 
setzen. 

Abschließend noch ein Wort über die 
Landhausküche: Diese Landhausküche ist 
eine Katastrophe für diie, die dort beschäf- 
tigt sind, aber fallweise auch für die, die 
dort essen wollen; denn an Donnerstagen, 
wenn beide Klubs am Vormittag ihre Be- 
sprechungen haben und vitelleicht für den 
Nachmittag eine Haussitzung anberaumt ist, 
dann entwickelt sich im Abgeordnetenspei- 
sesaal eine Drängerei, !die schon nicht mehr 
feierlich ist. Diesen miesen Umständen wollte 
man auch dadurch abhelfen, daß für die 
Landhausküche Veränderungen im Jahre 
1963 erfolgen sollten, und zwar Umbau dier 
Küche, Einbau eines Abgeordnetenspeisfe- 
Saales, Erneuerung der Einrichtung. Leider 



36 Landtag von Niederösterreih. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzung am 12. Dezember 1962. 

ist im Voranschlag f ü r  das Jahr 1963 hiefür 
nichts zu finden, also müssen wir damit 
rechnen, daß wir auch im nächsten Jahr un- 
ter widrigen Um'ständen 'das allerdings sehr 
gube Essen - #das gleicht die Sache wieder 
etwas aus - zu uns nehmen. 

Wenn ich nun diese Tatsachen aufgezeigt 
habe, dann möcht'e ich sagen, daß es nicht 
um die Beamten allein geht. Ich möchte 
wiederholen, was Kollege Hilgarth gestern 
hier schon gesagt hat: Es geht vor allen 
Dingen um unsere niederösterreichische Be- 
völkerung, der wir helfen müssen, der wir 
den ohnedies schwierigen Vex'kehr mit den 
Behörden erleichhern wollen. In diesem 
Sinne bitte ich Sie, meine bescheidenen Kri- 
tiken an den Tatsachen auffassen zu wollen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSPDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. Czidlik. 

ABG. CZIDLIK: Meine Damen und Herren 
des Hoben Hawses! Nicht zum erstenmal 
wird bei der /Behandlung des Budgets, 
Gruppe 0, Abschnitt 03, auf die Stellung der 
Bezirkshauptmannschaften in dier demo'kra- 
tischen V'erwaltung des Landes eingegangen. 
Trotz dier Verfassungsbestimmungen von 
1862 über 1920 und 1945 blieb die Demokra- 
tisierung der Bezirkshauptmannschaften eine 
leere Versprechung. Es mußbe immer wieder 
darauf verwiesen werden, daß ein zur Durch- 
führung in Aussicht gestelltes Bundesver- 
fassungsgesetz über die Organisation der all- 
gemeinien V'erwaltung in den Ländern bis 
heute nicht erschien. Während das über- 
gangsgesetz aus d'em Jahre 1925 wenigsbens 
in der Landesinstanz eine dem Geist der de- 
mokratischen Verfassung entsprechende Lö- 
sung brachte - es wurden in der Landes- 
instanz übergangsweise Biestimmungen ge- 
troffen, die den dtemokratischen Auffassun- 
gen entsprechen -, blieb in der Bmezirksin- 
stanz alles beim gleichen. Heute noch füh- 
ren die Bezirkshauptmannschaften mit ihren 
berufsmäßigen Organen - wenn tauch in 
Unterstel~lung unter dien gewählten Lades -  
hauptmann - in eigener Machtvoltlkommcn- 
heiit die Macht weiter. Bedenken Sie, daß 
die Bezirkshlauptrnannschiaften 'in manchen 
Dingen letzte Instanlz sind. Die Be- 
zirkshauptmannschaften sind praktisch die 
letzten Relikte eines Föderalismus oder, 
wenn Sie wollen, eine Art Statthalter&. Es 
wurde blereits (einmal im Hohen Hause dar- 
auf verwfesen, daß den Bezirklshauptmann- 
schaften im Rahmen der zivilen Verteidigung 
un'd insbesondere des Grenzschutzes be- 
stimmte Aufgaben zugewiesen werden. Da 
ist es durchaus keine Beruhigung, zu wissen, 
daß die Blezirkshauptmannschaften in der 

stü'nden. D 

auss Wiener Neustadt, Wienerstnaae 19, hat 
namens eines Mandanten an die Gemeindie 
Pernitz, Bmezirk Wiener Neustadt, die An- 
frage gerichtet, über welche Gemeindepar- 
aellien 'der Wseg führt, dessen Ersitzung die- 
ser behauptebe. Auch sollte die Gemeinde 
Auskunft geben, ob sie die Ersitzung aner- 
kenne oder bmestreite. Da die Gemeindie Per- 
nitz diese Anfrage nicht beantwortet hat, hat 
Herr Biezirkshauptmann Hofrat Mohr, der 
übrigens wissen müßte, daß es sich in .die- 
sem Fall um einte Angelegenheit privatwirt- 
schaftlicher Natur handelt und niemand an- 
nehmen kann, daß die Gemeinde aus fEien 
Stücken Auskunft gibt, die ihr wirtschaft- 
liche Nachteile bringen könnte, von tdier Ge- 
meinde Pernitz binnen drei Tagen einen 
Bericht angefordert. Als diese Aufforderung 
erfolglos blieb, l'egte Hofrat Mohr den Akt 
der Landesregierung vor, mit der Bitte um 

heutigen Form eine Plattform für autoritäre 
Anwandlungen ergeben könnten. Die Praxis 
hat eines gelehrt: Soviel Macht in den Hän- 
den einzelnler verkittet leider manchmal da- 
zu, daß diese Macht nicht immer im demo- 
kratitschen Sinn verwendet wird. Man muß 
sich immer wieder wundern, wenn im Art. 1 
unserer Verfassung ausgesprochen wird: Al- 
les Riecht ge'ht vom Volke aus, daß das de- 
rnolkratische Fundament dier Bezirksvtenval- 
tungen bis zum heutigen Tage noch nicht 
ausgebaut wurdie. 

In Verbindung damit muß man einiges 
konkretler besprechen. Bei der Behandlung 
des Budgets 1961 fand sich IGelegenheit, auf 
die sogenannten Kanzleigebühren dfer Be- 
zirkshauptmannschaften einzugehen, die 
ohne gesetzliche Fundierung seit ,dem Jahre 
1945 eingehoben werden. Es hat sich aller- 
dings in der Zwischenzeit 'der Namle geän- 
dert, es ist jetzt nach 5 76 AVG ein soge- 
nanntes Amtspauschale für  Barauslagener- 
satz. Ich verweise darauf, daß bereits im 
Jahre 1954 meine Gemeinde gegen einen der- 
artigen Bescheid einer Bezirkshauptmann- 
schaft Berufung eingelegt hat, doch wurde 
diese Berufung bis zum heutigen Tage nicht 
erledigt. Es wirft jedenfalls ein eigenartiges 
Licht auf diese Tatsache und hat mit der 
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit sicher 
nxhts zu tuIn. In Verbindung damit ,erhebt 
sich dile zwingende Frage, welche Stellung- 
nahme beispielsweise die niederöster- 
reichiischie Landiesregierung einnehmen wird, 
wenn nun einige Gemeinden daran dsenken 
sollten, ähnliche Amtspauschalie für soge- 
nannte Barauslagmersätze einzuheben. 

Weiter möchte ich mich mit zwei Dringen 
beschäftigen, die eine Bezirkshauptmann- 
schaft betreaen. Dler Rechtsanwalt Dr. Bauer 
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entsprechendes Einschreiten. Da die Gemein- 
de über ihr Eigentum selbst verfügen kann 
und es ihre Angelegenheit ist, dessen Be- 
nützung odrer Verwaltung zu bestimmen, 
konnte auch die Landesregierung in  dieser 
Sache nichts unterne'hmen. 

Nun ,ein zweiter Fall dier gleichen Bezirks- 
hiauptmlannschaft. Herr Bez~irk~shauptmam 
Hofrat \Mohr be'kam durch die Abschrift eines 
Schreibens des vor kurzem verstorbenen 
Bürgerm!eisters Rudolf Herold von Walpers- 
bach, gerichtet an die Gattin eines Zimmer- 
meisters aus Walpersbach, davon Kenntnis, 
daß zwischen den beiden Differenzen be- 
stünden. Durch dire Einvernahme der Gattin 
diieses Zimmermeisters, des Gemeinderabes 
Fuchs und des Herrn Bürgermeisters Herold 
wurde folgender Sachverhalt fNesbgesteYlt: 

Anläßlich einer zufälligen Anwesenheit in 
der Sparkasse Wiener N'eustadt nahm Bür- 
germeister Herold wahr, daß die Gattin des 
Zimmerm~eisbers auss Walpersbach einen Bar- 
betrag von Ca. 100.000 S abhob. Alls kurz 
darauf im Gemeindevorstand von Walpers- 
bach über einen Rekurs des Zimmermeisters 
und sieiner Gattin gegen di'e Vorschreibung 
der Anschlußgebühr für die Wasserleitung 
in dler Höhe von 1200 S verhandelt wurde, 
erklärbe Bürgermeister Herold zu den An- 
gaben der Rekurierenden, diese Summe von 
1200 S wäre für sie untragbar, ldaß (die Frau 
vor kurzem rund 100.000 S von dcer Spar- 
kasse abgehoben habe. Diese Erklärung im 
Gemeindevorstand genügbe für Iden Bezirks- 
hauptmann, um den Bürgermeister zu rü- 
gen und ihn aufzufordlern, derartige Bemer- 
kungen in Hinkunft zu unterlasslen. Weitere 
Beschuldigungen dler Frau dieses Zimmer- 
meisters wurden vom Bürgermeister Herold 
in Abrede gestellt. Herr Hofrat Mohr legte 
den Akt 'der banldesregierung mit der Bitte 
um weitere Wleisuug vor, (Aber auch in die- 
sem Fall konnte die Landesregierung nichts 
unternehmen. 

Ein weiterer Fall, der sich,er wert ist, be- 
sprochen zu werden, betrifft die Bezirks- 
hauptmannschaft Neunkirchen. Anläßlich des 
Wahlkampfes - eine Zeit, in der es an und 
für sich größere Spannungsielder gibt - 
wurde von der Sozialitstischen Partei um 
eine Lizenz für dite Benützung des Laut- 
sprecherwagens angesucht. Dieses Ansuchen 
stammte vom 23. Oktober. Die Lizenz wurde 
bewilligt und (der Wagen in Bfenützung ge- 
nommen. Selbstverständlich hat dife ÖVP 
ebenfalls einen Lautsprecherwagen einge- 
setzt und diesen auch benützt, doch konnte 
festgestellt werden, daß si'e mit ihrem Laut- 
sprecherwagen auch in Kurgemeinden mit 
der Wahlwerbung tätig war, währenid dlies 

in der Lizenz der Sozialistischen Partei aus- 
drücklich verboten war. Erst nach Verlauf 
von ungefähr zwei Wochen 'konnte dises ein- 
deutig festgestellt werden. Es wurde bei der 
Bezirkshauptmannschaft Neunkirchen ange- 
fragt, ob für  diie Österreichische Volkspartei 
diesbezüglich eine Ausnahmegenlehmigung 
gegeben worden sei. Der zuständige Sachre- 
ferent hat sich entschuldigt und erklärt, es 
müsse sich um ein Mißverständnis handeln, 
man möge die Lizenz bringen, es würde die- 
ses Vefibot iauch bei der  Lizenz ldi3r Sozi'ali- 
stischen Palrtei beseitigt wendlen. Das war arn 
2. November geschehen. Einige Tage darauf 
hatte ich persönlich Gellegenheit, mit Herrn 
Bezirkshauptmann Hofrat Dr. Gründler in 
Neunkirchen zu sprechen und bin auf diese 
Angelegenheit eingegangen. Er hat sich den 
zuständigen Sachreferenten holen lassen und 
bei dieser Gelegen'heit habe ich gefragt, ob 
es außer dieser nun beseitigten Ausnahme- 
genehmigung fü r  die ÖVP auch noch eine 
weitere Ausnlahmegenehmigung bezüglich 
der Uhrzeiten gäbe? Das wurde nua tatsäch- 
lich zugegeben. Während nämlich die Sozi- 
alistische Partei nur in dler Zeit von 8 bis 12 
Uhr und von 14 bis 18 Uhr den Wagen be- 
nützen durfte, konnte die ÖVP ihren Laut- 
sppriecherwagen idiurchlaufend von 8 bis 19 Uhr, 
also täglich um drei Stunden länger, be- 
nützen. (Abg. Schlegl: Das ist wahrschein- 
lich die Ursache, daß ihr die Wahl verloren 
habt!) Ihr Zwischenruf ist sicher interessant, 
er veranlaßt mich aber, Ihnen weitere pi- 
kante Tatsachen aus der Bezirkshauptmann- 
schaft Neunkirchen mitzuteilen. 

Es ist selbstverständlich seitens der Sozi- 
alilstischen Partei an die Bezirksihauptmnn- 
schaft Neunkirchen in der Erwartung heran- 
getreten worden, daß die Liizenz restlos so 
berichtigt wird, daß 'sie dieselbe Benützungs- 
möglichkeit wie jene der ÖVP-Lizenz bein- 
haltet. In dem Bescheid vom 14. 11. 1962 
heißt es unter anlderem: ,,. . . wird nach Ein- 
holung der Zustimmung der Biezirkspartei- 
leitung der ÖVP in Neunkirchlen mitge- 
tei l t . .  ." Meine Damen und Herren, ich habe 
den Eindruck, daß hier nicht nur der Beweis 
von der Beziikshauptmannschaft selbst er- 
bracht ist, daß einseitig vorgegangen wurde, 
sondern daß sie sich durch diesen Passus, 
daß sie erst die Zustimmung m einer Be- 
richtigung bei der ÖVP eingeholt hat - fast 
möchte ich sagen -, mit dieser Partei iden- 
tifiziert. 

Abschließend möchte ich folgendes sagen: 
Solange die Demokrativierung dter Bezirks- 
hauptmannschaften nicht durchgeführt ist 
und der jetzige Zustand in diesen Bezirks- 
verwaltungsgebiebskörperschiaften bestehen- 
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bleibt, müßte man erwarten, daß die Herren 
Bezirkshauptmänner im Verkehr mit den 
Vertretern der staatverhaltenden Parteien, 
insbesondere aber mlit den Herren Bürger- 
meistern, ein besonderes Takt- und Finger- 
spitzengefühl entwickeln. Ich glaube, in eini- 
gen Fällen nachgewiesen zu haben, daß das 
nicht immer dler Fall ist, und würde sehr 
bittien, daß die Regierungsstellen, die in 
Frage kommen, die Herren Bezirkshaupt- 
männer dahingehend unterrichten, daß der- 
artige Dinge in Zukunft vermieden werden. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Hierr Abg. Laferl. 

ABG. LAFERL: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren des Hohen Landtages! 
Nach den Ausführungen meines Herrn Vor- 
redners wäre )es jetzt meine Pflicht, einen 
Resolutionsantrag in diesem Hohen Hause 
mit dier Bitte einzubringen, ab 1. Jänner 1963 
die Demokratisierung der Bezirksverwaltun- 
gen durchzuführen und dem Landesamt 1111, 
Herrn Landeshauptmannstellvertr. Dr. Otto 
Tschadek, zu unberstellen. (Beifall bei der 
SPÖ.) Der Herr Kollege kann aber Gift dar- 
auf nehmen, daß ich diesen Resolutionsan- 
trag nicht stellen werde. (Zwischenruf bei 
der SPÖ: Leider! - Heiterkeit Zinks.) Das 
ist eine alte Walze von unserem Herrn Kol- 
legen. Es ist nur gut, daß er darüber spre- 
chen konnte; wäpe er heiser gewesen, hätten 
wir nur dlas Tonband vom Vorjahr abspie- 
len lassen brauchen, und wir hätten all das 
gewußt, was wir vor zwei oder drei Jahren 
auch schon gehört haben. Nach seinen Schil- 
derungen sind in den Bezirken Wiener Neu- 
stadt und Neunkirchen unter der Willkür- 
herrschaft eintes Raubritters Dr. Gründler 
oder Dr. Mohr Zustände, wie sie im Kongo 
oder im tiefsten Asien herrschen. Dem kann 
ich aber entschieden entgegentreten. Wir 
waren bestrebt, das Wort Wahl in diesem 
Hohen Hause heute nicht in dien Mund zu 
nehmen, aber nachidem es mein Kollege ge- 
tan hat, möchte auch ich ganz kurz darauf 
eingehen. Sie werden mir, meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren des Hohen Hauses, 
konzedieren, daß ich als Bürgermeister ein 
bißchen etwas verstehe, denn es sind bald 
18 Jahre - Kollege Wehr1 kann es bestäti- 
gen -, daß wir beide Bürgermeister sind. 
Bis heute haben wir mit der Bezirkshaupt- 
mannschaft Wienler Neustadt nur gut zu- 
sammengearbeitet; Bezirkshauptmann Hof- 
rat Dr. Liuidiwig Mohr habe ich a b  musitler- 
gültigen Beamten dies Landes Niederöster- 
reich kennsengelernt, der in allen seinen Ent- 
scheidungen hundertprozentig objektiv ist. 

Ich kann verstehen, daß es den Herren von 
der Linken oft nicht paßt, wenn er genau 
nach dem Gesietze vorgeht. Ich kann seine 
Handlungsweise nur in jeder Weise unter- 
streichen. Den Fall Walpersbach, lieber Herr 
Kollege, kennse ich genau, ich will aber dar- 
über nicht Peden, denn Tote läßt man ruhen. 
Bürgermeister Herold war mein Freund, und 
in den 18 Jahren unserer Zusammenarbeit 
haben wir nie die geringste Differenz gehabt. 

Uber die Sachte mit dem Lautsprecherwa- 
gen lieBe sich eine halbe Stunde reden. Ich 
führe nur Mitterndorf an, wo man unseren 
Lautsprecherwagen vor der Wahl fast Zer- 
trümmert hat, wo man Nacht für Nacht alle 
unsere Plakate heruntergeriissen hat. Ich 
habe KolIegen Nationalrat a. D. Erich 
Schramm persönlich angerufen und ihn ge- 
beten, das einzustellen, da ich sonst meine 
Parteifreunde in meiner Gemeinde auffor- 
dern müßte, $in der Nacht sämtliche sozialisti- 
sche Plakate hlerunterzureißen und alle An- 
schlagstafeln zu zertrümm!ern. Ich habe das 
natürlich nicht getan, denn vor der Wahl 
habe ich an allfe 48 Gemeindeorganisationen 
meines Bezirkes die Weisung hinausgegeben, 
kein Plakat herunterzureißen, ganz gleich, 
von welcher Partei 'es ist; tdlenn man kann 
auch anders werben als mit so barbarischen 
Maniepen. Bei einem Wahlkampf gibt es 
aber manchmal Entgleisungen. Zum Beispiel 
hat unser sehr verehrter Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Otto Tschadek in 
Bruck an dier Leitha unslere Wahlwerbung 
als einen Faschingszug hingestellt. Ich 
glaube, wenn es ein Faschingszug war, ha- 
ben Sie sich im Datum geirrt; es war nicht 
der 18. November. Man sollte aber von so 
hohen Herren m'ehr Sachlichkeit verlangen 
können. Ich habe oft und oft unseren sehr 
verehrten Herrn Landeshauptmann Dr. Figl 
und unserien verehrten Herrn Landeshaupt- 
mannstellvertreter Müllner gehört und muß 
sagen, da hat  es nie solche Entgleisungen ge- 
geben wie bei Landeshauptmannstellvertne- 
ter Dr. Tschaddk, der in der Stadthallie in 
Bruck ausgerufen hat: ,,Das wird für die 
ÖVP - nach diesem Faschingszug - ein 
Aschermittwoch werden!" Es wurde für  die 
ÖVP kein Aschermittwoch, sehr verehrter 
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Herr Landieshauptmannstellvertreter, son- in dieser 1 
dern \ein Karfreitag für die SPü. der Druck 
(Ldshptmstv.  Dr. Tschadek: Nach d e m  Kar- 
freitag kommt  die Auferstehung!) Dann 
wirst du auferstehen. (Abg. Stangler: Herr 
Landeshauptmann, bist du vielleicht schon 
tot?) Das war nur eine Feststellung, und ich 
glaube, daß wir uns bei unserer braven Be- 
amtenschaft nur bedanken können. Zu einer 
Demokratisierung der Bezirksverwaltungen 
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haben wir gar kein Verlangenl. Wir 
sinid zufrieden mit dem heutigen Zustand, 
werden es auch in Zukunft sein unid haben 
kieinse Venanlasistunig, das zu ändern. Der 'Ge- 
setzgeber, dile Herren im Hohen Hause drü- 
ben am Ring, wissen bestimmt besser, was 
gut und was schlecht ist. Es ist sehr erfreu- 
lich, wenn man nach 1945 wied'er feststellen 
kann, daß Familie und Gemeinde nicht nur 
in Österreich, sondern darüber hinaas in 
Europa, vielleicht sogar in der ganzen Wlelt, 
heute wieder diesen Platz einnehmen, der 
ihnen von Haus aus und von Natur aus zu- 
steht. Familie und Gemeinde - Familie die 
kleinste Keimzelle des Staates, von der alles 
Leben ausgeht, und die Gemeindje, die kllein- 
ste Keimzelle der Verwaltung. Es gibt nur 
diese einzige Einrichtung, die einen (engeren 
Kontakt mlit der Bevölkerung herstellt. 
Wenn mn (die Qemeiiadeverfassluingisnovelle, 
dile am 12. Juli 1962 das Hohe Hau's passierte, 
in Kraft getreten ist, dann hoffen wir alle, 
der Bürgermeister wile seine Mitarbeiter und 
die Bevölkerung, daß dieses Gesetz, so wie 
das Gemeind~ereich~sgesetz vom 5. März 1862, 
ebenfalls 100 Jahre zum Wohle der Gemein- 
den dienen möge. Nach 100 Jahren wird sich 
erweisen, ob dieses Gesetz noch so eiinen 
Wert und Anklang hat wie das vom 
5. März 1862. Wenn wir bedenken, daß 
Kaiser Franz Joseph am 2. Dezember 1848 
die Reißierung IantEetreten untd am 
17. März 1849 bereits das kaiserliche Patent 
herausgegeben hat, das die freie Gemeinde 
als die Grunidfeste des freien Staates kenn- 
zeichnete, dann muß man diesem Manne von 
damals schlirn einen gewissen Weitblick zubil- 
ligen. Eines steht fiest, im Interesse der Ge- 
meinde als kleinste Keimzellle der Verwal- 
tung, in der das Wohl und Wehe dler Bevöl- 
kerung besprochen wird, in der alle Pro- 
bleme eines Ortes, einer Gemleinde, einler 
Stadt diskutiert werdien, ist es  zu begrüßen, 
daß dies9es neue Gesetz am 12. Juli 1962 ver- 
abschliedet wurde. Vielleicht war es nur ein 
Zufall, daß diieses Gesletz gerade am Vor- 
abend des Beginnes des Europäischen Ge- 
meindetages in Wien den Ministerrat pas- 
sierte. Vielleicht wollte Österreich damlit do- 
kumentieren, daß es hier dlen ersten 'Schritt 
in dliieser Angelegenheit macht; oder war es 
der Druck von 3.600 Delegierten aus ganz 
Europa? Fmeststeht aber, ldaß diesfes Gesetz im 
Ministerrat am Vorabend der Eröffnung dies 
Europäischen Gemeindebages in der Wiener 
Stadthalle genehmigt wurde. Sehen Sie, 
meinte sehr venehrten Damlen und Herren, 
das dürfen wir nicht vergessen. Man könnte 
über die Gemeind'en stund(en1ang sprechen, 
man könnte über die Gemeindeverfassungs- 

novelle redten. Das, was in der Gemeinfde ge- 
schileht, das intenessilert jeden Bürger der 
Gemeinde. Sie sehen das am deutlichsten, 
wenn Sie in den Gemeinden die Wahlresul- 
tate bei den verschiedenen Wahlen ansehen. 
Eiae Gemieindferatswahl hat ein ganz andleres 
Ergebnis als eine Nationalratswahl. Warum? 
Weil der Bürger genau weliß, welchen Bür- 
germeister er in die Gemleindestube schickt, 
und welil 'er weiß, daß von diesen Piersonen 
auch dile (Gewähr ausgeht, daß das Wohl und 
Wehe der Bevölkerung seinler Heimatge- 
meinde auch wirklich berücksichtigt wird. 
Darum möchte ich zum Schlutsse sagen: 
Reiche sind zerfallen, Thronle wurden ge- 
stürzt, Dynastien kamen und gingen, Dikta- 
tonen sind verschwundlen, diie Gnenzen wur- 
den umgeackert, eines aber ist geblieben, die 
freie Gemeinde! (Beifall bei der OVP.) 

PRÄSDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Landeshauptmannsbellvertneter Dok- 
tor Tschadek. 

Lanideshauptmannste~lllv~ertreter DOKTOR 
TSCHADEK: Hohes Haus! Ich möchte einlei- 
tend feststellen, daß mich nicht die Redle des 
Herrn Abg. Laferl verleitet hat, das Wort zu 
ergneifen. Ich stehe zwar grundsätzliich auf 
dem Standpunkt: Ehre wem Ehre gebührt, 
aber ich hüte mich auch vor tfbertreibungen. 
Ich habe mich aus ganz anderen Gründen zu 
Wort gemeldret: ich bin der Meinung, daß die 
Bwdgetrdebatte ein Anlaß zur Betrachtung 
landespolitischer Fragen sein soll und daß 
wir gem'einsam gewisse Probleme im Rah- 
men diesier Budgetdebatbe überprüfen soll- 
ten, die für die Demokratie dles Landes nötig 
unid von größter uinid autsschlaggebendier 
Bedeutung sinld. Dler Herr Abg. Hilgarth hat 
gestern in seiner Rede sein Bekenntnis zur 
Demo'kratiie abgellegt unid hat erklärt, daß 
auch seinie Partei voll und ganz hinter der 
Demokratie steht. Hohes Haus! Demrykratie 
aber erfordert Verbuindenheit zwischien Ab- 
geordneten und Wählern. Es wirft sich daher 
die Frage auf, ob diese Aufgabe in einem so 
grofien Lande wie Niederösterreich von 56 
Abgeordneten erfüllt werden kann. Nach 
Artikel 96 des Bundesverfassungsgesetzes 
sind die Zahlen der Abgeordnceten festgelegt. 
Wien scheidet aus, es hat 100 Gemeinderäte, 
die gleichzeitig Landtagsabgeordnete sind, es 
stuft sich dann die Abgeordnetenzahl nach 
der Bevölkerung, bis 1,500.000 Binwohnern 
sind 56 Abgeordnete vorgesehen, dann 
kommt die Zahl von 48 und schließlich die 
Zahl von 36 Abgeordneten. Es haben daher 
Oberösterreich und Steiermark je 48 Abge- 
ordnete, das Burgenland und Vorarlberg je 
36 Abgeordnlete, Niederösterreich hat, wie 
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wir alle wissen, 56 Abgeordnete. Wir errei- 
chen die Zahl von 1,500.000 Einwohnern 
nicht. Wir sind durch die Volkszählung zu- 
rückgeblieben. Trotzdem glaube ich aber, 
sollbe dies kein (Grund sein, nicht die Frage 
zu diskutieren, ob nicht die IMandatszahl ver- 
mehrt werdlen sollte, denn man kann bei 
der Verwaltung eines Landes nicht nur da- 
von ausgehen, wie viele Mienschen in diesem 
Lande wo'hnen, sondern man muß auch be- 
rücksichtigen, wie die territorialen Verhält- 
nisse in diiesem Lande sinld, wie groß das 
Land ist, wie groß die Bezirke sind, die ein 
Mandatar zu betreuen hat. Man muß siich da- 
her die Frage stellen, ob derzeit die Zahl ge- 
nügt, um den innigen Kontakt, den der 
Volksvertpeter mit der  Bevölkerung haben 
soll, aiufrechtzule~halten. Wir werden in die- 
ser Richtung keinen Antrag einbringen, ich 
möchte aber die Frage zur Diskussion stel- 
len. Ich glaube, {es wäre auch in den Reihen 
der Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei nicht uninteressant, diese Frage 
zu prüfen, denn auch sie werden manchmal 
das Gefühl haben, daß Bezirke weniger gut 
vertreten wurden, daß es da und dort not- 
wendig wäre, im Landtag eine stäfikere Vser- 
tnetung zu haben. Ich bittie )also, (diese Frage 
im Interesse (der 'Demokratie, im Interesse der 
unmittelbaren Vferbundenhleit zwischen Ab- 
geordneten und der Bevölkerung einmal 
einer eingehenden unid sachlichen Prüfung 
zu unterziehen. 

Das zweite, das ich sagen wollte, meine 
sehr geehrtien Damen und Herren, ist, daß 
wir uns mit dem Problem des Föderalismus 
auseinandersetzen sollen. 

Österreich ist eine demokratische Republik, 
Österreich ist ein Bundes!staat. So lauten die 
beiiden ersten Artikel unserer Bundesver- 
fassung. Bundesstaat bedeubet föderalisti- 
schen Aufbau der Verfassung und föderalisti- 
schen Aufbau der Verwaltung. In der Rechts- 
wissenschaft haben wir die Theorie vom Stu- 
fenbau der Rechtsordnung, die von Univer- 
sitätsprofessor Merk1 vor mehr als 30 Jahren 
aufgestellt wurde und die die heutige Grund- 
lage jeder Staatsrechtslehre und jeder Rechts- 
Philosophie geworden ist. Analog dazu gibt 
es meiner tfbierueugung nach einen Stufen- 
bau der Gesellschaft, die Gemeinde - davon 
hat Herr Abg. Laferl gesprochfen -, den Be- 
zirk, das Land und den Bund. Wenn wir die- 
sen Stufenbau der Gesellschaft organisch an- 
erkennen, so müssen wir darauls auch gewisise 
Konsequenzen ziehen, denn es ist ja notwen- 
tdig, Idle Kompetenzen zu verteilen zwischen 
Bundesgesetzgebung und Landesgesetz- 
gebung, die Kompetenzlen zu vertelilen in der 
Vollzbehung und in der Verwaltung. Und bei 

dieser Kompetenzverteilung sollte meiner 
Überzeugung nach stets die Frage gestellt 
werden, wer kann eine Aufgabe am besten 
lösen? Und wenn diese Frage beantwortet 
ist, \dann soll man klar iunld laeutlich iaie 
Kompetenzen nach dieser logischen Beant- 
wostung der Frage fiestst'ellen. Es ist heute 
schon davon gesprochen wordten, daß das 
Parlament im Juli 1962 die Bunidesverfa#s- 
sungsnovelle 1962 beschlossen hat, die die 
Neuregelung, die verfassungsmäßige Neure- 
geliung dles Gemeinderechtes vorsieht. Diese 
Verfassungsnovlelle ist mit Bundesgesetzblatt 
vom 20. Juli 1962 kundgemacht worden. Sie 
so11 die Gem'eindeautonomie stärken und den 
Gemeinden einen größleren Wirkungsbereich 
einräumen. 

Lassen Sie mich über die Grundzüge dieser 
Gemeindeverfassungsnovielle einige kurze 
Betrachtlungen anstellen. Dier Artikel 116, der 
neu geschaffen wurde, stellt fest, daß sich 
jedes Land in Geimeinden gliedert und daß 
die Gemeinden Gebietskörperschaften mit 
diem Riecht der Selbstverwaltung sind und 
eigene Verwaltungssprengel darstlelllen. Es 
ist außerdem verfassungsmäßig flestgelegt, 
daR jedes Grundstück zu iirgendeiner Gemeinde 
gehören muß. Wir haben ferner im Artikel 
116 andere wichtige Feststellungen, die bis- 
weilen umstpitten waren, vor allem die Fest- 
stellung, daß den Gemeinden das volle wirt- 
schaftliche Recht einer jedien Rechtspersön- 
lichkeit zusteht, also auch das Recht auf wirt- 
schaftliche Uniterndhimuinigen, so weit sie mit 
den Bundes- und Landesgesetz'en in Ein- 
klang zu bringen sind. Ich möchte ganz offen 
sagen, daß ich naturgemäß nicht dler Meinung 
bin, daß es Aufgabe #der Gemeinden wäre, 
nun willllkürlich Gewerbebetriebe zu schaffen 
und zu betreiben, sondern daß dibeses wirt- 
schaftliche Recht einer Selbstbeschränkung 
bedarf, indem man dort solche Unternehmun- 
gen gründiet, wo sile im Interesse einler Ge- 
meinwirtschaft gelegen sind. Das verf assungs- 
mäßige Recht ist aber dlen Gemceinden im Ar- 
tikel 116 erstmalig klar und deutlich gege- 
ben worden. Wir haben auch die Feststiel- 
lung im Gesetz, daß die Gemeinden mit mehr 
als 20.000 Einwoheern ein gewisses Recht 
haben, Statutanstädte zu werdien. Das Land 
kann feinen solchen Antrag nur ablehnen, 
wenn begründete Landesinteressen gegen- 
überstehen, die Bundesregierung hat ledig- 
lich ein Einspruchsrecht. Ansonsten muß der 
Stadt (das Statutiarrecht verliehen wenden. Es 
werden sich daher in NiederÖsterreich wahr- 
scheinlich die Statutarstädte vermehren. Ich 
glaube, daß Baden die Grenze überschritten 
bat iunld zuminidest i&s Anrecht hätte, 
einen Antrag auf Ernennung zur Statutar- 
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Stadt zu stellten. Wenn 'es zur Zusammen- 
legung von gröaeren Gebieten kommt, ued 
eine solche Zusammenlegung ist zum Beispiel 
im Gebiet Ternitz-Wimpassinig geplaint, so 
wäre es durchaus möglich, daß dort solche 
Schwerpunkte entstehen, die dile Errichtung 
neuer Statutarstädte nach sich führen wür- 
den. 

Der Artikel 118 dies neuen Bundesverfas- 
sungsgesetzes über dite Autonomie der Ge- 
meinden sichert den Gemeinden einen be- 
stimmten Rechtswirkungskreis. Es ist genau 
festgelegt, was dien Gemeindfen mindestens 
als eigenes Recht, als eigener Wirkungskreis 
gewahrt bleiben muß. Es kann darüber hin- 
ausgegangen werden, gber Einischränkun- 
gen unter die Aufzäihlungen idiets Artikels 118 
sind nicht möglich. In diesem Wirkungsbe- 
Deich der Gemeinden ist auch die Feststel- 
lung getroffen, daß die Gemeinde ein polizei- 
liches Verordnungsrecht hat, um auf gewis- 
sen Gebieten der Sichlerhleit, der Wohlfahrts- 
Polizei, dier Sittenpolizei und dergleichen 
ortliche Maßnahmlen zu treffen, damit die 
Übertretung mit Ver Wal tungsis t raf e belegt 
werdlen kann. Lassen Sie mich dazu etwas 
sagen. Diese Frage war bei der Diskussion 
über die Gemeindeverfassung sehr umstrit- 
ten. Nach dem Entwurf des Stadtlebundes 
solltle da3 Verordnungsrecht weiter ausge- 
baut werden. Es ist das Wort gefallen, daß 
der gewerberechtsfneie Raum von der Ge- 
meinde ausgefüllt werden soll. Ich glaube, es 
war ein Verdienst der niederösterreichischien 
Unterhändler, daß wir diese weitle Auslegung 
vermieden haben, denn ich mache keinen 
Hehl daraus, daß ich auf dem Standpunkt 
stehe, es soll einlen rechtsfreien Raum geben, 
in dem sich der Staatsbürger bewegt. Man 
soill Normen unld Gesetze nur soweit schaffen, 
als sie notwendig sind, um die Ordnung und 
die IGesellschaft aufrechltzuerhalten. Jede 
Einschranlkung des rechtsfreien Raumes ist 
eine gewisse Gefahr fü r  die Freiheit der 
Persönlichkeit, und dteshalb habe ich - un- 
teristützt von den Beamten, vor allem von 
Herrn Hofrat Dr. Suchantelk - in \der Läntdler- 
konferenz eine Einschränkung !erbeten. Wir 
können mit Blef riedigunig f esbstellen, idiaß die 
Verfassungsnovelle in weiser Selbstbeschran- 
kung nunmehr einen Weg gegangen ist, der, 
wie ich glaubie, allen Teilen gerecht wird 
und der allie Teile befriedigen kann. Ein 
Problem war natürlich auch die Frage, wel- 
ches Rechtsmittel für die Entscheidungen der 
Gemeinden, die sie im eigenen Wirkungs- 
kreis treffen, vorgesehen werden 'soll. Frag- 
liche Entscheidungen kann jeder treffen, da- 
von ist w'eder ein Richter frei noch ein Ver- 
waltungsbeamter, noch ein Bürgermeister. 

D,en unfehlbaren 'M,enschNen gibt es nicht, und 
es soll daher jceder 'Bürger 'die Möglichkeit 
haben, einlen gewissen Instanzenzug auszu- 
'schöpfen, um wirklich zu slein,em Recht zu 
kommen. Die ~Gemleind~everfassungsnovell~e 
ge'ht hier, so glaube ich, einen vernünftigen 
Weg. Sie stellt fest, daß im eigen'en Wir- 
kungskr'eis zunächst einmal ein ordentliches 
Rechtslmittel an die V,erwaltungsbehörden 
nicht gegeben ist, ssondcern es .soll sich der 
Instanzenzug innerhalb d'er Gemeinde ent- 
wickeln, also gegen eine Verfügwg des 
Bürgermei,sters soll ein Rechtsmittel an dmen 
Gemeinderat al's 'souveräne Körp'erschaft, als 
höch,ste Körperschaft der Gem'eindte gerichtet 
werden können; und dort, wo es sich um 
wirkbiche R,echtsverletzungen hand'elt, 'soll es 
das M,itttel der Vonstellung an die Aufsichts- 
behördle g'eben. Die Aufsichtsbehörde kann 
dann 'den Rechtsfall üb~erprüflen; wenn sie 
zur Übferzeugung kommt, daß falsch entschie- 
dren wurde, dann kann si'e die Aufhebung 
verlangen und dsen Akt an die erste Instanz, 
d,as 'heißt an die Gemeinde, zurückvlerwei- 
Sen. Sie kann in der Sachte slelbst nicht ent- 
scheiden, sie hat  'nur [die kassatorische Mi&- 
lichkeit, und damit haben. wir ein Recht,smit- 
tel unter vdlcer Wahrung der Gemeinde- 
autonomie. Es ist uns hier aEso eine glück- 
lich'e Kombination gelungen, und ich 'seh,e 
darin einen Fortschritt und leinen Vorteil, so- 
wohl für  den ,einZehen 'Staatsbürger als auch 
für die Autonomime der Gemeinschaft. 

Hdhies 'Ha'us! Die V~erfia~sisiungsgeisietznovell~e 
tritt allerdings erst mit 31. Dezemb,er 1965 
in Kraft, weil das V,erf,assu,ngsrecht kein di- 
rekt 'anwendbares Recht i$t, sondern nur ein'en 
Auftrag an den Landesgesetzgeber darstellt, 
seinerseits Landtesgewetze auszuarb'eiten, die 
d'en Grundsätzen des B,undesverfassungsge- 
setzes Rechnung tragen. Meinter Überzeugung 
nach wird ,es in den nächsten zwei Jahren 
e k e  der größten l'egislativen Aufgaben sein, 
d'le da(s Land Niederö'st'erreich zu bsewälti- 
gen hat, di'eace Durchführungsgesetze so zu 
erstellen, daß sie im guten Einklang mit dem 
V'erfassungsgesetz unid im Interesse von Volk 
und Gemeinde praktisch wirk,sam werden. EIS 
sollte #der Ehrigeliz ldses (derzeitigen Landt8ages 
sein, di,e neue nie~d,erösterre'chischie Gelmeinde- 
Ordnung möglichst noch vor den N,euwahllen 
zu beschbeßen, weil dle Überleitung gewiß 
mindestens ein Jahr erfordiern wird. Wenn 
di,e Gesetze also am 1. Jänner 1965 in Kraft 
treten sollen, dann ist 'es notwendig, daß wir 
uns mit diesem Problem se'hr bald auiseinan- 
dersetzlen. Dime Beamten meineß R,eferates 
sind bereits dabmei, diese Arbeit in Angriff zu 
nehmcen. So hat eine Länd,erkonf,er,enz in 
Eisenstadt stattgefund,en, und es besteht die 
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Absicht, mit den Bundesländern weiterhin 
in Kontakt zu bleiben, nicht nur weil es im 
Interesse der gesamten ästerreichischen Be- 
völkerung liegt, daß das Gemleinderecht in 
den einzelnen Ländern nicht zu sehr vonein- 
andrer abweicht, sondern weil die in den an- 
deren Bundesländern gesammelten Erf ahrun- 
gen auch für Niederösterreich wertvolle Un- 
terlagen darstellen. Ich hoffe, daß die Län- 
derkonferenz, die in Eisenstadt zunächst auf 
Beamtenebene durchgeführt wurde, im näch- 
sten Jahr auf der Ebene der politischen Re- 
ferenten gemeinsam mit den Beamten abge- 
halten wird, damit wir ehesbens in die Lage 
versetzt werden, gute und konstruktive Vor- 
schläge machen zu konnen. 

Der Herr Abg. Hilgarth hat gestern schon 
gesprochen, daß es in der Politik immer dar- 
um geht, zwischen den beiden Extremen 
Zwang unld Freiheit den richtigen Mittelweg 
zu finden. Das ist in der Soziologie und in 
der Rechtsphilosophie eine Lehre, die auf 
alter Erfahrung beruht. Ich bin der Meinung, 
daß auch die Länder die Aufgabe haben, für 
ein gesundes Gleichgewicht zwischen Freihfeit 
und Ordnung zu sorgen. Viele Gesetze, die 
in unser Leben eingreifen, werden nicht nur 
von den Landtagen, sondern 'zum Großteil 
im Nationalrat beschlossen. Dennoch habsen 
wir in den Landtagen an dieser Gesetzge- 
bung groaes Interesse. Ich glaube, wir müs- 
sen klar und deutlich zum Ausdruck brin- 
gen, daß wir ein modernes, dem Leben an- 
gepaßtes Recht wünschen und daß wir einer 
vernünftigen Rechtsreform mit Aufgeschlos- 
senheit gegenüberstehen. Anderseits müssen 
wir aber auch vor Extremen warnen, die 
scheinbar der Freiheit dienen, in Wahrheit 
aber die intime Sphare des Menschen gefähr- 
den. Wenn so viel vom Recht der Presse auf 
Information und Akteneinsicht gesprochen 
wird, dann muß ich, ohne ein Gegner der 
Presse und der Pressefreiheit zu sein, dar- 
auf hinweisen, daß eine klare Grenze gezo- 
gen werden muß, damit nicht (durch die 
scheinbare Pressefreiheit die geistige und 
persönliche Freiheit sowie der Schutz der 
intimen Sphare des Menschen verlorengeht. 
Hier sollten wir im Interesse einer gesunden 
Rechtsauffassung und der Sicherheit der De- 
mokratie eine einheitliche und klare Haltung 
beziehen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich vom 
Stufenbau ,der Rechts- bzw. Gesellischafts- 
Ordnung gesprochen habe, dann möchte ich 
betonen, daß die Bezirksverwaltungen eine 
dieser Stufen der Gesellschaftsoildnung dar- 
stellen. Der Herr Abg. Laferl hat mit einiger 
Ironie die Frage der Demokratisierung der 
Bezirkshauptmannschaften kurz abgetan. 

Aber, meine Damen und Hmerren, so ,einfach 
sind die Dinge gar nicht. Di,e hoh,eitsrechtlli- 
chben Auf'gaben der Bezirbshauptmannschaf- 
ten müssen natürlich von den Beamten der 
verschiieidlenen Ämter lerfüllt 'wenden; das 
steht außfer Zweifel. Sime sollen ihre Pflichten 
objektiv und nach demokratischen Grund- 
sätzen 'erfüllen. Mehr wicd von ihnen nicht 
verlangt. Darüber hinaus aber gibt es meiner 
Meinuntg nach in den Bezirken gemeinsamie 
Sorgen und Problmeme, die nicht von einem 
Beamten erl'e'digt werd,en können. Herr Abg. 
Laferl, wir hiatt'en ja aluch früher A m  Be- 
zi'rksfürsorgeräte, Bezirkmtrafienausschüsse 
und Bezirksschulräte, also d.emokratische 
Körperschaften, dile sich mit d,en 'einschlägi- 
gen Fragen auceinanderzusetsen hatten. Die 
Be2irk.e interessilert zum Beispiel die Frage 
des Bezirksspitabs, eine's Fürsorgeh'eimlas; 'dli,e 
B,ezirke sind ferner an dser Errichtung von 
Schulen interessiert, und zwar auch von Mit- 
tel~schul~en, denn 'die 'Gemeinden müssen sehr 
hiiufig zur S8ellbmsth'ilfe greif,en. Wfenn es in  
Bruck an d'er Leitha gelungen ist, das Gym- 
naisium zu bauen, d,ann nur d'eshalb, weil 
sich alle G'emeinden das B,ezirikes zusammen- 
gefundlen haben, um diesen Schulbau vorzu- 
finanzi'eren. Hätten sich die Gemeinden di,es- 
bezüglich nicht geeinigt, so wär,e .dieser wich- 
tige Schulbau erst im Jahre 1969 zur Durch- 
führung gelangt, Wie 'Si,e sehen, meine 
Damen und Herren, sinid das Sorgen, die über 
den Rahmen der einzelnen 'Gemeinden hin- 
aus den ganzSen Bezir(k b,etrrfTen. Warum 
sollte da nicht feine demokratischme B'ezirks- 
vertretung eingeschaltet werd,en, &ie sich mit 
$lesen Anliegen der Bevölkerung des gesam- 
ten Bezirke\s beschäftigt? Das müßte doch in 
unser aller Interesse gelegen sein. (Landes- 
hauptrnannstellvertreter Müllner: „Der Herr 
Präsident müßte klarstellen, ob jemand, der 
nicht Abgeordneter zum niederösterreichi- 
schen Landtag ist, eine solche Rede halten 
kann." Präsident Tesar: „Er ist Mitglied der 
Landesregierung. Laut . § 29 der Geschäfts- 
ordnung ist er dazu berechtigt." Landes- 
hauptrnannstellvertreter Müllner: „Was bei 
mir nicht möglich ist, darf auch nicht bei 
anderen, gelten!") Herr Kollmege, ich habNe alls 
Mitglied der Lanidesregierung zweif,ellos das 
Recht, z1u lspriechen,. 'EEs ,handelt )sich 'uim Sor- 
gen, dime mich als Regi,erun@imitglied und 
Leiter des Gemceinderefjerat,e,s Isetrefften. Ich 
verstehe nicht, warum ldmer Herr Kollege 
Müllner gerade in dieser Frage intolerant 
ist, wo er es doch erfreuIicherwei,se in an- 
djeren Bclangm in ,dser letzten Zeit nicht w,ar. 
Meiner Meinung n,ach 'sollte man also diese 
Frage einer ernsth,aften Prüfung unterziehen. 

#Gestern wurd'e auch davon gesprochen, daß 
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sich Niederösterreich bemühen müsse, seine 
Wirtschaft zu stärken, damit die Abwan- 
derung gestoppt und eine planmäßige För- 
derung der Industrialisierung durchgeführt 
wird. Dazu gehört auch die Frage der Raum- 
planung, und ich möchte toberanterweise er- 
klären, daß ich Herrn Landeshauptmannstell- 
Vertreter Müllner für seine mir stets ferwie- 
tsene Unterstützung in bezug auf die Raum- 
planungsgesetze seihr 'dankbar bin. Er war, 
ebenso wie ich als Gemeindereferent, der 
uberzeugung, daß sich gewisse Fragen nicht 
trennen lassen, wenn die gesetzliche Grund- 
lage fehlt. Der Entwurf für  ein Raum- 
planiungsgesetz wurde von der Landesregie- 
rung zur Beschlußfassung vorgelegt und 
wirid sicherlich im Jänner hier im Hause be- 
handelt werden. Di'e Au(sarbeitung dieses 
Entwurfes erfolgte 'durch mein Referat und 
ich glaube als zuständiger Referent der 
Lanldesregierung eine gewisse Berechtigung 
zu haben, über die Frage der Raumplanungs- 
gssetzle zu sprechen. Ich will Sie, meine 
Damen und Herren, nicht auf die Folter 
spannen und werde, da  Sie der Meinung 
slind, tdaß ich über dieses Thema nicht spre- 
chen solltie, dies zur Kenntnis nehmen und 
mceine Ausführungen so kurz wie möglich 
gestalten. Ich komme jedoch ohnedies schon 
zum Ende und will nur noch darauf hinwei- 
sen, daß die Demokratie, zu der wir uns alle 
bekennen, eine freie Aussprache ermtigliichen 
soll. Die Demokratie muß aber auch giewähr- 
leisten, daß in unserem Heimatland jeder 
Mensch den Lebensraum hat, den er in wirt- 
schaftlicher und geistiger Hinsicht braucht, 
damit er sich in persönlicher und politischer 
Freiheit voll entwickeln kann. 

Auch in Niedierösterreich wollen wir die 
Dinge so gestalten, daß die Menschen das 
Land nicht verlassen müssen, weil sie glau- 
ben, hier nicht leben zu können. 

Es ist vor Weihnachten eine Sitte in vie- 
len Kirchen, daß Rerbergsuchen durchge- 
führt werdien, daß man sich daran erinnert, 
wie das heillige Paar keine Herberge gefun- 
den hat. Schaffen wir in umerer Heimat 
Verhältnisse, daß das Wort des Lukasevan- 
geliumis für Niederösterreich nicht mehr gilt, 
dss da lautet: ,,In der Hierberge war kein 
Platz für sie." (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Schwarzott. 

ABlG. SCHWARZOTT: Hohles Haus! Schon 
einmal vor 2% Jahren hat sich der nieder- 
österreichische Landtag mit der Besteulerung 
des Güterfernver'kehrs befaßt. Es sei mir 
gesttattet, noch e'inmal ,den Sachverhalt kurz 

darzdegen. Seit dler Beförderungssteuerno- 
Pelle 1952 werden Gütertransporte, die über 
einen Bereich von 65 km Luftlinie vom 
Standort de.s Unternehmers aus hinausgehen, 
mit der F8ernbeföxderungsstener blelegt. Di,ese 
ist an starne Sätze gebund,en, und zwar 35, 
45 und 55 S pro Tonne Nutzlast und pro 
Fahrt. Auf diese Weits'e sollien 'die Östmerreichi- 
schen Bund'esbahnen davor geschützt wer- 
den, daß allzuviel Transportgut von der 
Schiene auf die Straße abwandert. Nun ha- 
ben sich in den zehn Jahren des Besteh,ens 
dieser Steuer eine Reihe von 'Schwierigkei- 
ten ergeben. Die Formulierung dles Beför- 
derungssteu,erges,etzes ist nämliich so un- 
günstig, 'daß es immer wieder andmers intier- 
pretiert wird. Dardu'rch hat d'er Steuerpflich- 
tige häufig nicht die Möglichkeit, festzustel- 
len, ob und in welcher Höhe die Fernbeför- 
derungsstleuer zu entrichten ist. So ,hNeißt e's 
z. B. „Vom Mittelpunkt einer Ortschaft aus 
ist 'die 65-'km-Strecke zu Ibierechsnen." Wie k t  
der Mittelpunkt einer Ortschaft festzustel- 
len? Wo ist er in Langenloi's, in Langenzers- 
dorf oder in Theresienf'eld, wo die Straßen 
zwei bis drei Kilometer durch dise Ortschaft 
gehen? Ist der Mitteilpunkt dort, wo sich die 
Schule befinvdet old'er da's Rathaus, oder ist 
er dort, wo die Kirchae oder der Hauptplatz 
ist? Dais alles bildlet förmlich 'eine Unmög- 
lichkeit, das Ges,etz einzuhalten, um so mehr, 
wo Beanstandujngen und Bsestrafungen bei 
tfbertretungen von 50 m bereits vorgekom- 
men sind. Ich muß ,sagen$, daß man hier auf 
d'ieslem Gebiete wirklich alles unternommen 
hat und 'danke von diejser 'Stelle aus unserem 
Herrn Landesh'auptmann, der sich ehrlich 
bemüht hat, in. ldiese Sache Ordnung zu 
bringen. Ilst es schon schwer, bei ,einem 
Ministerium durchzukommen, so ist es in 
diesem Falle noch viel schwerer, ,sind doch 
drei Ministerisen mit dieser Angelegenheit 
befaßt, das Finanzminist,erium, d.as Verkehrs- 
mhisterium und das Handielsministerium. 
Wir ispechenl davon, 'daß wir bestimmte Ge- 
biete wirtschaftllich beleben wollen, weil 
dort noch Arbeitskräfte zur Verfügung ste- 
hen; und wir hören auch, daß manch'e bereit 
wäpen, dort ein Unternehmen aufzubauen, 
doch hindert sie die starre 65-km-Grenze ldiar- 
an, das wirtschaftliche Zentrum von Wien zu 
erreichen. AuRerdem werden daidurch wich- 
tige Lebensmittel wi,e Flleisch, Mehl und 
Kartoffel für diie Wiener verteuert und um- 
gekehrt Glemüse, das von Wien in ,das Wald- 
viertel und di'e weiter entlegenen Gebiete ge- 
bracht w,irId. Wir ver1,agern [nicht zuletzt 'auch 
die Sbeuerkraft, denn wir sehen, daß sehr 
vi,ele Wareneinlkäufe z. B. vom Amstettner 
B,ezidk nidit mehr in Wien getätigt werden, 

. 
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sondern in Linz, weil die starre Grenze be- 
steht und Wien ohne Steuer nicht zu errei- 
chen ist. Das ist ein ungeheurer Nachteil für 
das Land und f ü r  das Steueraufkommen. 

Ich möchte alll diiese Umstände, die hier 
mitspielen, nicht nochm\als aufzählen, die 
Herren und Damen des Hohen Hauses ken- 
nen die Sachlage genau und hören in den 
Versammlungen draußen idiese Beschwerden 
immer wieder. Ich möchte nur das Hohe 
Haus ersuchen, meinem Iuesolutionsantrag 
zuzustimmen, der lautet (Ziest): 

Die Landesregierung wird aufgefordert, 
bei der Bundesregierung und insbesondere 
bei den zuständigen Bundesministerien 
durchzusetzen, daß ehestens eine Neu- 
regelung des Problems Schiene unid Straße 
ausgearbeitet wird, wozu vor allem das Gü- 
terbeförderungs- und das Beförderungs- 
steuergesetz gehören. Hiebei wird auf den 
Beschluß des Landtages vom 28. 4. 1960 be- 
sonders hingewiesen. (Beifall bei der  OVP.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Jirovetz. 

ABG. JIROVETZ: Hohes Hans, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben 
von einer Reihe von Rednern, zuletzt von 
Herrn Landeshauptmannstel'lvertreter Dok- 
tor Tschadek, gehört, idaß durch die Verab- 
schiedung der Gemeinderechtsnovelle im lau- 
fenlden Jialhr die Aultonomie der Gernjeindien 
erbeblich gesteigert werden wird. 

Dies ist schon ein lange gehegter Wunsch, 
und ich glaube, daß an die 40 Jahrte darüber 
verhandelt wurde unid die Gemeinden diesen 
Beschlluß mit Genugtuung zur Kenntnis ge- 
nommen haben. Wir alle, die wir in der 
Kommunalverwaltung tätig sind, brernühien 
uns, die uns übertragenen Aufgaben so zu 
erfüllen, daß wir die gesetzlichen Bestim- 
mungen einhalten, aber auch unserer Be- 
volkerung diienen. Während wir bedacht dar- 
auf sind, diese Autonomie zu erhalten und 
sbe nicht schmalern zu lassen, müssen wir 
aber doch immer wieder feststellen, fdaß da 
und dort versucht wird, in die Belange der 
Gemeindehoheit einzugreifen und Handlun- 
gen zu setzen, die sich mit der Autonomie 
dier Gemeinden nicht vereinbaren lassen. In 
diesem Zusammenhang möchte ich auf fol- 
genden Umstand hinweisen: Anläßl'ich eines 
Zusammenlegungsverfahrens nach den Be- 
stimmungen des Flurverfassungslandesge- 
setzes, LGBI. Nr. 20811934, hat die nieder- 
osterrleichische Agrarbezirksbehörde gemäß 
5 88 ldes zitierten Gesetzes unid dier $5 16 
und 26 der niederösterreichischen Bauord- 
nung die Berechtigung für sich in Anspruch 
genommen, Bauverhandlungen durchzufüh- 

. 

ren und die Baubewilligung zu erteilen. Die 
Agrarbezirksbehöride hat auch in drei Fällfen 
Baubewilligungen durchgeführt und in einem 
Fall sogar bescheidmäß'ig die Baubewilligung 
erteilt. Die Gemeinden, die davon betroffen 
wurden, sind - mit Ausnahme einer - nicht 
einmal zur Bauverhandlung eingeladen wor- 
den. Die betroffene Gemeinde hat nun über 
den Bürgermeister gegen diesen Vorgang 
Berufung eingelegt, weil sie auf dem Stand- 
punkt steht, idaß das Baurecht eine gemeinde- 
autonome Angelegenheit ist und daher nur 
sie allein zustandig ist. Eine Intervention bei 
dem zuständigen Landesamte I/6 ist erfolg- 
los geblieben. Nun hat der Bürgermeister 
von der Behörde ver'langt, daß ihm schrift- 
lich der Standpunkt bekanntgegeben werde, 
den die Agrarbezirksbehörde einnimmt. Da- 
zu schrieibt die Agrarbezirksbehöpde folgen- 
des: „Die niedertisterreichische Agrarbezirks- 
behbrde glaubt die Zustandigkeit zur Durch- 
führung der Bauverhandlung und Erte'ilung 
der Baubewilligung in Anspruch nehmen zu 
können, weil dies eine MaBnahme im Zuge 
des Zusammenlegungsverf ahrens sei und ihr 
gemäß $5 88 und 89 des Flurverfassungs- 
landesigesetzes, LGB1. Nr. 20811934, die Enk- 
Scheidungen über alle Angelegenheiten zu- 
kommen, die zum Zeitpunkte der Einleitung 
eines Zusammenlegungsverfahrens bis zu 
dessen Abschluß anfallen und zum Zwecke 
der Durchführung der Zusammenlegung in 
das Verfahren einbezogen werden müssen." 
Ausgenommen von der Zuständigkeit der 
niederösterreichischen Agrarbezir'ksbehörd'e 
sind nach ihrer Auffassung nur die Ange- 
legenheiten, die im 5 88 Absatz 4 taxativ 
aufgezahlt sind. In ld'iesem Absatz 4 des 
5 88 sind aber Bauangelegenheiten nicht 
enthalten. Aus diesem Umstand leitet 'die 
niedterosterreichische Agrarbezipksbehörde 
ihre Meinung ab, wobei sie ansdueinend noch 
auf 5 34 Absatz 7 des Flurverfassungs- 
grundsatzgesetzes vom Jahre 1951 Bezug 
n'immt, womit der Landesgesetzgeber er- 
machtigt wurde, über die Grundsatzgesetze 
hinaus solche Angelegenheiten von der Zu- 
standigkeit (der Agrarbezirksbehörde auszu- 
nehmen, die der Gesetzgebung nach Landes- 
sache sind. Von dieser Ermächtigung hat der 
Landesgesetzgeber keinen Gebrauch gemacht. 
Nun ist der Bürgermeister der Meinung - 
und ich glaube, auch w'ir Gemeindevertreter 
schließen uns hier an -, &aß diieise Auf- 
fassung der Agrarbezirksbehörde auf einem 
Trugschluß beruht. Bauangelegenheiten sind 
Agenden der Gemeinde, die im Reichsge- 
meindegesetz vom 5. 3. 1862, RGBI. Nr. 18, 
Artikel V, Ziffer 7, aufgezählt und von den 
Gemeinden 'im Rahmen des selbständigen 
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. Wirkungsbereiches zu eyledigen sind. Durch 
3 8 Absatz 5 lit. f des Verfassungsüber- 
gangsgesetzes 1920 in der Fassung ,des Bun- 
desgesetzes Nr. 368 vom Jahre 1925 wurden 
die Bestimmungen ,des Artikebs V des Reichs- 
gemleind'egese tzes 1862 unter Verfassungs- 
schnitz geisrtellt, id. h., idaß den Gemeindien cdie 
zum damaligen Zeitpunkte durch diie nieder- 
osterreichische Bauordnung eingeräumten 
Befugnisse nur durch Bundesverfassungsge- 
setz .entzogen werden können. Die dem 
Landesgesetzgeber 'durch ein einfaches Bun- 
desgesetz eingeräumte Ermächtigung zur 
Ausschliceßiung ider Ziustänicliigkeit der Atgrar- 
behörden sowie die Zustänid'igkeit der Agrar- 
behörden überhaupt könnte sich daher nur 
auf jente Rechtsbereiche beziehen, die nicht 
schon durch des Bundesverfassungsgesetz ge- 
regelt sind. Es ist daher der  Gemeinde un- 
verständlich, daß die niederösterreichische 
Agrarbezirksbehörde Gesetze in einer Welse 
auslegt, die den eindleutig klaren Bestim- 
mungen der Bundesverfassung widerspre- 
chjen, und sie trotz der Vorstellung des Lan- 
desamtes 116 auf ihrem Standpunkt be- 
harrt und Kompetenzen beansprucht, die 
eindeutig den Gemeinden zukommen. Sie be- 
ruft isich noch auf ein Erkenntnis des Ver- 
fiassungisgerichashofas vom 11. 10. 1960, WO- 

nach extensiv auszulegen ist ,,. . . ist iniso- 
ferne verfehlt, alfs Gegenstand der Verfas- 
sungsgerichtshofentscheidung ein negativer 
Kompetenzkonflikt zwiischen einem Gesetz 
und einer Verwaltungsbehörde war." Zu be- 
meyken ist noch, daß die Agrarbezifisbe- 
hördle in e'inem anderen Falle diese Baube- 
willigung nicht beansprucht hat. Nun ist die 
von der Gemeinde eingebrachte Beschwerde 
vom Legistischen Dienst des Landes Nieder- 
Österreich behandelt worden. Aus der Stel- 
lungnahme geht eindeutig hervor, daß, wenn 
diese Angelegenheit vor den Veffassungsge- 
richtshof kommt, dort sicherlich 'den Ge- 
meinden recht gegeben wird. Es wird dabei 
behauptet, daß wohl nach dem Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtshofes eine verfügte 
Angelegenheit nicht nichtig ist, wenn sie den 
Verfassungsbestimmungen nicht entspricht, 
daß aber die Voraussetzung besteht, daß eine 
Klärung erfolgen muß, wenn man damit vor 
den Verfassungsgerichtshof geht. Um nun 
diese Kompetenzkonflikte aus der Welt zu 
schaffen, gestatten Sie mir, folgenden Reso- 
lutionisantrag einzubringen (liest): 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
, Die Landesregierung wird aufgefordert, 

dem Landtag ehestens den Entwurf einer 
Novelle zum Gesetz vom-24. Oktober 1934, 
betreffend die Regelung der  Flurverfassung 

%: (Flunrerfassungs-Lanldesgesetz), und zwar 
I 

zum Q 88 dieses 'Gesetzes, zur Beratung 
und Beschlußfassung vorzulegen, durch wel- 
che in Entsprechung des 3 34 Abs. 7 des 
Flurverf aissungsgrunidsatzgesetzes 1951, BGB1. 
Nr. 103, von (der der Landesgesetzgebung 
erbeilten Ermächtigung Gebrauch gemacht 
wird und die Angelegenheiten der Baupoli- 
zei von der Zuständigkelt der Agrarbehör- 
den ausgeschlossen wepden. Dadurch soll 
verhindert werden, daß dler Iden Gemeinden 
verfassungsmäfiig garantierte Wirkunsbe- 
reich auf dem ,Gebiete der Baupolizei in Hin- 
kunft bei der Durchführung von Zusam- 
menlegungs-, Teilungs- und Regulierungs- 
verfahren verletzt werden könnte. 

ich b'itte, meinem Resolutionsantrag die 
Zulstimmung zu geben. 

Und nun noch einige Worte zur Autono- 
mie der (Gemeinden: Es wurde von Herrn 
Landtagsabgeordneten Laferl, der selbst - 
und wie er betont, seit 18 Jahren - Bür- 
germeister ist, kein besonldeaer Wert darauf 
gelegt, daß die Demokratisierung der Be- 
zirkshauptmannschaften erfolgen soll. Wir 
alle, die wir uns mit Kommunalpoliitik bce- 
schäftigen, wissen, daß es schon vor dem 
Jahre 1934 #eine solche Demokratisierung der 
Bezirkshauptmannschaften gegeben hat und 
daß die drei damals bestandenen Ausschüsse 
eine sehr günstige Arbeitswelise für  den Be- 
zirik gewährleistet haben. Wir haben bis 
zum heutigen Tage noch, immer den Zustand, 
der sich 1945 eingeschlichen hat, daß näm- 
lich der Bezirkshauptmann autonom über 
dfie Belange der Selbstverwaltung entschei- 
det. Dies trifft insibesondere bei den Bezirks- 
füworgeverbänden zu. Es ist nur im Jahre 
1949 eine Erleichterung eingetreten. Damals 
hat man dile sogenannten Kontrollbeiräte 
geschafien, 'die wohl kein Beschlußrecht, im- 
merhin aber ein gewiisses Empfehlungsrecht 
und Kontrollrecht haben. Wir, die wir im 
Kontrollbeirat tätig sind, wissen, daß durch 
diese Fürsorgeverbände Ca. 90 bis 100 Mil- 
lionen S jährlich laufen und daß über diese 
Beträge (einzig und allein - wenn der Kon- 
trollbeirat nicht stark genug ist - der Be- 
zirkshauptmann verfügt. Ich sage das aus 
dem Grunde, weil es in den letzten Wochen 
eine ganz interessante Angelegenheit gege- 
ben hat. Die Bezirksfiirsorgeverbände ha- 
ben sich in den letzten drei oder vier Jahren 
entschlossen, um dem übelstand abzuhelfen, 
daß sich in den Altersheimen Leute befin- 
den, deren Befürsorgung über die Kraft der 
Altershleimverwaltung hinausgeht, diese in 
einem eigenen Heim unterzubringen. Sie 
haben den Plan unterstützt, daß in Wiener 
Neustatdt ein Landesfürsorgeheim gebaut 
wird. Dieses Heim wurde durch die Beiträge 
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der Gemeinden in d'en Fürsorgeverbänden 
vorfinanzisert; es wurde errichtet, und nun 
müssen wir a b  Vertreter der Gemeinden er- 
staunt hören, daß nicht die Gemeinden, son- 
dern die Bezirkshauptleute dieses Heim vor- 
finanziert haben. Ich glaube, daß hier eine 
Richtigstellung erfolgen muß, idlenn die Be- 
träge stammen nicht vom Bezirkshaupt- 
mann aus seinem Ressort, sie wurden zu 
100 Prozent von den Gemeinden aufgebracht, 
sind also keine Pflichtaufgabe der Gemein- 
den, sondern freiwillige Leistungen, die sie, 
so wie in d'er Vergangenheit auch in der 
Zukunft übernehmen werden. Es muß also 
der Wahrheit idie Ehrte geg&en und festige- 
stellt wenden, Idtaß die Betrage, (die zur Voir- 
fintatnzierung 'herangezogen wurden, Mittel der 
Gemeinden sind, die sie freiwillig aufge- 
bracht haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Wiesmayr. 

ABG. WIESMAYIE: Hoher Landtag! Es ist 
beute schon viel über die niederösterreichi- 
sehen Gemeinden gesprochen worden. Ich 
möchte dtem noch eine Tatsache hinzufügen, 
die sicherlich allen Mitgliedern des Hohen 
Hauses bekannt ist. In Niederösterreich gibt 
es die meisten Klein- und Klceinstgemein- 
den, und es wäre durchaus mciglich, einmal 
daran zu denken, durch Gembeindezusam- 
menlegungen bzw. durch die Schaffung von 
VerwaltungFjgemeinschaften die Arbeit in 
diesen Gebietskörperschaften zu verbessern. 
Ich möchte den Bürgermeistern der Klein- 
und Kleinstgemeincden nichts unterschieben, 
besonders dann nicht, wenn ich daran denke, 
daß wir einige sehr tüchtige Bürgermeister 
hier im Hohen Hause haben, die auch aus 
Klein- und Kleinstgemeinden kommen. Ich 
bin mir aber dessen sicher, daß es in ver- 
schiedener Hinsicht besser wäre, es würden 
diesen Bürgermeistern und diesen Gemein- 
devertretern geschulte Gemeindebedienstete 
beigegeben werden. 

Eine der Voraussetzungen, um Verwal- 
tungsgemeinschaften bilden zu können, um 
an die Zusammenlegung von Gemeinden 
denken zu können, ist das dazu geeignete 
Personal, sind die dazu geeigneten Gemeinde- 
bediensteten. Anläßlich der Budgetb'eratun- 
gen im Finanzausschuß hat der Herr Landes- 
hauptmann auf einige Fragen richtig geant- 
wortet, als er sagte, daß beute beinahe der 
einzige Anreiz, zum öffentlichen Dienst ZU 
gehen, der ist, daß dile Bedientsteten prag- 
matisiert werden können. Dies trifft zwar 
auch bei den Gemeindebediensteten zu. Wie 
sieht das aber in Niederikterreich aus? 

Wir haben in Niederöisterreich ungefähr 

12.000 Gemeindebedienstete. Von diesen 
12.000 sinld ungefähr nur 1700 - das möchte 
ich unterstreichen - pragmatisiert. Das sind 
knapp 15 Prozent des Gesamtstandes der Be- 
diensteten. Dazu kommt, daß der Stand der 
pragmatisierten Gemeindebediensteteu von 
Jahr zu Jahr geringer wird. Auf die Frage, 
warum das so ist, gibt es nur eine einzige 
Antwort, nämlich die, daß sich die Gemein- 
den die Pragmatisierung der Gemeindebe- 
diencsteten einfach nicht mehr leisten können. 
Das liegt vor allem an der Tatsache, daß die 
Nachzahlungsbeträge an die Pensionsaus- 
gleichdkasse besonders dann sehr hoch sind, 
wenn ältepe Kolleginnen oder Kollegen 
pragmatisiert werden sollen. Der Nachzah- 
lungsbetrag für einen Bediensteten, der 40 
oder 45 Jahre alt ist und vom Vertragsbe- 
dienstetenverhältnis in das pragmatische 
Dienstverhältnis übernommen werden soll 
- natürlich hat der einige Vorriickungen 
und ist in ein Schema hineingewachsen -, 
macht 40.000 bis 60.000 S aus. Der Betrag 
ilst sehr hoch, daher finde ich es für ver- 
ständlich, wenn es sich Gemeinden überle- 
gen, Bedienstete zu pragmatisieren. 

Die Umlage an die Versorgungskasse ist 
einer der nächlsten Gründe, weswegen die 
Pragmatisierunigen nicht so vor sich gehen, 
wie es sich die Gemeindebediensteten wün- 
schen. Für das Jahr 1962 ist eine Umlage in 
der Höhe von 32 Prozent eingesetzt; und wie 
man hört, soll diese Umlage für  das Jahr  
1963 sogar auf 35 Prozent erhöht werdsen. 

Wir when also beim Stand der Pragmati- 
ker in den Gemeinden eine sinkende Ten- 
denz. Die logischle Folgerung ist, daß die Um- 
lage eine steigende Tendenz aufweist. Das 
wieder hat zur Folge, daß in der nächsten 
Zeit schwerlich Pragmatisierungen durchge- 
führt werden können, wadurch aber auch der 
Anreiz, in ' den Gemeindedilenst zu gehen, 
verlorengeht. Ich bin der tfberzeugung, daß 
ein Ausweg gefunden werden müßte, u d  
zwar in der Form, daß eine Erleichterung 
bei den Pragmatisierungen in finanzieller 
Hinsicht für die Gemeinden eintreten sollte. 
Dazu müßte eine Änderung ldier Satzungen 
durgeführt werden. 

Es ist in (diesem Hiazise schon einige Male 
davon die Rede gewesen, daß der Amts- 
haftningsfandls, der laufend im$gastockt wird, 
eine beträchthhe Höhe erreicht hat. Unter 
Umständen kännte man vielleicht daran 
denken, Mittel aus dem Amtshaftungsfonds 
heranzuziehen, um . der Versorgungskasse 
einen Ausgleich zu geben und dadurch die 
Gemeinden in die Lage zu versetzen, Prag- 
matisiferungen leichter durchzuführen. Die 
Folge wäre dann eine umgekehrte Ent- 
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gen vorgenommen werden, und selbstver- 
ständlich wäiie dainn der Anreiz, in den Ge- 
meindedienst zu gehen, ein größerer; aber 
auch die Umlage würde durch 'die Vielzahl 
der pragmatiaierten Bediensteten kleiner 
werden. Werden die Gemeinden durch den 
Gesetzgeber nicht in die Lage versetzt, in 
ZLikunft mehr Pragmatisierungen durchfüh- 
ren zu können, dann wird die Teadenz, die 
jetzt vorherrscht, eines Tages dazu führen, 
daß dife Gemeinden sellbst die Pensionen für 
ihre pragmatischen Bediensteten bezahlen 
müssen. 

Neben den hoheitsrechtlichen Aufgaben, 
die die Gemeinden zu erfüllen haben, ver- 
langt die Bevölkerung Niederösterreichs im- 
mer mehr, daß die niiederösterreichischen 
Gemeinden auch öffentliche Aufgaben erfül- 
len. Das kann nur dann geschehen, wenn das 
dazu notwendige Personal zur Verfügung 
steht. Wenn ich von öffentlichen Aufgaben 
rede, dann denke ich an die verschiedenen 
Bauhöfe, die die Gemeinden - besonders die 
größeren und mittleren - unterhalten 
müssen. 

Um also die Aufgaben erfüllen zu können, 
braucht man ein gutes Personal. Ein gutes 
Personal bekommt man nur dann, wenn es 
auch gut entlohnt wird. Wenn man sich in 
diesem Zusammenhang das Schema für  hand- 
werjkliche Bedienstete der niederösterreichi- 
sehen Gemeindebediensteten ansieht, kommt 
man zur Erkenntnis, daß diese wahrhaftig 
nicht gut entlohnt sind. So hat zum Beispiel 
ein Professionilst einen Anfangsbezug von 
zir'ka 1450 S monatlich. Wenn Si"e diesen Be- 
trag durch seine Arbeitszeit dividieren, kom- 
men Sie auf einen Stundenlohn von unge- 
fähr 7,50 S. Jeder Professionist wird es sich 
daher dreimal überlegen, zu einer Gemeinde 
zu gehen. Sie können nun sagen, daß der 
Professionist durch das Schema der Gemein- 
debediensteten die Möiglichkeit hat, 'im Laufe 
der Jahre aufzuateigen. Sicherlich haben Sie 
dabei recht; aber wenn Sie nachrechnen, 
dann stimmt das, was ich Ihnen jetzt sage: 
Nach einer ungefähr zwanzigjährigen Dienst- 
zeit hat der Professionist im Gem,eindedienlst 
erst das, was ein Professionist in der Privat- 
wirtschaft gleich zu Beginn seiner Gesellen- 
tätigkeit bekommt, nämlich ungefähr zehn 
Schilling pro Stunde. Außerdem werden 
handwerklich Beschäftigte lim Gemeinde- 
dienst sehr selten pragmatisiert, so daß der 
Anreiz der Pragmatisierung bei den hand- 
werklichen Berufen auch noch wegfällt. 

Sicherlich ist eine Verbesserung der Lage 
der Gemeindebediensteten - das möchte ich 
unterstreichen - in letzter Zeit dadurch ein- 

getreten, daß das Gemeindevertragsbedien- 
stetengesetz in diesem Hohen Hause beschlos- 
sen worden ist. Dieses sieht vor allem die 
Möglichkeit vor, daß ältere Bedienstete, die 
mehr als zehn Jahre bei einer Gemeinde 
tätig sind, einen gewissen Schutz vor einer 
Künidigung haben. Das bietet einen gewis- 
sen Anreiz, in den Gemeindedienst zu gehen. 
Ein Nachteil dieses Gesetzes - es gibt deren 
mehrere - ist vor allem der, daß es, zum 
Unterschied zu den pragmatischen Bedien- 
steten, keine Stufenbeförderung gibt. Der 
gegenwärtige Stand der Gesetzgebung für 
die Bezugs- unid Gehaltsregelung der Ge- 
meindebediensteten ist der, daß wir ein Ver- 
tragsbedienstetengesetz sowie eine Gemeinde- 
beamtendienst- und -gehaltsordnung haben. 
Dazu, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, gibt es verschiedene Wünsche dler 
Gemeindebedienlsteten. Im großen und gan- 
zen könnte man dielse Wünlsche kurz so zu- 
sammenfassen: die Gemeindebediensteten 
wünschen eine Angleichung der Gesetzgebung 
an die Gesetze, die das Gehalts- und Dienst- 
recht der Landesbediensteten regeln. Ver- 
handlungen haben schon stattgefunden, und 
ich möchte bei der Gelegenheit nicht verab- 
säumen, zu sagen, daß die Gewerkachaft der 
Gemeinldebediensteten bei diielsen Verhand- 
lungen sowohl beim politischen Ref'erenten 
als auch beim beamteten Referenten und den 
Beamten des Refierates, aber auch bei den 
Gemeindevertreterverbänden Niederöster- 
reichs, das größte Verständnis gefunden 
haben. 

Die Verhandlungen sind SO weit gediehen, 
daß in der nächsten Zeit das Vertragsbe- 
dienstetengesetz novelliert wird. Dazu wäre 
es notwenidig, daß eine Stichtagregelung auf- 
genommen würde, wie das beim Landes- 
dienst vorgesehen ist. Die gleiche Regelung 
müßte dann selbstverständlich auch für die 
Pragmatiker zutreffen. Es wäre wünschens- 
wert, daß, wenn die eriste Novelle zum Ver- 
tragsbedienstetengesetz beschlossen wird, ein 
Erlaß an die Gemeinden ginge, um für die 
Erneuerung der Dienstverträge Vorsorge zu 
treffen. Beim Gemeindebeamtendienst- und 
-gehaltSrecht wäre es vielleicht notwendig, 
diese beiden Gesetze zu einem Gesetz zusam- 
menzufassen. Einer der nächsten und erst- 
rangigen Wünsche der Gemeindebediensteten 
wäre es, so wie beim Land bereits teilweise 
durchgeführt ist, daß die Ruhegenußfähig- 
keit der Zulagen für die Beamten in der 
Gemeinldeverwaltung in dieses Gesetz aufge- 
nommen wird. Außerdem müßte man Vor- 
sorge treffen, idiaß es, so wie (dies in $der 
Dienstordnung 1948 vorgesehen war, für  Ab- 
beilungisleiter im Gem~einideidienst, und aw,ar 
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in !Gemeinden mit gegliederter Verwaltung 
und in Sbatutiarstäldten, möglich ist, nach 
8jähriger Dienstzeit leinen B-Posten - so- 
weit die Voraussetzungen dazu gegeben sind 
- zu erreichen. Ein weiterer Wunsch der 
Gemeinidebediensteten wäre es, daß in der 
Gehaltsordnung die Gewährung eines Hilf- 
losenzuischusses, so wie es im ASVG vorge- 
sehen ist, aufgenommen wird. Man spricht 
in letzter Zeit sehr deutlich über die Vor- 
bereitung einer Gehaltsregelung für das Jahr 
1963. Die Gemeindebediensteten und die Ge- 
werkschaft der Gemeindebediensteten haben 
den Wunsch, daß auch für die Gemeindebe- 
diensteten vorbereitende Verhandlungen dar- 
3ber stattfinden, so daß die Gemeindebe- 
diensteten nicht immer das Gefühl haben, ge- 
wissermaßen als Beschäftigte einer Unterbe- 
hörde letztrangig behandelt zu werden. 

Ich habe versucht, die Lage der Gemeinde- 
bediensteten in den niederikterreichi'schen 
GemeinIden zusammenfassend cdem Hohen 
H a u e  vorzutragen. Meine abschließende 
Bitte ldiazu ist, das Hohe Htaus möge alles i c h -  

zu tun, daß es den berechtigten Wünschen 
der niederösterreichischen Gemeindebe- 
diensteten nach Mtiglichkeit nachlkommt, um 
die Voraussetzung zu schaffen, daß die Ge- 
meinden in Niedierösberreich daldurch, ldaß sie 
genügend Personal zur Verfügung haben, 
eine weitere gedeihliche Arbeit für die nie- 
derösterreichische Bevöllkerung leisten kön- 
nen. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSTDENT TESAR: Zum Worte gelangt 
Herr Abg. Binder. 

ABG. BINDER: Hoihes Hauiss! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir vorerst, daß 
ich eine Richtigstellung treffe. Du, lieber Kol- 
lege Laferl, hast davon gesprochen, daß im 
Zuge des Wahlkampfes in Mitterndorf ein 
Lautsprech'erwagen der UVP demoliert wurde. 
Es dürfte stimmen, daß er demoliert wurde, 
aber Erhebungen haben ergeben, daß es 
nicht kinktionäre oder Anhänger der Sozi- 
alistischen Partei waren, die das gemacht ha- 
ben, sondern ein ÖVP-Mann, der ein wenig 
über den Durst getrunken hatte und sich 
denn nicht zurückhalten ließ, diesen Laut- 
sprecherwagen außer Gefecht zu setzen. Das 
hat sich eindeutig ergeben. Nachdem du mir 
gesagt hast, ,,ich !bin das nicht gewohnt, 
daß bei dtr  so etwas plassiert", habe ich 
mich erkundigt und den wahren Sachverihalt 
festgestellt. 

Eine andere Sache, die ich kurz streifen 
möalte, ist die, daß es in den Reihen der 
Österreichiischen Volkspartei immer wieder 
Unwillen oder Unmut auslöst, wenn von un- 
serer Fraktion von der Demokratisierung dmer 
Bezirkshauptmannschaften gesprochen wird. 

Ich möchte Kolllegen Laflerl fragen, was ge- 
schieht, wenn in (deiner iGemeinidte nicht I& 

als Bürgermeister, sondern der Gemeindese- 
kretär bestimmt, oder wenn es in der Ge- 
meinde keine Möglichkeit gibt, daß der Bür- 
germeiister und die Gemeindevertretung ge- 
wählt wird, sondern von Haus ans durch Ge- 
setz festgelegt wird, der Gemeindesekretär - 
oder wie es im Burgenland heißt, der Amts- 
mann - hätte in der Gemeinde zu bestim- 
men. Wenn wir von der Demokratisierung 
der Blezirkshauptmannxhaften sprechen, 'dann 
wollen wir nur Verhältnisse schaffen, wie sie 
beim Bund, im Land oder in den Gemein- 
den bestehen und das gleiche auf die Be- 
zirkshauptrnannschiaften übertragen. Die Be- 
zirkshauptmannschaft könnte selbstverständ- 
lich so wie bisher im Gebiet der Hoheitsver- 
waltung weiterhin tätig sein, die Bezirks- 
Selbstverwaltung wäre aber weisungsgebun- 
den an jenen Funktionär, der auf Grund 
des Wahlergebnilsses im Bezirk eingesetzt 
werden sollte. Das möchte ich hier kurz zur 
Demokratisierung ldier Bezirlrshauptmann- 
schaften [angeführt baben. 

Nun zu einem anderen Kapitel, und zwar 
zur Verkehrssicherheit in Niederösterreich. Es 
handelt sich vor allem um die Agenden des 
Landesamtes B/8. Dieses Referat hat mei- 
ner Mlelinung nach seit dem Jahre 1961 so 
gute Arbeit geleistet, daß man unbedingt da- 
von sprechen muß. (Meine Auisführungen sol- 
len nun dazu beitragen, diesem Referat bzw. 
dessen Aufgabengebiet im Interesse der all- 
gemeinien Verikehrssicherheit mehr Augen- 
merk als bisher zuzuwenden. Es ist sehr 
interessant zu wissen, daß es auf Nieder- 
Österreichs Stnaßen am 1. 10. 1962 insgesamt 
380.322 zugelassene Fahrzeuge gab. Das waren 
um 23.203 Fahrzeuge mehr als ein Jahr vor- 
her, #also Iam 1. 60. 1961. Davon sind 92.718 
Pkw's oder um 13.750 mehr a b  am 1. 10. 1961; 
17.411 LKW, um 716 mfehr als im Jahr vor- 
her; 63.788 Zugmaischinen, wovon 59.713 in 
der Landwirtschaft verwendet werden; 65.124 
Krafträder, also Motorräder - und hier ist 
interessant - um 4.615 weniger als mein Jahr 
vorher. Das ist darauf zurückzuführen, daß 
viele Motorradfahrer auf Pkw umstiegen. 
Dies ist eine Aufwärtsentwicklung, die die 
Konjunktur kennzeichnet. Außerdem gab es 
noch 113.649 Motorfahrräder, das sind um 
5.787 mehr (als 1961, und 27.632 Anhänger, 
um 1.960 mehr als 1961. Nun solben diese 
Kraftfahrzeuge im Interesse der Verkehrssi- 
cherheit in gewilssen Zeitabständen überprüft 
werden. Pkw's, wenn sie neu angeschafft 
werden, nach 3 Jahren und in weiterer Fol- 
ge jährlich; Omnibusse, Lkw's usw. in kürze- 
ren Zeitabständen. Diese Frist kann aber un- 
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ter d.en 'derzeitigen Bedingungen, einerseits 
wegen des geringen Personalstandes u,nd an- 
derseitis wegen der fehlenden technischen 
Voria~ulcicetzlunglen, nischt einlg&alten (werden. 
Es gibt Bezirke, wo ein jahrelanger Rück- 
stand besteht, wo Kraftfahrzeuge 4, 5, 6 oder 
7 Jahre in 'Betrieb sind, oh,nle überprüft zu 
sein. Wenn wir nun in den Zeitungen jeden 
Tag lesen, daß da und dort ein Unfall ge- 
schehen ist, dann ist das oft darauf zurück- 
zuführen, daß vorhandene Mängel nicht 
rechtzeitig fesbgestellt werden konnt'en. Eine 
zeitgerechte Überprüfung dieser Fahrzeug,e 
hätte sicherlich manchen Unfall verhindern 
können,, und wenn nur die Bremsen, die Be- 
leuchtung odser die Bereifung und sonstiges 
kontrolliert worden wäre. Wenn das Landes- 
amt B/8 sieit 1961 unter den gegebenen 
Voraussetzungen 'den'noch Vorbil,dlich,es gelei- 
stet hat, so soll dies der Grun,d dafür sein, 
diesem Landesamt künftighin die Mittel zu 
geben, die es braucht, um in ganz Nied'er- 
Österreich die vorgesehenen Prüfungen 
durchführen zu können. Dazu müMe das nö- 
tige Personal a8ufgenomim'ea werd,ea. 1961 
wurden in Niederösterreich 15.999 Kraftfahr- 
zeuge nach Paragraph 50 des Kraftfahrzeug- 
gesetzes üb,erprüft. Das sind jene Fahrzeuge, 
diie in einer gewislsen P'eriodle üb,erpriift wer- 
den müssen. 1962, also i,n diesem Jahr, wa- 
ren es bi,s zum November bereits 24.014. 
1960 waren es iallerdings nur 6.625. Wenn 
ich gesagt habe, daß das Landesamt B/8 
gute Arbeit geleistet hat, so kommt das in 
di'esien Zahlen be'sonders zum Ausdruck. 
1962 waren es altso um 50 Prozent mehr als 
1961 und um rund 263 Prozent mehr als 
1960. An Verwaltungsabgaben - auch das 
muß gesagt werden - wurd,en dadurch 1962 
1,161.935 S hereingebracht, um 382.755 S 
mehr alls 1961 un'd um 757.430 S mehr als 
1960. Nach Paragraph 32 des Kraftfahrzeug- 
gesetzes wurden 1962 5.747 Fahrzeuge über- 
prüft, das sind Einizelprüfungen, Nleuinbe- 
triebnahme von Anhängern usw. 1961 war,en 
es 6.295 Fahrzeuge, 1962 brachte'n diese Über- 
prüfungen 433.508 'S an  Verwjaltnngsabga- 
ben und 1961 580.232 5. Insgesamt wurden 
1961 1,359.412 S eingenommen, 1962 bereits 
1,595.443 S. Ich glaube, dieser Feststellung 
bedarf es, denn diese Summe ist wesentlich 
mehr, als das Referat an Personalkosten und 
an Sachaufwaod benötisgt. Wenn man. nun 
bedenkt, daß zu Beginn d'es Jahres 1961 in 
Niederöisterreich e4n Prüfungsrückstand von 
rund 90.000 Fahrzeugen bestand, so zeigt das 
so richti'g, welche Arbeit $hier noch wartet. 
Die Reorganiisation ist wegen des Mangels 
an Fachpersonal schwierig und wird sicher 
noch 2 bis 3 Jahre dau'ern. Alberdings ist für 

1963 eine weitere Verbesserung zu erwarten, 
weil zusätzl'ich noch 5 selbständige Prü- 
fungskommissäre tätig sein werden. Zweck- 
mäß'ig wäre es, wenn in allen größeren 
Städten unsere,s Bwndesllandes sogenannte 
Prüfungsraum'einheiten bezw. Prüfhallen er- 
richtet werden könnten. Derzeit werden die 
Prüfsungen, ~größt,enteils rauf oEener Strlaß,e 
und fast bei jeder Witterung abgehalt'en. 
Die Bedin'gungen sind entsetzlich und für je- 
Id'en, also für ,di,e Priifungskommiissäre so- 
wie auch für die Fahrzeugb,esitzer beschwer- 
lich. Bezüglich d,er Prüfraumeinheiten wäre 
zu sagen, daß es zwei Varvianten gibt. Die 
VariantSe A, die einen Kostenaufwand von 
ungefähr 350.000 Schilling erfordern würde, 
u.md die Variante B mit einem Kostenauf- 
wand von rund 700.000 S. In Niederöster- 
reich wären mind,esten,s 6 A-Typen und 3 
B-Typen notwendig. T,eilweise könnte man 
diiese Prüfstationen in den besDehenden 
Straßenmeistereien unterbringen, wi,e es in 
Zwettl bereits geschehen und in Horn ge- 
plant imst. Teilw8eis.e könnte man ab,er auch 
andere Objekte heranziehen. Im besond,eren 
denkt man da an den Bauhof in Absdorf im 
Bezirik Tulln, ibzw. ian 'eine H:alPe in Mi& 
lcing, dime der NIOGAS gehört; hier könnte 
man die Bezirke Mödling, Baden, Bruck, 
t,eilwei:i? ialuch Schwechat und Purkersld'orf zu- 
imm8memfiaslsen. Außeridiem wäre es 'meiner 
M'einung niach notwendig, solche Einheiten 
in St.PÖlten, Wiener-N,eustadt, Amstetten, 
leventiuell in Melk Ibzw. Mistelbach d e r  
Gäwerndorf zu erricht,en. Die Mehraufwand- 
ko,sten für  das techni'sche Personlal bzw. hdie 
Umbaukosten würden durch Mehreinnahmen 
au)s der Verwaltungsabgabe leicht h,ereinzu- 
bringen se:n, so daß sich die Amortisation 
in kurzer Zeit ergeben würde. Nach vorsich- 
tigen Schätzungen kiönnt,en bei einem vollen 
Aulsbau dieser Prüfungseinheiten jährlich 
rund 6 bis 7 Millionen Schilling hereinge- 
baacht wer1d.m. Wenn wir Jdiaher #in d,ieser Rich- 
tung etwlas tun, lei'stlen wir ein,en wesentllichen 
Beitrag zur Hebung der Verkehrssicherheit. 
Aluf Sichlt geizehen, ergiibt #sich auch die Mbg- 
lichkeit, höhere Einnahmen zu erreichen. Da- 
durch könnten vielleicht auch gewisse Not- 
wsendigke,it'en im Straßenbau berücksichtigt 
werden. (Beifall be i  der SPÖ.) 

PRÄSlDENT TESAR: Ich unteribreche die 
Sitzung bis 14 Uhr. Ich bitte die Damen urnd 
Herren ides Rohen Hauses, ihre Unterlagen 
mitzunehmen, nachdem in den Mittagsstun- 
d,en die Veralbschiedung der Landesbedienste- 
ten in diesem Saale stattfindet. 

( U n t e r b r e c h u n g  d e r  S i t z u n g  um 11 Uhr 26 
M i n u t e n . )  
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Zweiter PRÄSI~DENT WONDRAK (um 
14 Uhr 22 Minuten): Ich nehme die unter- 
brochene Sitzung wieder auf. Wir setzen die 
Verhandlung zum Voranschlag des Landes 
Niederösterreich für das Jahr 1963 mit der 
Gruppe 0 fort. Zuim Worte gemeldet ist 
Herr Abg. Stangler. 

ABG. STANGLER: Hohes Baus! Es bat sich 
heute vormittags anläß2ich der Wortmehdung 
des Herrn Lanideshauptmannstellvertreters 
Dr. Tschadek eine Diskussion mit Zwischen- 
rufen ergeben, die dann durch eine Erklä- 
rung tdleis Herrn Präisildenten über die Ge- 
schäftsordnung beendet worden ist. Es han- 
dielte !sich um die MGglichkeiten für die Re- 
giemnigsmiitiglielder, hier im Hdhien [Hauise das 
Wort zu ergreifen. Ausgelöst wurde der Zwi- 
schenruf durch die Tatsache, daß der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter zu einer gan- 
zen Reihe von Fragen gesprochen hat, die 
eher den Charakter einer Rede zur General- 
debatte als einer Rede zur Bpezialdebatte 
zum Kapitel 0, Allgemeine Yemvaltung, an- 
genommen haben. Er sprach über Landespo- 
litik im allgemeinen, über Zusammenarbeit, 
ü'ber die wirtschaftliche Lage des Landes, 
über den Stufenbau der Gesellschaft, über 
die Kompetenzverteilung, üiber die beste 
Form der Verwaltung, über das Bundesver- 
fassungsgesetz die Gemeinden betreffend, und 
so weiter. Ich darf namens meiner Fraktion 
folgendes feststellen: Es war bisher, und ich 
gehöre nunmehr 'schon 12 Jahre diesem Ho- 
hen Hause an, Gepflogenheit, daß Regierungs- 
mitiglieider, mit A!uisnaihme dies Herrn Landes- 
hauptmannes, nur zu ihrem Sachgebiet, ZU 
ihrem Referat, !das Wort epgriffen haben. 
Insbesondere wurde dies peinlichst genau von 
dem Zeitpunkt an eingehalten, als es Re- 
gierungsmitglieder gab, die nicht dem Hohen 
Hause als Abigeordnete angehörten. Ich erin- 
nere mich an einige Beispiele in der Ver- 
gangenheit, wo Regierungsmitglieder, die 
nicht mehr Abgeordnete zum Niederösterrei- 
chischen Landtag, sondern nur mehr Mitglie- 
der der Landesregierung waren, dais Wort er- 
griffen umd nur zu ihrem 'Sachgebiet spra- 
chen, oder das Wort ergriffen auf Grund von 
Anfragen, die Mitglieder des Hohen Hauses 
an sie richteten. Wir haben uns durch die 
heutige Wortmeldung und die Ausführun- 
gen des 'Herrn Landeshauptmannstellvertre- 
ters Dr. Tschadek einer neuen Methode ge- 
genübengesehen, dile von {der blisherigenGepflo- 
genheit abgewichen ist. Ich glaube, daß die 
bisherige Gepflogenlheit auch das Zeichen 
einer sehr vornehmen Haltung gegenüber 
den Mitgliedern dieser gesetzgebenden Kor- 
perschaft war, Wir wollen über die Sache 
nicht streiten, ich möchte nur eines feststel- 

len: Wenn von dieser bisherigen Gepflogen- 
heit abgegangen werden soll, dann muß zu- 
erst zwischen Vertretern der beiden Partei- 
en darüber gesprochen werden, denn was 
für einen Herrn gilt, das muß für alle Gül- 
tigkeit halben. Und wenn von einer Gepflo- 
genheit im Hohen Haulse abgegangen werden 
soll, muß nicht nur das Einvernehmen zwi- 
schen den Vertretern beider Parteien herge- 
stellt werden, sondern sicher auch das Ein- 
vernehmen mit dem Präsidium des Landta- 
ges. Das wollte ich festsbellen, weil es 
dem Herrn LanicTeshauptimiannstellvertreber 
Dr. Tschaidiek Iheute vomnittiaigs gefiallen hat, 
von !der ibiishier5ggen Giepflogenheit amschieinend 
(etwas eigenmächtig iaibzlugchen. Wir wol- 
len aber darüber reden; über die zukünftige 
Gepflogenheit sollte dann eine verbindliche 
Vereinbarung getroffen werden. 

Am heutigen Vormittag wurde auch sehr 
ausführlich - und dafür ist sicherlich der 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Tscha- 
deik zuständig - Über Gemeindefragen ge- 
sprazhen. Es ist aber auch über die Frage 
der Demokratisierung der Verwaltung, der 
Demokratiaierung der Bezirkshauptmann- 
schaften, sowohl vom Herrn Abg. Czidliik 
wie auch vom Herrn Landeshauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek gesprochen worden. 
Es ist nicht !das erstemal, idaß über dieses 
Thema geredet wird; das wiederholt sich 
fast alle Jahre, oder wenigstens alle 2 Jahre. 
Ich habe in der Mittagspause festgestellt, 
daß wir schon am 19. Dezember 1951 in 
diesem Hause über diese Frage eine sehr 
ausführliche De'batte hatten. Debattenrdner 
von damals waren der damalige Landesrat 
Genner, der Herr Landtagsabgeondinete Dr. 
Steingötter und meine Wenigkeit. Ich werde 
mir erlauben, im Laufe meiner Ausführun- 
gen noch auf die damaligen Redren zuirück- 
zukolmmieni. D(aPf ich vielleicht diarian erin- 
nern, ldtaß $ilese Fflage wirklich nur  aus rein 
sachlichen luinid leigidtischen oberlqgumgen be- 
handelt wefiden sollte. Im Laufe der Ge- 
schichte hat es zahlreichme Organlsationsfor- 
men zur Erfüllung der Staatsaufgakn gege- 
ben. Im demokratischen Staatswesen ist der 
wesentliche Grundsatz der der Gewaltentei- 
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lung in die Gesetzgebung und die Vollzie- ich nicht m 
hunig. Die V~llzie~hung teilt sich in die Ge- sondern die 
richtsbarkeit mit unabhängigen Richtern und Schöpfers d 
in die Verwaltung, wobei die Beamten ge- sung, der 
genüber ihren Oberbehörden immer wieder Herrn Lai 
weisungsgebunden sind. Beide aber, Gerichts- Tschadek v 
barkeit und Verwaltung, sind streng an die härten. Prc 
Gesetze gebunden. Der Schöpfer unserer Ver- rem folgen 
fassung, Professor Dr. Kelsen, der im Laufe Wegs so, wi 
des vergangenen Jahres - wenn ich mich nen m6chtc 
richtig erinnere - von Amerika nach Europa Ziehung die 
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gekommen ilnt unid in Österreich! :anläßlich 
seines Ge'burtstages und B*erufsjubiläums im 
Mittelpunkt bedeutend'er Ehrungen gestan- 
dmen iist, ihiat zlu dieser Fmge mehrmals isiehr 
ausführlich Stellun'g genommen. Er meint, 
daß sich die Gesetzgebung eine r,elativ freie 
Willensbil'dung leisten ktann. Die alleiniigen 
Schranken dieser freien WillensbiEdu,ng der 
Gesetzgebung ,stellt die Verfassung d,ar; 
Schranken, über die auch eine IGesetzgebu)ng 
nicht hinaus kann. Die Vollziehung aber hat 
sich ausschließlich nach der bestehenden 
Recht'sordnung zu orientieren. Kelsen sagt, 
daß nach sein'er 'Meinung die Rechtsordnung 
dann am !besten gewahrt ist, wenn die mit 
dmer Vollziehun7g betrautlen Organe ernannt 
sind. Ich betone, daß bei gewählten Organen 
die strenge Abhängigkeit vom Gesetz 'durch 
das B,ewußtsein, vom Volk ins Amt b,erufen 
worden zu sein und da'her .den Volkswillen 
zu r,epräsentieren, schlecht sein kann. Das ge- 
wählte Organ ist versucht, einien vom Volskks- 
Willen b'eeinflußten Rechtszustand herzustel- 
len, während es bei einer Verwaltung in un- 
serem Sinn nur eine allein gültige Rechts- 
ordnung gibt, nach der sich die Beamten zu 
richten halben. Der Schöpfer der Verfaslsung 
sagt dazu, daß außaerdem durch das Kollegi- 
alsystem, das in der Regel die Organimsati- 
onsform für ,gewählte Origane ist, ldise Ver- 
antwortlichkeit abgeschwächt wird. Es wird 
nicht nur das Verantwortunmgsgefühl des ein- 
zelnen gemindert, sondern auch die Geltend- 
machung der Verantwortlmichkeit erschwert. 
Ich glaube, daß wir in der Überzeugung 
üiblereinstimmen, daß das Verantwortungsbe- 
wußtsein ein Grundstein jeder Verwaltung 
sein muß. Ob nun eine Demokratisierung der 
Verwaltung bis in 'die untersten Organe im 
Wesen der Demo'kratie liegt oder ihr zum 
Vorteil gereicht, h.at Kelsen in seinem Buch 
,Vom Wesen und vom W,ert d,er D'emokratie' 
sehr ausführlich behandelt. Ich möchte einige 
Sätze aus diesem Buch zitieren, die ich be- 
reits anläß1Cch cter Bu,dget,dtebatt'e vom 19. De- 
zember 1951 hier an dieser Stelle wörtlich 
vorgelesen habre. Da ich annehme, daß der 
Jurist Dr. Tschadelk in mir nicht einen voll- 
wertigen Vertreter der Juristen sieht, will 
ich nicht meine Meinung allein wiedergeben, 
sorid,ern diese durch die klare Auslegung des 
Schöpfers der öst,errleichischen Bundesverfas- 
sung, der sicherlich auch vom verehrten 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dr. 
Tschadek voll und ganz anerkannt wird, er- 
härten. Professor Kelsen fiü'hrt unter ande- 
rem folgendes aus: ,Es ist nämlich keines- 
wegs so, wi,e es auf den 3erstIen Blick erschei- 
nen mtkhte, daß die Demokratie .der Voll- 
Ziehung die Konsequenz der Demokratie der 

Gesetzgebung ist und daß den demokrati- 
schen Gesetzen 'um so besser gedient sei, je 
weiter die Form der demokratischen Willens- 
bilidung auch den Prozeß der Vollziehung er- 
greift. Eine radikale Demokratisierung der 
durch die Dezentralisation gebildeten mittle- 
ren und unteren Instanzen bedeutet gerade- 
zu die Gefahr einer Aufhebung der Demokra- 
tie der Gesetzgebung.' Deutlicher könnte das 
vom Schöpfer der Verfassung gar nicht m'ehr 
dargestellt werden. Der Kollege Dr. Stein- 
götter von der Sozialistischen Partei hat mir 
damals, am 19. 12. 1951, geantwortet, er 
kenne idiie Äußerung Prof. Kelsens, 
und 'schließlich könnten sich auch Professo- 
ren irren oder hatten eben ihren eigenen 
Standpunkt. Dr. Steinlgötter sa,gte wei- 
ter: ,Wir kennen )den Stansdpunkt d~es 
Prof. Kelsen. Wir wi(ssen, 'daß e r  ein hervor- 
ragender Verfassungsrechther ist, aber schließ- 
lich müssen sich seine Auffassungen nicht 
immer mit den unseren identifizieren lassen.' 
Das ist richtig. Ich habe auch die Ausfüh- 
rungen des Herrn Vize'kanzlers Dr. Pitter- 
mann in Erinnerung, als er anläßlich einer 
Jahrestagung des Bundes sozialistischer Aka- 
demliker die Festrede gehalten hat und da- 
bei den Akademikern als klare Maxime vor- 
gesetzt hat, daß sie bei allen ihren Entschei- 
dungen in erster Linie prüfen müssen, ob 
ihre Handlungen und h ß e r u n g e n  mit den 
Interessen der Partei vereinbar seien. Wer 
von solchen Standpunkten ausge'ht, kann zu 
einer Rechtzauslegung kommen, wie 'dies tim 
Jahre 1951 durch den ehemaligen Abgeord- 
neten Dr. Steingötter geschehen ist. Wir glau- 
ben aber, daß von der erprobten Form nicht 
abgegangen werden sollte. Ich kann mir vor- 
stellen, daß man auf die Demokratissierung 
der Wiener Bezirksverwaltungen hinweisen 
könnte, und möchte dazu sagen, daß man 
nicht so ohne weiteres Vergleiche anstellen 
kann. Der Bezirksvorsteher in Wien ist ein 
Organ des Bürgermeisters auf dem Gebiete 
der Gemeindeverwaltung und lelitet sein 
Recht vom Bürgermeisteramt ab. Wenn man 
jedoch in Wien einen Paß will, muß man 
sich an das Polizelkommissariat wenden, und 
der Polizeihauptmann von Wien läßt in Ver- 
folg der polizeilichen Agenden des Bundes 
Iden Paß (durch seine Dienststelle ausstellen. 
Der Stadthauptmann ist kein gewähltes, son- 
dern ein ernanntes Organ, was vollkommen 
richtig ist. Ähnlich ist es bei uns in Nieder- 
Gsterreich. Wenn Sie einen Paß haben wol- 
len, müssen S-e zur Beairkshauptmannschnft 
gehen. Der einzige Unterschied liegt darin, 
daß das ausstellende Organ in Wien die Uni- 
form des Bundespolizisten trägt, wahrend in 
Niederösterreich der Bezirkshauptmann in 
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Zivil ist. Wenn man eine Jagd- oder Fisch'e- 
reikartc haben will, oder es sich um eine ge- 
werbliche Konze'ssion oder eine ähnliche 
Sache handelt, muß man auch in Wien zur 
allgemeinen Verwaltungsstelle, 'das ist 'der 
magistratische Bezirksamtsleiter, gehen, WO 

man sich auf Grund der bestehenden Gesetze 
das Gewünschte erwerben kann. Der Bezirks- 
außenstelienleiter als ausstellen'der Beamter 
ist kein gewählt'es Organ. Der gewählte Be- 
zir.ksvorsteher ist in solchen Fällen nicht zu- 
ständig. In Niederösterreich sowie auch in 
allen anderen Bundesländern übt diese Auf- 
gabe der Bezirksliauptmann aus. Daß clies'e 
Form nach unserer Auffassung richtig ist und 
der demokratischen Gewaltentrennung abso- 
lut entspricht, halbe ich in mjeinen grunidsätz- 
liehen Ausführungen dargelegt. Nun gibt es 
gewisse Möglichkeiten, die es auch schon vor 
1938 ge,geben 'hat, wo gewäihlte Organe auf 
Bezirksebene Angeiegenheiten beraten und 
beschließen. Daß es nach dem Jahre  1945 
anders gewesen ist, lag nicht in der Absicht 
der Bezirkshauplleute oder Bezirksverwal- 
tungsbehörden. Infol'ge der damaligen Situ- 
ation wurden ihnen Aufgaben zugeteilt, die 
vorher nie in ihrer Kompetenz lagen. Wenn 
die neuen Schulgesetze, was hinreichend be- 
kannt ist, nunmehr aus gewählten Vertrsetern 
zusammengesetzte Eezirksschulräte und einen 
Landesschulrat bringen, dann werden wir 
wieder erstmalig nach 1945 gewählte Be- 
zirksbehörd'en haben. Die Frage der Wieder- 
einführung der Bezirksfürsorgeräte, wie sie 
vor 1938 bestanden haben, scheitert an dem 
Fehlen eines entsprechenden Bundesgesetzes. 
Wenn ich mich richtig entsinne, ist vom zu- 
ständigen Innenminister eine R e h e  von Re- 
gicrungsvorlagen auagearb,eitet wormden - das 
wurde hier in diesem Raume auch schon er- 
wähnt, Herr Staatssekretär Rösch erinnert 
sich daran -, von d'enen keine einzige durch 
Eeschlußfassung des Hohen Hauses am Ring 
Gesetzeskraft erfahren hat. In dieser Frage 
müssen wir also auf eine bun'desgesetzliche 
Regelung warten. Erst nach einer solchen 
können wir die entsprechenden Durchfüh- 
rungsgeswtze für Niederösterreich erlassen. 
Im ubrigen haben wir in Niederösterreich 
einen recht vernünftigen Weg durch die 
Schaffung der Kontrollbeiräte beschritten. Ich 
bin mir  vollkommen darüber klar, daß es 
sich le'diglich um Beiräte handelt. Aber in 
welchen Gemeinldevertretungen ist den Bür- 
germeistern Gelegenheit gegeben, im Fürsor- 
gewesen zumindest über ,dlie Verwendung der 
Gemeindemittel Einblick zu erhalten? 

Ob die Einführung von Eezirksstraßen,aus- 
schüssen, wie sie früher bestanden haben, in 

der heutigen Zeit zweckmäßig wäre, lasse ich 
dahingestellt sein. Ich glaube, wir sind alle 
der Auffassung, daß es der moderne Verkehr 
rechtfertigt, 'diese Frage 'den zentralen Lan- 
deslbehör'den allein zu überantworten. 

Ich glaube daher, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß eine Demokratisie- 
rung der Verwaltungs!behörden bis in die un- 
tersten Instanzen gar nicht zweckmäßig ist. 
Ich wollte diesen Standpunkt 'meiner Frak- 
tion noch einmal klar präzisieren. Vielkicht 
sind wir gezwungen, in 10 Jahren hier wie- 
der über diese Frage zu sprechen, dann kann 
der Kollege, der dies für unsere Richtung 
tut. schon auf 20 Jahre zurückgreifen und 
die  Reden zitieren, die im Jahre  1951 ZU. 

' er Angelegenhfeit gehalten wurden. 

Ich möchte aber, weil es sich hier im Ka- 
pitel 0 um 'die allsgemeinen V'erwaltungsian- 
gelegenheitcn handelt, auch noch prinzipiell 
zu einer anderen Frage Stellung n'ehmen, 
und zwar zur Frage der Verwaltungsreform, 
belsser ges'agt 'der Verwaltungsverei~nifiachung. 
Diese Forderung besteht seit 1911, und ich 
habe auch diesbezüglich einmal einen Fach- 
mann zitiert. Sie alle, meine Damen un'd 
Herren, kennen die Behauptung von einem 
ehernen G,es,etz, dmas - nach den Theorien des 
amerikanischen Professoris Mr. Packinson - 
automatisch zu einer Schreibtischvermehrung 
führt. Es mag sein, daß man aus diesem Teu- 
felskreis unter Umständen nicht herauskom- 
men kann, man sollte 2ber immer wieder 
den Versuch unternehmen, für den Menlsch'en 
einen mägl8:ch'st weiten, freien Raum zu er- 
halten, der nicht durch Gesetze eingeschränkt 
und ein,geengt ist. Hier, Herr Landeshmaupt- 
mannct'ellvertreter, begegnen wir uns ab'solut 
in unseren Ansichten. Wir erleben heut'e einlen 
Staatsapparat, der von Kontrolle zu Kon- 
troll'e führt. In Tirol gibt es darüber ein 
Lustspiel, das auf einer Laienbühne aufge- 
führt wird und das zum Inhalt hat, wie eine 
staatliche Stelle dise andere kontrolliert. Der 
Hilfsar'beiter, der die Arbeit durchfuhren soll, 
ist in der Weihnachtszeit so ü'berlastet, daß 
er allein dsie Arbeit nicht mehr leisten kann, 
und es beschließen daher die 5 Kontrollor- 
gane, die sich gegenfseitig kontrolliert haben, 
einen weiteren Hilfsarbeiter anzustellen, der 
die Arbeiten zu verrichten hilft. - Wenn 
heute das Wort ,Verwaltungsreform' oder 
,Vereinfachung' ertönt, dann wirld, je nach 
Temperament, mit Spott oder mit Verärge- 
rung darüber gesprochen. Es ist bedauerlich, 
daß hmeute viele Akten, die frühmer einmal 
auf Grund einer größ'eren Verantwortlichkeit 
auch innerhalb des Beamtenapparat'es mit 
einer Unterschrift 'erledigt werden konnten, 
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nunmehr ein Dutzend und noch mehr Unter- 
schriften aufweisen. Unterrichtsminister Dr. 
Drimmel hat einmal das krasse Beispiel ge- 
bracht, daß es in der alten Monarchie bei 
Ernennung eines Universitätsprofessors ge- 
nügt hat, daß vier Unterschriften auf ein 
Dokumient gesetzt wurden, 'dadurch wurde 
ein Universitätsprofessor normalerweise in 
einem Zeitraum von drei Wochen ernannt. 
Heute trägt dersel'be Erhebu'ngs- bzw. Er- 
nennunigsiakt 32 Unterschriften, 'und dier Zeit- 
raum 'eines solchen Verfahrens beträgt min- 
destens drei bis sechs Monate. Wo sind heute 
die Männer, die Verantwortung tragen? Ir- 
gendwie krankt vielleicht unsere Gesell- 
schaftsordnung daran, daß das Wort ,Verant- 
wortung' klein geschrieben wird und alles in 
die Anonymität eines Apparates flüchtet. Der 
19. oder 20. iudterschireilbt tddsicher einen Akt, 
weil er weiß, nach ihm unterschreiben noch 
einmal zehn und darunter wird schon ein 
Verantwortlicher gefufnden werden. Dlas be- 
trifft aber nicht nur die staatliche Verwal- 
tung, meine verehrten Damen unid Herren, 
das ist d'as Kennzeichen d'es Apparates von 
heute, dem der Staatsbürger gegenübersteht; 
das ist der Apparat der Kammern ebenso wie 
der der Sozialversicherungsträger und der 
Gewerkschaften. Untersuchen Sie die Sach- 
la8ge einmal leildenschaftislos, untd Sie werden 
diese meine Fieststellung als nicht übertrie- 
ben finden. Eine mittlere Bezirkshauptmann- 
schaft in Niederösterreich vor 1938 hatte 35 
bis 40 Bedienstete, heute ist die Zahl min- 
destens doppelt so hoch. Der Landesschulrat 
vor 1938 war eine sehr kleine Behörde, auch 
die Schulaufsichtsorgane umfaßten nur we- 
nige Mitarbeiter, unld 'es gab nur vier Lan- 
desschulinspektoren, und zwar zwei für die 
Pflichtschiulen und zwei oder ldrei für dite 
Mittelschulen. Auch hier muß leildenschafts- 
los gesagt werden, es ist eine Verfachlichung 
eingetreten, die meilner Meinung nach der 
Sache nicht immer dienlich ist. Wir stehen 
auch hier einem Heer von Inspelktoren ge- 
genüber, und es wirft sich die Frage auf, ob 
die Vielzahl der Pnspektoren an der sachli- 
chen Einrichtung oder am Wert des Unter- 
richtiswesen etwas änadert. Die Kompliziert- 
heit des Verfahrens beim Wasserbautenförde- 
rungsgesetz habe ich vor zwei Jahren hier 
sehr augenscheinlich demonstriert, indem ich 
alle Einreichungsformulare vorgelegt habe. 
Ich kann heute mit einem weiteren Falle auf- 
warten, der aufzeigt, wie kompliziert vor al- 
lem 'die Zentralstellen az'beiten. Da lebt in 
Tirol ein Pflichtschulllehner, der ein Recht auf 
Anrechnung von Vordienstzeiten hat. Wie je- 
der muß er das Ansuchen in fünffacher Aus- 
fertigung einreichen; es müissen fünf Formu- 

lare ausgefüllt werden. Nun bleginnt ein um- 
ständliches Verfahren, bis endlich bei dien 
Zentralstellien alles als richtig festgestellt und 
dem Betreff enden die Vordienstzeit zu- 
erkannt wird. In der Folge will es aber die 
Emtwickl~uunig, diaß dieser besaigtie Tiroler Leh- 
rer nach Niederösterreich abwandert und hier 
einen Lehrerposten erhält. Und' nun wird von 
den gleichen Zentralstellen diese Vordienst- 
zeitenanrechnung nicht mehr anerkannt, weil 
er in einem anderen Dienstverhältnis steht; 
friiher war e r  IJmdesleihrier von Tirol, jetzt 
ist er in Niederösterreich; nun muß von neu- 
em das ganze Verfahren abgewickelt werden; 
die schcrn einmal angerechneten Vordienst- 
Zeiten wilden aufs neue ü'berprüft und dann 
von der Zentralstelle wieder genehmigt. Ar- 
mer Staatsbürger, kann man nur sagen, der 
du blereits in den Maschen der staablichm 
Verwaltung so gefangen bist, ldlaß (du nur 
mehr sehr wenig freien Bewegungsraum hast. 

Ich darf mit Anerkennung feststellen, daß 
meine damalige Kritik an einer sehr kom- 
plizierten Einrichtung innerhalb der Landes- 
Verwaltung gehört wurde und der Herr 
Landesamtsidireiktor Sorgie getnaigen bat, daß 
man bei den Fragebogen als Grundlage für 
die Dienstbeschreibung zu einem vereinfach- 
ten Verfahren übergegangen ist. Sie können 
sich erinnern, daß ich damal's den Fragebo- 
gen teilweise vorgelesen halbe, er bestand aus 
56 Fragen, unld mtan stelle stich vor, welche 
kristallklare Diienstbeschreibung der Beamte 
hatte, wenn er nach 56 Gesichtspunkten durch- 
leuchtet wurde. Ich bin der Landesverwal- 
tung und dem Herrn Landesamtsdirek- 
tor sehr dankbar, d'aß 'diese Anregung auf- 
genomimen worden ist und wir heute zu 
einem sehr vereinlfachten Verfahren gekom- 
men sind. Das beweist auch, daß die Fest- 
stellung eines Fachmannes auf diesem Ge- 
biet richtig ist, wenn er sagt, das Problem 
kann gelöst werden, wenn der demokratische 
Politiker und die 'berufsmäßigen Fachleute 
sich hier ernst mit diesen Fragen auseinan- 
dersetzen und auf !dem Grundsatz der Ver- 
antwortunigsfreudidkeit versuchen, immer 
wieder ein Überwuchern des bürokratischien 
Apparates zu ver'hindern. 

Ich möchte mir auch eylau'ben, einige kon- 
krete Anregungen zu geben. 

Wir wollen gar nicht auf andere sehen und 
über andere reden, ich glaube, (der Gesetzge- 
ber muß bei sich selbst anfangen. Mit einer 
weisen Beschränkung kann sich hier ein er- 
ster Erfolg in der Gesetzgebung abzeichnen. 
Also möglichst wenig Gesetze - ich betone 
nochmals, ich decke mich mit den Anschau- 
ungen von dem mtiglichst großen rechtsfrei- 
en Raum für den 'StaatSbürger - und bei 



jddem neuen Gesetz immer wieder überprü- 
fen, wieweit ein Gesetz personalvermehrend 
wir'kenf ibzw. wieweit eine übermäßige Per- 
sonalvermehruag vermi'eden werden kann. 
Uad noch ein dritter Grundsatz gehört m'ei- 
ner Meinung nach dazu, nämlich 'der, mög- 
lichst wenig zu zentralisi'eren. J e  mehr Zen- 

,ert wirld, um so komplizierter wird idas 
ganze Verfahren. Die Verwaltung wird im- 
mer am lebensnäch,sten sein, wenn sie von 
den untergeordneten Organen durchgeführt 
werden kmann. Was die Gemein'de tun kann, 
soll der Gemeinde überlassen bleiben; was in 
der Beziilksselbstverwaltung erledigt werden 
kann, soll in der Bezirksselbstverwaltung blei- 
ben. Die Zentralapparate des Staates sollen 
auch 'den Län'dern m'ehr geben, weil dlie Län- 
der dem Le'ben näh,er stehen als die Zentral- 
stellen und daher manches lebensnäher, 
menschlich näher unid einfacher gestalten 
können. Wenn ich vorher von der Gesetzge- 
bung gesprochen habe, dann ist mein' zw,ei- 
ter Appell an die Verwaltung gerichtet. Die 
Verwaltung besinne sich zu.erst auf ihre be- 
hördlichen Aufgaben. Es sollen möglichst we- 
nig behördliche Hilfs- und Ausführun{gsappa- 
rate geschaffen werden, denn manche Aufga- 
ben können im örtlichen Bereich auch durch 
privatwirtschaftliche Institutionen besser und 
billiger gelöst werden als durch staatliche 
Institutionen, die künstlich dazu geschaffen 
werden. 

Abschließend darf ich noch eines sagen: 
Viell'eicht müßt,e mian en:dl,ich wie in (der 
Privatwirtschaft auch im Verwaltungsappa- 
rat  einen Anreiz dafiür bieten, Ideen zu fin- 
den, die eine Aufblähung der Verwaltungs- 
stellen auf allen Gebieten vermeiden helfen. 
Ich sage aber noch einmal, das betrifft nicht 
nur  die Landes-, 'Bundes- und staatliche Ver- 
waltung, lsonvdlern aluch ialle an'deren Apparate, 
denen wir uns hiente konfrontiert sehen. Man 
soll auch in einer Lan,desverwaltung einmal 
dem eine Belo'hnung in Aussicht stellen, der 
wirksame Vorsch,läge für eine Verwaltungs- 
verein£achsung bri,ngt, wenn 'die vorgeschla- 
gene Vereinfachung durchgeführt wird und 
sich bei 'Dlurchrechnung auch wirklich eine 
Ersparung abzeichnet. Ich sehe gerade in 
unserem F'inanzk'ontrolllau'sschuß wie auch 
im Rechnungshof und in jedem Abgeordne- 
ten die Instanz, die hier mithelfen und sich 
bemühen soll, den Apparat einer V,erwaltung 
möglichst klein zu halten. Im übrigen darf 
ich darauf verweisen, daß sich ,die Privat- 
wirtschaft immer wied,er auch 'gewisser In- 
stitute bedient, um eigene Wirtschaftsein- 
richtungen 'durchleuchten zu la'ssen, ob es 
keinen Leerlauf gibt, ob es durch Betrie'bs- 
blinidheit nicht zu einer Überorganisation 

und daher zu einer Verteuerung d'er Pro- 
dulktion gekom,men ist. Vielleicht wäre es 
auch einmal im öffentlichen Leben ganz 
praktisch, würde man solche betriebswirt- 
schaftliche Durchleuchtungen vornehmen. 
Eine vereinfachte Verwaltung würde unter 
Umständen auch eine Möglichkeit bringen, 
im öffentlichen Dienst bessere Löhne zu zah- 
len, vor allem in den unt'eren und jüngeren 
Beamtenrängen, 'die heute alles, ehier ,als an- 
ständig bezahlt werden. Und noch eines, und 
ich glauibe, EIS ist idias entls8cheildsendiste, !darf ich 
anführen: Wir haben - wenn ich den Blick 
nach Osten werfe - als Demokraten ange- 
sichts einer Lebensform, in der d~er  Mensch 
sehr wenig gilt, darnach zu trachten, 'daß 
für den Staatsbürger in Österreich, in der 
freien Demokratie, ein Lebensraum bl'eibt, 
der mbglichst unkompliziert und möglichst 
freizügig gestaltet werden kann. Dieser große 
iechtsfreie Raum ist die 'beste Gewä'hr dafür, 
daß wir wirklich in einem freien demokra- 
tischen Staat und einer freien demokrati- 
schen Gesellschaft leben. Wir brauchen dann 
weniger Angst zu haben, daß wir früher 
oder später wieder Opf,er eines totalitären 
Staates oder eines totalen Apparates werden, 
ob es nun ein staatlicher Apparat, 'ein Kam- 
merapparat, ein Apparat der Sozialversi- 
cherungsträger, oder wie er im'mer heißt, ist. 
Es muß gar keine Diktatur kommen, abmer 
bei einem Überhandnehmen 'der Apparate 
sind wir auch o'hne Diktatur und unter Um- 
ständen auch ohne Kommunismus plötzlich 
die Gefangenen in einem Netz, das wir nie 
wollten, weil wir 'uns die Freizügi'gkeit und 
den freien Leb'ensraum selber eingeschränkt 
haben. Wenn wir als Politiiker, wenn wir als 
Abgeordnete in Zusamimenarbeit mit den 
Fachleuten damit beginnen, diesen freien 
Lebensraum zu erhalten, dann glaube ich, 
ist x h o n  sehr viel getan für einle Entwicklung 
in dem Sinne, wie 'dies von mir jetzt audge- 
zeilgt wurde, nämlich immer nach dem 'Grund- 
satz, daß der Staat fü r  den Menschen und 
nicht umgekehrt der Mensch für den Staat 
da ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. Rösch. 

ABG. RÖSCH: Hoher Landtag, meine sehr 
verehrten Damen und IHerren! Bevor ich zsu 
zwei Fragen im Rahmen der  Gruppe 0 St'el- 
lung nehme, gestatten Sie mir einige Bemer- 
kungen zu zwei Punkten )meines Vorredners, 
des Herrn Abgeordneten 'StangIer. Der 'Herr 
Ab,georsdnet'e hat zu der Fr'age kurz Stel- 
lung gevommen, wieweit Regierungsmitglie- 
der i,m Hohen 'Hause das Wort engreifen dür- 
fen oder nicht, ausgelöst durch die etwas 
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temperamentvollcen Zwischenrufe ]des Herrn 
Landeshauptimannstellvertreters Müllner. 
Nun, ich glaulbe, 'es ist igiar nichts (dagegen 
einzuwenden, wenn Abgeordneter Stangler 
meint, über diese Gepflogenheiten soll im 
Rahmen der Regievungs- oder Parteienver- 
handlunigen einmal lgesprochen werden. Da- 
mit man sich aber nicht vielleicht falschen 
Hoffnungen hingibt, möchte ich sagen, mei- 
ner Überzeugung nach kann die Gepflogen- 
heit nur darin beste'hen, daß die Geschäfts- 
ordnung eingehaltien wiird. Dia Q 59 hier 
ohne Einschränkung erklärt: ,/Die Mitglie- 
der der Landesregierung sind berechtigt, zu 
wiederholten Malen und jederzeit das Wort 
zu ergreifen", glaube ich, müßte diese Be- 
stimmung eingehalten werden, und es müßte 
allen das Recht zustehen, jederzeit das Wort 
zu ergreifen. Es steht nämlich in der Ge- 
schaftsordnung: „Die Mitglieder lder Landes- 
regierung" - ohne irgendeine Einschränkung. 
Aber, wie schon erwähnt, es ist sicherlich 
nichts dagegen einzuwenden, daß darüber 
gesprochen wird, nur soll man die Gepflo- 
genheiten nicht so eng auslegen, daß zum 
Schluß aius einer Gepflogenheit etwas wird, 
was man nicht will, daß man nämlich die 
berechtigten Interessen der Mitglieder der 
Landesregierung nicht hören soll. Iim Gegen- 
teil, es sollen idie Albgeordneten wissen, was 
die Regierungsmitiglieder meinen und welche 
Aufialssungen sie von Iden einzelnen Proble- 
men 'haben. 

Weiter hat Abgeordneter Stangler auch 
eine gewisse - ich will nicht sagen Polemik 
- Betrachtung zur Frage der Demokrati- 
sierung der Bezidks'hauptmannschaften ge- 
bracht. Er  hat da'bei auf das Protokoll aus 
dem Jahre 1951, also vor 11 Jahren, verwie- 
sen und als 'Beispiel die Verhältnisse in1 Wien 
angeführt. Ich glaube, mit diesen Ausfiihrun- 
gen ist auch irgendwie das Kernproblem be- 
rührt, näimlich: Wie weit soll eine Demo- 
kratisierung gehen, wo wird eine solche nicht 
mehr sehr sinnvoll sein. 'Hier bin ich Opti- 
mist. Abgeordneter Stangler hat zwar ge- 
sagt ,,und wenn in zehn Jahren hier wieder 
einer aufstehen und ü'ber diese Frage spre- 
chen wird, hat er dann nicht nur die Aus- 
führungen von heute, sondern die von wei- 
teren 10 Jahren vor sich, er kann also auf 
eine zwanzigjährige Erfa'hrung zurückblik- 
ken." Ich bin Optimist, ich glaube, über die- 
ses Problem wird nicht erst in zehn Jahren 
diskutiert, es wird jedesmal darüber gespro- 
chen werden, denn es schreit direkt nach 
einer Lösung. Man kann der Meinung sein, 
die Lösung wird sich sehr bald finden lassen 
oder überhaupt nicht. Unsere Väter waren 
der Auffassung, es wird auf dem Seiktor der 

Kamlmunalverfassung keine Lösung zu er- 
reichen sein, unld sie haben in weiser Voraus- 
sicht im Verfassungsübergangsgesetz einen 
Passus aufgenommen, ' mit dem sie die Be- 
stimmungen des Reichsgemeindiegesetzes so 
lange als in Kraft befindlich bezeichneten, 
bis man sich einigen wird; sie haben damals 
gemeint, das wird furchtbar lange dauern. 
Sie haben recht gehabt, 40 Jahre hat es ge- 
dauert, aber nach 40 Jahren kam es (doch auf 
diesiem sehr schwierigen Gebiet zu einer 
Einigung, euch auf dem sehr (komplizierten 
Gebiete der Schfulgesetze 'kam es zu einer 
Einigung. 

Ich bin Optimist und glaube, auch in der 
Frage der IDemokratisierung der Bezirksver- 
waltungen wird es zu einer Einigung kom- 
men, wenn man nach dem Grundsatz vor- 
geht: Was kann man demokratisieren, und 
was soll nicht demokratisiert werden. Das 
heißt mit anderen Worten: eine Kompetenz- 
Verteilung genau in dem Sinn, wie sie auch 
Abgeopdneter Stangler angefiührt hat, näm- 
lich nicht so se'hr zentralisieren, sondern 
etwas dezentralisieren. Vielleicht kann man 
Kompetenzen, die heute zentralisiert sind, 
auf die Bezirke dezentralisieren; vielleicht 
kann man sie dort auch demdkratisieren. 
Niemand denkt daran, den Bezirkshaupt- 
mann in der heutigen Kompetenzverteilung 
zu demokratisieren. Es hätte herzlich wenig 
Sinn, ein weisungsgebundes Organ vorher 
wählen zu lassen, um es nachher an Wei- 
sungen EU (binden. Das glbt keinen sinnvol- 
len Effekt. Aber sinnvoll wird es, wenn ge- 
wisse Kompetenzen einer Bezir'kshauptmann- 
schaft zugeteilt sirdd; - es wurde von 'Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek 
nicht nur heuer, sondern schon bei der vor- 
jährigen Budgetdebatte auf diesem Gebiete 
das Straaenwesen angeführt; 'Sie selbst, 
Herr Kollege, haben immer wieder auf das 
Fürsorgewesen hingewiesen. Für diese Be- 
lange wird es sicher einen Weg geben, nur 
dauert es halt lang, bis man sich zusammen- 
gerauft hat. Es wird auch zu einer Lösung 
auf 'dem Sektor des Sanlitätswesenls kommen, 
auf dem Schulsektor kommen wir zwangs- 
weise 'dazu. Es muß nur abgesteckt werden: 
wo ist auf 'Bezirksebene die weisungsgebun- 
dene Behörde und wo ist ein freies Ent- 
schlußrecht. Es ist die Frage (Abg.  Stangler: 
Das ist ein anderer Ausgangspunkt!), ob 
Optimismus oder Pessimismus. Sie sind pes- 
simistilsch und gliauben, in zehn Jahrlen wer- 
den wir dar'über reden; ich bin optimistisch 
und sage, vielleicht halben wir in zehn Jahren 
eine Lösung in gemeinsamer Diskussion ge- 
funden. (Abg. Stangler: Ich bin Optimist und 
sage, daj3 wir nächstes Jahr wieder darüber 
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reden!) Sicher reden wir im nächsten Jahr 
wieder ü'ber diese Sache. 

Nun, sehr geehrte Damen und Herren, zu 
den zwei Fralgen, die ich hier aufgreifen 
will. Ich bin mir vollkomimen bewußt, daß 
beide Fragen unter Umständen auch die 
Leidenschaft des Hohen Hauses in Bewegung 
bringen werden, Ich werde mich daher be- 
miihen, sie so slachlich und ruhig zu bringen, 
wie dies nur möglich ist, weil ich der Mei- 
nung bin, eine Frage soll auch dann, wenn 
sie politisch schwierig ist, durchdiskutiert 
werden. 

Das erste Problem ist die Frage der Grund- 
steuereinhebung durch die Gemeinden, die 
jetzt immer aktueller wird, nachdem das 
entsprechende Gesetz in einigen Tagen ab- 
läuft. Das Grundsteuereinhebungsgesetz des 
Jahres 1957 hat bereits festgelegt, daß die 
Grundsteuern von den Gemeinden selbst ein- 
zuheben sind. Es hat nur für zwei Bundes- 
länder - 'Steiermark und Niederösterreich - 
Ausnahmen geschaffen und eine Frist für 
zwei Jahre gegeben, damit sich auch diese 
beiden Länder auf diesem Sektor bis zum 
Jahre 1959 umstellen. Iim Jahre 1959 hat der 
Bundesgesetzgeber die Meinung vertreten, 
die Steiermark ist bereits soweit, aber in 
Niederösterreich braucht man noch Zeit; also 
wunde noch einmal eine Frist von zwei Jah- 
ren für diese Umstellung - bis zum Jahre 
1961 - gegeben. Voriges Jahr hat dann der 
Bundesgesetzgeber der Meinung Ausdruck 
gegeben, die vier Jahre hätten noch nicht 
gereicht, man solle noch ein fünftes Jahr 
daran hangen, nämlich bis Ende 1962. Nun 
sind (die fünf Jahre abgelaufen, und es be- 
ginnt die Diskussion, soll man als ubergangs- 
Zeit noch einmal ein Jahr anhängen oder soll 
man ienldlich danangehen, die Selbstein- 
hebung durchzuführen. Ich schließe mich 
völlig der Meinung des Herrn Landesrates 
Waltner an, der einmal gemeint hat, das sei 
doch keine politische Frage. Es ist auch keine; 
es {ist eine rein sachliche, unid ich ,darf hlier 
namens unserer Partei die drei Gründe dar- 
legen, derentwegen wir der Meinung sind, 
es soll die Einhebung durch die Gemeinden 
durchgefiihrt wenden. 

Punkt 1 ist die Gleichstellung der nieder- 
österreichischen Gemeinden mit allen übrigen 
österreichischen Gemeinden. In ganz Öster- 
reich wird nun idie Grundsteuer von den Ge- 
meinden eingehoben; wir sind der Auffas- 
sung, auch die niederösterreichischen Ge- 
meinden sind absolut fähig dazu, wenn es 
auch - das ist die zweite Frage, auf die ich 
noch später 1zu sprechen kommen will - ab- 
solut richtig ist, wie Herr Landeshauptmann 
in einer Rede am 20. Mai dieses Jahres hin- 

gewiesen hat, Niederösterreich das klassische 
Lanid der Klein- und Kleinstgemeinden ist 
und sich auf Grund dieser Tatsache gerade 

gut oder , 
Erleichteri 

' daß *die I( 
in der Frage der Einhebung der Grundsteuer 
besondere Probleme ergeben. 'Man \kann 
aber nicht immer wieder sagen: es gibt ein 
Gefälle vom Westen nach dem Osten usw., 
und wir selbst tragen damit dazu bei, ,daß 
wir sozusagen als hinterwäldlerisch betrach- 
tet werden, wenn wir sagen, alles, was die 
anlderen machen lkönnen, können wir nicht. 

Damit komme ich zum zweiten Grund, 
warum wir der Meinung sind, daß die Ge- 
meinden selbst einheben sollen; wegen der 
Wahrung der Autonomie der Gemeinden. Ich 
glaube, sehr geehrte Damen und Herren, wir 
haben einige Beispiele, die hier warnend an- 
gefü'hrt werden müssen. Warnend {deswegen, 
weil wir in der Vergangenheit erlebt haben, 
was passiert, wenn Rechte, #die den Gemein- 
den zustehen, von ihnen nicht wahrgenom- 
men werden. Ich erinnere an das berühmte 
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Beispiel der Lebensmittelpolizei. Die Le- das - wi 
bensmittelpolizei war ursprünglich eine al- der roten 
leinige Aufgabe der Gelmeinden, im eigenen gerechnet 
Wirikungsbereich der Gemeinden. Die Ge- 1600 Gemc 
meinden haben sie nicht wahrgenommen, es ten Bürge] 
hat dann der Bund - ich glaube es war im daß da eti 
Jahre 1925 - plötzlich ein Gesetz beschlos- darum, d: 
sen und niemand konnte sich dagegen weh- nicht die 'E! 
ren, daß diese Lebensmittelpolizei aus 'dem ten Gmej 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden len. P a s  1 

herausgenommen wurde. 'Sie kam in den 
übertnagenen Wirkungsbereich, und ,die Ge- 
meinden haben jetzt dieselben Aufgaben 
durchzuführen, aber nicht mehr in der ei- 
genen Verantwortung, sondern als Beauf- 
tragte und als verlängerter Arm der Zen- 
tralbehörde. Das war keine Erleichterung 
für die Gemeinden. Lm Gegenteil, jetzt sind 
sie wiriklich weisunigsgebunden und haben 
nur das zu machen - Kollege Stangler hat 
es angeschnitten -, was dann praktisch die 
üblen Auswirlrungen eines Zentralismus 
sind. 

Noch ein zweites Beispiel haben wir in 
der jüngsten Zeit auf dem Sektor der Ge- 
werbesteuer erlebt. Ich glaulbe, es gibt nie- 
manden in dem Hause, der nicht sehr ernste 
Bedenken gehabt hat, als im Finanzausgleich 
eine Teilung der Gewerbesteuer vorgeschla- 
gen wurde. Gerade Herr Landeshauptmann- 
Stellvertreter Mrüllner war einer )der Kämpfer 
in diesem Finanzausgleich und wir wissen, 
wie hart es dabei zugegangen ist. Die Frage 
war, soll man die Gewerbesteuer teilen, soll 
man sie nicht teilen. Der Bund hat verspro- 
chen, etwas anderes zu übernehmen, wenn 
er von dieser Steuer etwiss bekommt. Es ist 
müßig, nun zu fragen, ob die Entscheidung 



Iezember 1962. 

as klassische 
:meinden ist 
jache gerade 
Grundsteuer 
'Man \kann 

: es gibt ein 
Osten usw., 

azu bei, (daß 
isch betrach- 
lies, was $die 
:n wir nicht. 
:iten Grund, 
daß die Ge- 
; wegen der 
?meinden. Ich 
i Herren, wir 
warnend an- 

nd deswegen, 
erlebt haben, 
den Gemein- 
wahrgenom- 

das berühmte 
zei. Die Le- 
glich eine al- 
n, im eigenen 
len. Die Ge- 
genommen, es 
ibe es war im 
?setz beschlos- 
dagegen weh- 
tlizei aus dem 
r Gemeinden 
kam in den 

, und ,die Ge- 
Den Aufgaben 
?hr in der ei- 
rn als Beauf- 
Arm der Zen- 

Erleichterung 
iteil, jetzt sind 
en und haben 
;e Stangler hat 
n praktisch die 

Zentralismus 

haben wir in 
Sektor der Ge- 
le, es gibt nie- 
icht sehr ernste 
Finanzausgleich 
uer vorgeschla- 
ideshauptmann- 
ier {der Kämpfer 
nd wir wissen, 
n ist. Die Frage 
euer teilen, soll 
nd hat verspro- 
trnehmen, wenn 
bekommt. Es ist 
lie Entscheidung 

Landtag von Niederösterreich. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzunq arn 12. Dezember 1962. 57 

gut oder schlecht war, aber eines ist sicher: 
Erleichtert wurde dieser Beschluß dadurch, 
daß die \Gewerbesteuer nicht von den Ge- 
meinden, sondern vom Bund eingeihoben 
wurde. Daher ist es für den Bund nur lmehr 
darauf ange'kommen, wieviel er einfach von 
dem einbehält, was er sowieso schon be- 
kommt. Er  hat also gesagt, 40 Prozent; 60 Pro- 
zent sind weggegeben worden. (Abg .  S tang-  
Zer: Wer ha t  dabei  mi tges t immt?)  A l l e  haben 
gestimmt. Nach llangwierigen B'eratungen ba- 
ben sich lallle 'dlazu entschlossen, es zu machen. 
Tatsache )ist aber, Idiaß {dieser B'eschluß und die 
Forderung des Bundes eben dadurch er- 
leichtert wurde, daß der Bund schon von 
Haus a(us die einhebende Stelle gewesen ist. 

Es hat nun während des Wahlkampfmes 
eine Menge Äußerungen, Zeitungsartiikel 
und Reden gegeben; es ist müßig, jetzt dar- 
auf einzugehen, sie waren typisch auf Pro- 
paganda abgestellt. Ich darf nur hier fest- 
halten: Niemanid von uns - glauben Sie mir 
das - will in dieser Frage eine Diktatur 
der roten Bürgermeister. Es ist absurd, aus- 
gerechnet in INiederösterreich bei mehr als 
1600 Gemeinden von einer Diktatur der ro- 
ten Bürgermeister zu sprechen! Jeder sieht, 
daß da etwas nicht stimmen kann. Es geht 
darum, daß alle diese Steuermaßnahmen 
nicht die Bürgermeister, sondern die gewähl- 
ten Gemeinderatsgremien !durchführen sol- 
len. Das ist unsere Auffassung. Ich kann 
mir vorstellen, daß man anderer Meinung 
ist, aber auch da sage ich: Es stehen unter 
Umständen zwei Auffassungen gegenüber, 
die man ausreden muß, aber auffallen muß 
doch, daß es die Mehrheit der österreichi- 
schen Gemeinden so handhaben; auch in 
Länidiern, wo es gar keinen roten Bürger- 
meister gibt, oder nur einen einzigen wie 
in Vorarlbeiig. Das, was dort möglich ist, 
müßte doch auch in Niederösterreich lmög- 
lich sein. 

Der dritte Grund für die Selbsteinhebung, 
und das darf ich auch ganz offen sagen, ist 
unserer Meinung nach der, daß der Steuer- 
zahler der Grundsteuer klar und deutlich er- 
kennen soll, was ist isteuer, also was hat er 
dem Gemeindesäckel abzuliefern, und was 
sind die sonstigen Zuschläge. Nicht daß wir 
der Meinung sind, er soll sie nicht zahlen, 
sondern nur daß man das auseinanderhält; 
man muß nämlich wirklich ein Rechtsgelehr- 
ter sein, um sich da auszukennen. Was auf 
einem Steuefibescheid alles drauf steht, ist 
so verklausuliert, und außerdem muß man 
noch sehr gut rechnen können, weil die Pro- 
zentsätze nicht ausgerechnet, sondern nur 
angeführt sind. Das steht da in einer langen 
Reihe, und unten ist dann eine Zahl ange- 

führt. Ich bin ider Meinung, der Staatsbür- 
ger - und da teile ich die Auffassung des 
Abgeordneten Stangler - hat das Recht 
darauf, von der Behörde klar informiert zu 
werden. Man soll ihm sagen, was hast du 
in diesem Fall zu zahlen, und wofür hast du 
es zu bezahlen. Das soll man ihm klar sa- 
gen und sich nicht darauf verlassen, daR er 
schon einen Rechtskunidigen finden wird, der 
thn berät. 

Schauen Sie, sehr verehrte Damen und 
Herren, dabei ist es uns völlig klar, daß es 
Schwierigkeiten gibt. Ich habe schon er- 
wähnt, daß es in den Klein- und Kleinstge- 
meinden 'Schwierigikeiten geben muß, selbst- 
verständlich. Das sind aber Schwierigkeiten, 
die nicht uniüberwindbar sind, denn sie las- 
sen sich aus der Welt schaffen. Das, was wir 
vermissen, ist, daß in der ganzen Diskussion 
- ich habe alle Zeitungsartiikel mit - auf 
unsere Anregung nicht einmal Bezug genom- 
men wird, nämlich idaß man Zweckverbände 
für die Einhebung bei den einzelnen Ge- 
meinden schaffen soll. Warum kann man 
nicht Zweckverlbände schaffen, die diese 
Steuern einheben? Ich komme gleich darauf 
zurück, was der Vorteil dieses Zweckverban- 
des dann noch wäre. Das sind Zweckverbände, 
die wir auf verschiedenen anderen Gebieten 
auch schon kennen, wir kennen sie lauf dem 
Schulsdktor, wir kennen sie auf dem Sani- 
tätssektor; auf verschiedenen Sektoren ha- 
ben wir so etwas schon. Wir haben sogar 
auch echte Verwaltungsgemeinschaften in 
Niederösterreich, die sich sehr gut bewähren, 
die ausgezeichnet funktionieren. Es wäre 
also auch auf ,diesem Sektor !möglich, zu einer 
Lösung zu kommen. Soviel !ich gehört habe, 
haben die Herren des ÖVP-iKlubs eine Stu- 
dienreise ini andere Bundesländer unternom- 
men; ihnen wurde dort sicher auch das ge- 
Nagt, was man uns sagte, nämlich, diaß 99 
Prozent der Steuerschulldner die Steuer voll- 
kommen klaglos zahlen. In 99 Prozent der 
Fälle gPbt es keinerlei Veränderungen. Es 
handelt sich also jeweils utm 1 Prozent, wo 
die Gemeinden, wenn es eingelaufen ist, eine 
echte Ar'beit haben. Ich muß auch darauf 
verweisen, daß wir diese Aufgabe der Ein- 
hebung von Steuern schon auf einem an- 
deren Gebiet machen. Wir heben ja die 
Lohnsummensteuer selbst ein, die Getränke- 
steuer, die Hundeabgabe, die Vergnügungs- 
steuer. Es gibt eine Reihe von Steuern, die 
schon von Iden {Gemeinden eingehoben wer- 
den, und es funktioniert, es geht. Es wird 
also auch auf diesem Sektor möglich sein, 
und ich glaube, daß man eben den Weg zur 
Lösung für  die Klein- und Kleinstgemein- 
den über solche Zweckverbände finden wird. 
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Damit, meine Damen und Herren, komme 
ich zu dem zweiten Problem, das ich bespre- 
chen )möchte, nämlich zu diesen Klein- und 
Kleinstigemeinden. Ich verwebse auf die 
Rundfunkrede des Herrn Landeshaupt- 
mannes vom 20. Mai, wo er zu dieser Frage 
Stellung genommen - und ich glaube, se'hr 
verantwortungsbewußt Stellung genommen 
- hat, indem er darlegte, wie es in Nieder- 
Österreich aussieht, wie man dieselm Pro- 
blem zu Leibe rücken könnte. Er hat einen 
wackeren Mitstreiter in der Person des Lan- 
deshauptmaninstellvertreters Müllner gefun- 
den; gestatten Sie mir, Idaß ich uns Abge- 
ordnete sozusagen auch als Mitkämpfer an- 
biete in dieser Frage, denn ich glaube, der 
gesamte Landtag sollte sich gemeinsam da- 
mit beschäftigen. Der Herr Landeshauptmann 
hat zum Beispiel ein markantes Beispiel 
herausgehoben. Ich darf es hier wiederho- 
len, weil nicht alle Radio gehört haben. Es 
handelt lsich #darum, idaß es tim Bezirk Horn 
von 134 Gemeinden 22 Gemeinden gibt, die 
ein Jahresbuldget von 20.000 S haben. Hier 
wirft sich die Frage auf, was soll diese Ge- 
meinde mit 20.000 's tun? Wie soll diese Ge- 
meinde verwalten? Wie soll eine Gemeinde 
mit wenliger a'ls 100 Einwohnern, wo die Ge- 
meindekanzlei aus einer alten Zuckerschach- 
tel besteht, die sich unter dem Küchentisch 
des Bürgermeisters befindet, als Verwaltung 
angesprochen werden, wie soll sie funktio- 
nieren? Es ist selbstverständlich, das kann 
nicht fudktionieren. Anderseits hat Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Müllner in 
seiner Einbegleitungsreide zum Budget wie- 
derholt darauf hingewiesen, daß für Nieder- 
Österreich die Wurzel der Finanzknappheit 
des Landes in der Tatsache liegt, daß wir SO 

viele Klein- und Kleinstgemeinden haben, 
weil ja bei dem qualifizierten Bevölkerungs- 
schlüssel nach den Aufteilungen dann aus 
den gemeinschaftlichen Bundosabgaben diese 
Kleinstgemeinden schlechter dran sind. Nun 
sagte damals an diesem 20. Mai der Herr 
Landeshauptmann - meiner Meinung nach 
miit Recht -, diese Ziusamimenlegung ist ab,er 
nicht ein Allheilmittel, man wird damit nicht 
alles beseitigen können. Es ist keine Wun- 
dendroigie, aber ist ist ein Mithel, uim venshie- 
dene ISchwieriglkeiten zu beseitigen. Es ist 
mit ein Mittel, um aus dieser Misere her- 
auszu'kommen, gerade in einer Zeit, in #der 
wir versuchen, igröfiere Wirtschaiftsräume zu 
bilden, wo es iimmer darum geht, zusam- 
menzuschließen, möglichst große Verwal- 
tungsgebilde zu schafften, die Sinn und Zweck 
haben, müßte es auch möglich sein, zu einer 
Löisuag zu kommen, ldlaß mjan diese Klein- und 
Kleinstgemeinden zu einem Teil reduziert. 

Die positive Folge einer solchen Zusammen- 
legung wäre, so glaube ich, erstens auf finan- 
ziellem Sektor bemerkbar. Der Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter 'hat dazu wieder- 
holt Stellung genommen und klargelegt - 
ich glaube, ich kann mir Näheres darüber 
'ersparen. I& miöchte nur auf eiinies ein- 
gehen, weil man es immer von Gegnern der 
Zusamimenlegung hört. Wenn ich 0 un'd 0 
addiere bei solchen Kleinstgemeinden, so 
kommt imrmer wieder 0 heraus, und da habe 
ich nichts davon. Ja, wenn die Einnahmen 
0 wären, dann würde es stimmen. Sie sind 
aber nicht 0, irgend etwas ist immei da. Also 
bei den IGemeinden zum Beispiel 20.000 S .  
Lege ich drei zusammen, so habe ich 60.000 S. 
Ich kann natürlich für ein größeres Gebiet, 
wenn ich ein Jahr das mache und im nächsten 
das mache, )mit den 60.000 S mehr anfangen, 
als wenn ich nur die 20.000 S habe. Da kom- 
men noch die Bedarfszuweisungen dazu, die 
einzelne Gemeinden be'kommen; da wäre 
dann die Verwaltung schon etwas frucht- 
bringender. Ich möchte an die Worte des 
Herrn Landeshauptmannes anläßlich der 
Au'sischuaverhiandiliunigen ,des Biudgets ainschlie- 
ßen, wo er sagte, daß im Vordergrund die 
Leistung zu stehen habe. Und diese Leistung 
wäre auch etwas höher, besonders wenn man 
die 60.000 'S zusammenlegen kann. Die zweite 
Folge wäre eine ordentlichere, eine bessere, 
eine zweckmäßigere Verwaltung, und meine 
se'hr geehrten Damen und Herren, es zwingt 
uns ja die Entwicklung dazu, daß wir etwas 
machen, denn die Ausführungsgesetze zur 
Gemeindeiverfassungsnovelle müssen in den 
nächsten 2 Jahren erlassen werden, die Ge- 
meindeordnung lmuß novelliert werden, wir 
müssen uns eben dalmit beschäftigen. Es wird 
ein großes Rieformwerk werden, und wir 
haben gemeinsam, die Vertreter des Gemein- 
debundes sowie die Vertreter des Etädtebun- 
des sehr hart, ich bitte jetzt die anwesenden 
Mitgliedzer der Landesregierung um Ent- 
schuldigung, sehr hart gegen die Vertreter 
der Landesinteressen und Bundesinteressen 
gerungen, um für die Gemeinden einen ei- 
genen Wirkunlgskpeis siicherzustellen. Das 
GanzSe hat aber nur dann einen Sinn, wenn 
auch die Gemeinden in die Lage versetzt 
werden, diesen echten Wipkungskreis auch 
richtig ausfüllen zu können. Wenn sie dazu 
nicht in der Lage sind, dann war der ganze 
Kampf umsonst, dann werden die Kritiker 
Recht haben, die sagten, seht, wir haben 
euch gesagt, was lhena~usko~mimt, hättet ihr 
den Gemeinden nicht so viele Befugnisse ge- 
geben, jetzt können sie sie nicht erfüllmen. 

Damals aber war das noch viel schwieri- 
ger, denn es ging darum, da13 diie Josephini- 
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sehe Bteuergeimeinde, die Katastergeimein,de, 
politische (Rechte bekommen hat. Heute ha- 
b'en wir schon eine politischie Gemeinde, wir 
haben eine politische Einrichtung, es gilt sie 
also nur so auszustatten, daß sie auch tat- 
sächlich die notwendi,gen Verwaltungsmaß- 
na'hmen durchführen kann. Ich glaube daher, 
daß auf diesem Gebiet der zweite Punkt, 
eben diese bessere Verwaltung .es r'echtfer- 
tigen würd'e, daß man sich mit diesem Pro- 
blem beschäftigt. Es darf aber bei dieser 
Frage ,die mensch'lichie Seite dieses Problems 
nicht vergesen werlden. Die mens,chclichce 
Seite, die darin besteht, daß man einerseits 
nicht Gebiete schaffen kann, die so groß sind, 
daß dann die Anmarschwege für die Bevöl- 
kerung weiß \Gott wie weit zur Gemeinde- 
Verwaltung sind und damit nicht imehr die 
Gemeinde die Zelle der Gemeinschaft wäre. 
Das wäre unm'öglich. Das zweite menschliche 
Problem, das nicht vergessen werden darf, 
ist, daß die Fudktionäre in diesen Gemein- 
den, die sich nach dem zw,eiten Weltkrieg 
zum Teil 10 oder 15 Ja'hre wirklich für die 
Bevölkerung aufgeopfert haben, jetzt, wenn 
plötzlich eine Gemeinde aufgelöst wird und 
sie 'keine Funktionen mehr ha'ben, darin eine 
gewisse Degradierung sehen. In unserer Ge- 
meindeordnunlg heiBt es, die Funktion des 
Bürgermeisters ist ein Ehrenamt mit sehr 
viel Sorgen und 'Mühen. Es ist aber natür- 
lich auch eine gewisse persönliche Ehrung 
und 'ein persönlicher Stolz für den Bürger- 
meister - auch in einer 'Gemeinde mit nur 
100 Einwohnern -, wenn er dieser Gelmeinde 
v6rstjehen kann. Un(d ldlann soll er plötzlich 

chts mehr sein. Auch diese Frage muß be- 
rucksichtigt werden, und sie läßt sich be- 
rücksichtigen. Ich will dabei gar nicht von 
anderen 'menschlichen Problemen reden, die 
oft grotesk klingen. Ich 'möchte nur ein Bei- 
spiel anführen. Ich bewahre noch einen Brief 
eines Bürgermeisters einer österreichischen 
Gemeinde aüf, die mit einer anderen zusam- 
mengelegt wurde. 'Der Bürgermeister war 
ein alter Freund von mir. Da die Gemeinden 
zusammengelegt wurden, ist natürlich der 
Name der einen Gemeinde verschlwund'en. 
Der Friedhof lag aber in der Gemeinde, 
deren Naime gestrichen wurde. Und nun hat 
mir dieser Bekannte geschrieben: „Wie 
kannst Du es zulassen, daß ich und meine 
Kinder jetzt in fremder Erde begraben wer- 
den?" 

Meine sehr geehrten Daimen und Hmerren, 
man kann lachen darüber, aber es steckt ein 
echtes Problem dahinter. Wi'e machen wir es 
den Menschen klar, wie sa'gen wir es ihnen? 
Das ist das ganze Ge'heimnis der D'emokratie, 
nicht das Regieren von oben herab, sondern 

der Bevölkerung dtas verstänidkh machen, 
wes man will. Dats wLnd Diskussion, #das 
wird Aufklärung erfordern. Ich glaube, es 
ist notwendig, daß das Problem nicht ver- 

politikiert wird, fdaß ecs nicht von politischen 
Ge'sichtspunkten durch politische Brillen ge- 
sehen wird. Denn sonist spaltet es (die Be- 
völkerung, und wir erreichen das Gegenteil, 
anstatt daß wir die Leute aufklären, werden 
wir sie gegeneinander aufbringen. Das ist 
aber nicht der Sinn und Zweck. Ich bin der 
Auffassung, da13 alle diese Fragen gelöst 
werden könnten, wenn es möglich wäre, 
eine gemeinsame Pliattform, ein gemeinisames 
Konzept zu finden ohne irgendwelche poli- 
tischen Spekulationen. Ich imeine damit, es 
hat gar keinen Sinn, sich hinzusetzen und 
zu sagen: die Gemeinden A, B und C wer- 
den zusamimengelegt; in A hat die ÖVP die 
Mehrheit, in B die SPÖ, in C [kann es eine 
Namensliste tun. Wenn mian sie zusammen- 
lagt, wer wird jetlzt dien Büpgermeister stel- 
len? Und von diesem Gesichtspunkt die Ent- 
scheidung a'bzuleiten, ob man für eine Zu- 
sammenlegung ist oder dagegen, das bringt 
gar nichts. Das hat keinen Sinn, abgesehen 
davon, daß solche. . . (Zwischenruf AbgStang-  
Zer) Schauen Sie, das ist dlas Geheimnis, Herr 
Abgeoridnetter Stangler. Wollen Sie <das Pro- 
blem in die Lächerlichkeit ziehen oder ver- 
politisieren? Ich sage Ihnen offen, ich werbe 
'dafür, daß mjm ES entpolitisiert. Die an- 
deren haben es zumindest so weit gebracht, 
daß sie d e Kleinstgemeinden losgeworden 
sind. Wir haben sie noch, wir müssen die 
Frage lösen. Wie lösen wir sie? Ich werbe 
also für  die Methode, die ich eben erläuterte. 
Ich sehe nicht die Rechnung, wer hat wo die 
Mehrheit, und wer wird sie kriegen. Dazu 
komimt ja, daß es sehr temporäre Mehrhei- 
ten sind, denn gerade Kommunalwahlen - 
das wissen wir - hängen sehr viel von der 
Persönlichkeit ab, und es 'kann schon mor- 
gen in einer Gemeinde eine Persönlichkeit 
auftreten, und es wird eine andere politische 
Mehrheit daraus. Es hat also ziemlich wenig 
Sinn, ldas Ganze von dieser Seite her zu be- 
trachten. Ich tgestiatte Imir idiaher, in idilesern 
Zusammenhang dem Hohen Landtag eine 
Resolution vorzuschlagen. Mein Resolutions- 
antrag zur Gruppe 0 lautet (liest): 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
Die Landesregierung wird aufgefordert, 

dem Landtag ehestens eine Studie zur Be- 
ratung vorzulegen, welche die Möglichkeiten 
der Zusiammenlegung von Kleinst- und Klein- 
gemeinden in Niederösterreich untersucht 
und Vorschläge zur Lösung dieser Frage er- 
stattet. Diese Studie soll als Diskussions- 
grundlage für  einen allfälligen Gesetzent- 
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Wurf in der gleichen Angelegenheit dienen. 
Gestatten Sie noch, sehr geehrte Damen 

und Herren, daß ich zu diesem 'Resolutions- 
entwurf zum Abschluß noch einige Bemer- 
kungen mache. Ich glaube, der Plan - das 
ist jetzt ein persönlicher Vorschlag von mir 
- wäre am günstigsten folgendermaßen 
durchzuführen: Wir haben im Jahre 1964 
wieder Landtagswahlen. Die Ausführungs- 
gesetze zu $dem Kommunalverfaissungsgesetz 
müssen im Ablauf von 2 Jahren durchge- 
führt sein. Es hat der Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek heute schon 
der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß es die- 
sem Landtag in der laufenden Gesetzgebungs- 
Periode vergönnt sei, das !große Reformwerk 
der Gemeinden mit den notwendigen Geset- 
zen abzuschließen. Wenn sich nun der Land- 
tag entschließen könnte, von [beiden Parteien 
einen Ausschuß einzusetzen, der sich mit die- 
ser Frage beschäftigt und- der den konkre- 
ten Auftrag hat, bis Ende 1963 Unterlagen 
auszuarbeiten, Entwürfe vorzulegen, so daß 
dann im Frühjahr 1964 darüber beraten 
und beschlossen werden könnte, dann würde 
das bedeuten, daß die Neuwahlen in den 
Gemeinden im Jahre 1965 bereits in der 
neuen IGebietsabgrenzung durchge£ührt wer- 
den könnten. 

Ich habe mir erlaubt, einige Vorschläge zu 
machen und einige Gedanken zur Diskussion 
zu stellen. Ich ersuche die Damen und 
Herren, versuchen Sie nun auch, wenn Sie 
in der Diskussion zu dieser Frage Stellung 
nehmen, die Angelegenheit weniger von der 
politischen Seite - ich habe versucht, sie 
auszuschalten -, sondern von der sachlichen 
Seit'e her  z u  betrachten, um zu einer ge- 
meinsamen Lösung zu kommen. Lösen wir 
diese Frage nicht, wird man es uns eines 
Tages zum Vorwurf machen, daß wir nicht 
fähig waren, eine befriedigende Lösung einer 
für die gesamte niederösterreichische Be- 
völkerung so wichtigen Frage gefunden zu 
haben. (Beifall bei den Sozialisten.) 

Zweiter PRÄSIDENT WQNDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr A\bg. Dr. Litschauer. 

ABG. Dr. LITSCHAUER: Hohes Hiaus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Auf der Ausga- 
benseite des ordentlichen Landesvoranschla- 
ges 1963 finden wir unter dem Budgetansatz 
09 - 67 $einen Betrag von 100.000 S für die 
Personalvertretung der niederösterreichi- 
schen Landesbediensteten. Dieser Betrag liegt 
heuer für das kommende Jahr um 70.000 5 
höher als im lauftenden Jahr. Die Ursache 
dieser Erhöhung der Mittel für diesen Zweck 
liegt darin, daß wir im Lande Niederöster- 
reich vor einigen Wochen Personalvertre- 
tungswahlen durchführten. Der Landtag ist 

zwar nicht Dienstgeber der Landesbedienste- 
ten, er beschließt aber die Dienstordnung, 
die Dienstpragmatik dieser Bediensteten, er 
beschließt ihre Bezüge, er hat  auch den Auf- 
wand der Personalvertretung zu beschließen. 
Daher glaube ich, ist es 'gerechtfertigt, wenn 
er auch zu einem 'Sachverhalt Stellung 
nimmt, der dazu angetan war, den Landes- 
bediensteten eine ordentliche Personalvertre- 
tung im Lande Niederösterreich zu verschaf- 
fen. Überdies glaube ich, ist es schon des- 
halb unerläßlich, daß das Hohe Haus zu 
diesen Wahlen vom 15. Oiktober Stellung 
nimmt, weil, wie Sie alle wissen, im Zusam- 
menhang mit dieser Wahl vor allem in der 
Presse sehr viel Für und Wider diskutiert 
wurden, und weil es notwendig scheint, die 
miit dlieser Wlahl zusammienhängenden poli- 
tischen Tatsachen auch vor diesem Forum 
klarzustellen. 

Sehr geehrte Damen und 'Herren! Es gibt 
im niederösterreichischen Landtag wohl nie- 
manden, der nicht das Recht der Landesbe- 
diensteten auf eine funktionsfähige Perso- 
nalvertretung ähnlich jenen Vertretungen, 
wie sie in der Wirtschaft 'schon jahrzehnte- 
lang eine Selibstverständlichkeit sind, aner- 
kennen w'iirde. Selbst wenn eine Vertretung 
mangels der erfonderlichen gesetzlichen 
Grundlagen außerhalb der )Rechtsordnung zu- 
strande kommen muß, ist es meiner Meinung 
nach verständlich, wenn die Landesbedienste- 
ten der Auffassung sind, daß eine solche 
außerhalb der Rechtsordnung stehende Per- 
sonalvertretung vorteilhafter ist als über- 
haupt keine. Ich glaube daher, daß diese Ini- 
tiative Niederösterreichs, die ja nicht die er- 
ste dieser Art ist - auf Landesebene wur- 
den lbereitls glteiche Schritte, unter sniderean 
in Wien und im Burgenland, unternommen, 
auf Bundesebene, etwa bei den Bundesbe- 
diensteten der Post und der Bundesbahnen 
-, nicht so sehr von der Überlegung aus be- 
trachtet werden muß, ob die Personalvertre- 
tung auf einer rechblichen Baisis zwstande ge- 
kommen ist, sondern daß sich das Hauptau- 
genmerk der Kritik in erster Linie darauf 
beziehen wird, ob das Fehlen der gesetzli- 
chen Grundlage dazu ausgenützt wurde, beim 
Zustandebringen einer freien Personalvertre- 
tung wesentliche 'Grundsätze der Demokratie 
zu verletzen und zu ignorieren. Gerade aus 
diesem 'Grunde glaube ich, der ;Mehrheit die- 
ses Hauses im Zusammenhang mit den Per- 
sonalvertretungswahlen vom 15. Oktober 
einen Vorwurf nicht empareni zu können. 
Wenn ich behaupte, daß die Personalvertre- 
tungswahlen mit dem Wesen der Demokra- 
tie unvereinbar gewesen seien, so möchte ich 
meine Kritik auf drei Hauptpunkte konzen- 
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trieren: Erstens darauf, daß die Ausschrei- 
bung und Durchführung dieser WahFen 
nicht einvernehmlich, sondern durch einen 
Oktroi der Mehrheit des Hauses zustande ge- 
kommen ist; zweitens, daß die Wahlen auf 
Grund einer undemokratischen Wahlordnung 
abgewickelt wurden; und drittens, daß sich 
die Mehrheit im Zusammenhang mit den 
Wahlen mißbräuchlich des Wahlapparates be- 
dient hat. Es wäre unbillig von mir, solche 
Vorwürfe auszusprechen, ohne daran die Be- 
weise zu knüpfen. Ich möchte daher sofort 
die Beweisführung antreten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie 
schon erwähnt, fehlt für die P'ersonalvertre- 
tungswahlen bei uns in Niederösterreich, in 
den anderen Bundesländern und auch auf 
Bundesebene die gesetzliche Grundlage. Sie 
können daher nur auf Grund des überein- 
stimmenIden Willens idier öffentlich Bedienste- 
ten, also einvernehmlich, durchgeflührt wer- 
den. Dieser Standpunkt ist nicht neu und 
wurde schon vor Jahren im Rahmen der 
Landesregierung vertreten. In der Regie- 
rungssibzung vorn 4. Mai 1956 kam unter 
dem damaligen Landeshauptmann Steinböck 
einhellig ein Antrag zur Beschlußfassung, in 
dem es hieß: ,/Die niederösterreichische Lan- 
desregierung erklärt, daß sie eine von den 
niederösterreichischen Landesbediensteten auf 
freiwilliger Basis durchgeführte Wahl 
einer Personlalvertrehng IduLden und untler- 
stützen wird. Die niederösterreichische Lan- 
desregierung wird die auf Grund einer sol- 
chen Wahl gewählten Vertreter der Landes- 
bediensteten als solche respektieren und für 
die Verhandlungen über Belange der Lan- 
desbediensteten als autorisierte Vertreter an- 
erkennen. Die derzeit bestehenden Dienst- 
nehmervertretungen werden eingeladen, der 
niederösterreichischen Landesregierung eine 
Wahlordnung, auf Grund welcher die Wah- 
len durchgeführt werden sollen, zur Begut- 
achtung vorzulegen." Ich (darf noch wiederho- 
len, daß es sich hierbei um einen Antrag 
handelte, der keineswegs auf unseren Wider- 
stand gestoßien ist. Wie ist diese Wahl aber 
entgegen der seinerzeitigen Beschlußfassung 
zustande lgekoimimen? Im 'heurigen Jahr wur- 
den zwar Verhandlungen der Sektiionen 8, 9, 
und 24, die in einer Arbeitsgemeinschaft zu- 
sammengeschlossen sind, eingeleitet. Diese 
Verhandlungen sind aber, nachdem es zu 
Meinungsverschiedenheiten kam, verhältnis- 
mäßig frühzeitiig abgebrochen worden. Man 
wollte sich nicht der Aufgabe unterziehen, 
diese Meinungsverschiedd~eiben zu be- 
sei'tigen, dia mian befürchchtete, für idiie Ab- 
haltung der Personalvertretungswahlen einen 
noch vor der Nationalratswahl liegenden Ter- 

min zu versäumen. Man hat daher diese 
Wahlen nicht einvern@hmlich, sondern ledig- 
lich auf das Gutdünken der ÖAAB-Fraktion 
in dieser Arbeitsgemeinschaft bauend und 
von ihren Absichten ausgehend, durchgeführt. 
Auch die Wahlordnung ist nicht, nachdem 
nicht einmal die Ausschreiibung der Wahl 
einvernehmlich erfolgte, einvernehmlich zu- 
stande gekommen. Dieser Wahlondnung wur- 
de von der sozialistischen Fraktion nicht nur 
nicht zugestimmt, die sozialistische Fraktion 
hat sogar dagegen protestiert. Der Protest 
wurde von der sozialistischen (Gewerk- 
schaftsfraktion in der Landeswahlbehörde 
eingebracht und lautete: ,Wir bejahen grund- 
sätzlich freie und demdkratische Personal- 
vertretungswahlen. Die vorliegende Wahl- 
ordnung widerspricht jedoch den Grundsät- 
zen eines freien demokratischen Wahlverfah- 
rens. Da es weder eine gesetzliche Grund- 
lage für die Durchführung dieser Wahlen 
gibt noch Einvernehmen über die Abhaltung 
von provisorischen Wahlen vorhanden ist, 
steht die gesamte Wahl außerhalb der 6ster- 
reichischen Rechtsordnung. Die Sozialistische 
Partei wird sich daher an den Wahl'en nur 
zu dem Zwecke beteiligen, uim eine formelle 
Grundlage 'zur Anfechtung der Wahlen zu 
haben.' Es ist mir übrigens bis heute nicht 
gelungen festzustellen, von wem eigentlich 
diese Personalvertretungswahlordnung erlas- 
sen wurde und wo und wann sie amtlich 
kundgemacht worden *ist. Daraus allein er- 
sehen Sie, daß schon bei den formalen Vor- 
aussetzungen für die Durchführung der Wahl 
von einem demokratischen Einverständnis 
keine Rede sein konnte. 

Nun zum zweiten Punkt unseres 
Vorwurfes, worin wir behaupten, daß die 
Wdhlordnung selbst ebenfalls undemokra- 
tisch gewesen sei. Im Erlaß des Landeshaupt- 
mannes vom 20. Juli 1962, betreffend (die 
Personalvertretungswahlen, heißt es in sei- 
nem ersten Teil über die Durchführung der 
Wahlen ausdrücklich: ,Die Wahlordnung ist 
vor ihrer Verlautbarung der Landesregierung 
zur Kenntnis z u  'bringen.' Ich muß feststel- 
len, daß diesem im Erlaß des Landes- 
hauptmannes voim 20. Juli 1962 festgesetzten 
Erfordernis nicht Rechnung getragen worden 
ist. Die Wahlordnung selbst trägt zwar 
den Vermerk ,Zur Kenntnis genommen. 
Wien, am 30. Juli 1962. Figl, Landeshaupt- 
mann.' Dies besagt offensichtlich nichts an- 
deres, als daß lsie wohl !dem Lan'deshaupt- 
mann zur Kenntnis gebracht wurde, nicht 
aber dem Erlaß entsprechend der gesamten 
Landesregierung. Aber nicht allein die- 
ser Formfehler hat unsere 'Kritik herausge- 
fordert. Auch in der Wahlordnung selbst fin- 
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den wir etwias Ähnliches. Abs. 1 des Q 1 ider 
Wahlordnung besagt: ,Die erste Wahl der 
Personalvertretungen wird durch die Ar- 
beitsgemeinschaft der Gewerkschaftssektionen 
8, 9 und 24, sonst durch die zentrale Per- 
sonalvertretung, in den Amtlichen Nachrich- 
ten ausgeschrieben.' Ich habe schon er- 
wähnt, daß bezüglich dter Ausschreibung der 
Wahl zwischen den Fraktionen der proviso- 
rischen Personalvertretung kein Einverständ- 
nis bestand. Es hat daher auch hinsichtlich 
der Wahlordnung kein Einverständnis beste- 
hen können, und dem Abs. 1 des Q 1 der 
Wahlordnung wurde nicht entsprochen. Man 
könnte vielleicht einwenden, daß es sich le- 
diglich um Mangel formaler Natur handelte. 
Eine schwerwiegendere Kritik muß sich ge- 
gen den Inhalt dieser Wahlordnung richten, 
insbesondere gcgen den 5 13 dieser von uns 
nicht mitbeschlossenen und nicht kundge- 
machten Wahlordnung, der sich mit dem Er- 
fordernis für die Wahlwerbung befaßt. 

In diesem Q 13 heißt es nämlich, daß für 
die Wahlwerbung in die Dienststellenperso- 
nalvertretungen bei einer Dienststellenperso- 
nalvertretung mit 3 Mitgliedern 5 Wahlbe- 
rechtigte, mit 4 Mitgliedern 20 Wahlberech- 
tigte, mit 5 Mitgliedern 35 Wahlberechtigte, 
mit 6 Mitgliedern 150 Wahlberechtigte und 
mit 7 oder mehr Mitgliedern sogar 250 Wahl- 
berechtigte durch ihre Unterschrift die Wahl- 

, werbung unterstützen und die Kandidatur er- 
möglichen müssen. Da nach dieser Wahlord- 
nung niemand für 2 wahlwerbende Gruppen 
gleichzeitig seine Unterschrift leisten kann, 
bedeutet das nichts anderes, als daß es bei 
Dienststellenpersonalvertretungen mit etwa 
6 oder 7 Mitgliedern einfach unmöglich ist, 
daß außer den in der Dienststellenpersonal- 
Vertretung bereits befindlichen Parteien und 
wahlwerbenden Gruppen mehr als eine wei- 
tere wahlwerbende Gruppe auftreten kann, 
weil mehr als 2 wahlwerbende Gruppen mehr 
Unterschriften brauchen würden, als diese 
Dienststelle überhaupt 'Bedienstete hat. Diese 
Tatsache ist gleichbedeutend mit einer we- 
sentlichen Einschränkung der Wahlwerbung, 
weil sie - wie schon ausgeführt - es nicht 
einmal epmöglichen würde, daß außerhalb der 
bereits in der Vertretung befindlichen Wah- 
lergruppen und Parteien mehr als eine wei- 
tere wahlwerbende Gruppe sich an Wahlen 
beteiligen kann. Ich darf in diesem Zusam- 
menhange vielleicht daran erinnern, daß wir 
etme ähnliiche Situiation schon vor einigen 
Monaten hier im Landtag zur Sprache brin- 
gen mußten. Es galt damals, dem Verfas- 
sungsgerichtshoferkenntnis im Zusammen- 
hang mit der niederösterreichischen Wahl- 
oridnfung für die GemeinIden Rechnung zu 

tragen. Der Verfwsunigsgerichtshof hsat lim 
Zu's amm en:h,ang mit ,der n'i elder öistmer relichi- 
,sch'en WahlorN&nunlg nämlich ,schon vor länge- 
rer Zeit eindeutig Peistgest,ellt, dsaß j'enle 
Bestimmun,g, wonach in daen Klelinist- 
'gemeinden für 'di'e Kalnldiidiatur fünfzlehn 
Un.t,erschpiiiften 'erfopdiersliich 'sinld, ldels,h(alb 
v,erflaissungwildrig ist, weil siie idile Wshl- 
Werbung mehx-eper poliitischer Gruppen er- 
Nschwtert od'er gar iu'nm6gFich machen wüade. 
Ich bin überz,eugt, wenn die Wahlordnung, 
nach der am 15. 10. di'e Personalvertretun- 
gen gewählt wurden, nicht außerhalb der 
Rechtsordnung stünde, daß der Perfassungs- 
gerichtshof mit dem gleichen Argument wie 
gegenüber daer niemderöst,erreichischen Gemein- 
d,ewahlordnung diesen § 13 aufheiben und 
als verfassungswidrig 'bezeichnen würde. Man 
hat versucht, ldije IKritiik an diesem 5 13 der 
Wahlordnung dadurch zum Schweigen zu 
bringen, idaß mtan (uns Soz'idisten Id'urch eine 
ubergangsbestimmung von der Beibringung 
dieser Unt'erschriftaen befreite. Ich möchte 
aber doch eindeutig feststellen, daß eine un- 
demokr,atische Bestimmung nicht d,adurch dme- 
mokrat,ischer wird, daß man irgend,einer poli- 
tischen /Gruppe f ü r  den Augenblick Eonder- 
vorteile einräumt; und es wird, wie ich hoffe, 
niemand verwund'ert hab'en, daß wir uns auf 
,einen d.erartigen Kuhhandel nicht einli,eß,en, 
der .darin bestand'en hätte, 'daß wir das Ein- 
tret,en für dile W,ahrung ~d~emo'kr8atis&er 
Gru'nidsätze einer opportunistischen Augen- 
blickslöstun,g 'wegen falllenhassien sollten. übri- 
gens scheinen iaduch dem Demokrat'en Figl, der 
zuvor ldoch lmit isieinter Unterlsch,rift 'diese W.ahl- 
ord'nung zur Kenntnis genommen hatte, in 
der Folge ,manche Bedmenken gekommen zu 
sein, und er hat sich - wie es scheint - un- 
serer AuSfassung, daß diese Wahlordnung 
undemokratisch sei, nicht ganz verschlossen. 
Denn in 'der Regierungssitzung, 1di.e nach dem 
Pressedienst der nisederösterreichischen Lan- 
d.eskorrespondenz am' 18. Septem'ber stattge- 
funden hat, hat der Herr Landeshauptmann 
unter anderem die Erklärung abgegeb'en: ,,Um 
bei eventluiell aiuftrebenldlen anid,ereni walhl'wer- 
benden Gruppen Härten zu vermeiden, wurde 
die provisorische Personalvertretung beauf- 
tragt, den Q 13 ,d'er W,ahlordnung entspre- 
chend a'bzuändern." Selbst der Spiritw rector 
dimeser Wa'hlen, H'err Nationalrat Dr. Prader, 
hat schließlich mit Rücksicht auf die doch 
sehr weitgehende Entrüstung über diesen 
5 13 in der Presse sich ver,anlaßit gesehen, 
in einem Arti'k'el im ,,Klein,en Volksblatt" 
vom 28. September folgendes festzustellen: 
,;Das besondere Augenmerik der Wahlordnung 
gilt ,dem Minderh,eitenschutz. Es wurde dar- 
auf verzichtet, wahlwerbende Gruppen zur 
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Sammlung von Unterschriften zu zwingen, 
sondern ,es genügt der 'bei der Wahlbehörde 
eingereichte Wrihlvorschlag zur Anerkennung 
der Kandidatur." Man hat also d,en ursprüng- 
lichen Q 13 in b'eid,en Fällen glatt verleug- 
net und angekündigt, daß er nicht in Kraft 
bleibten würd,e. Diese Erklärungen h,aben al- 
lerdings, trotzdem sie 'doch von sehr gewich- 
ti,gen Pensönlichkeiten kialmlen, nich't imm ige- 
ringsten gefruchtet, und der Q 13 ist auch 
h,eute noch in der ursprünglichen Fassung, 
in der von uns angefocht'enen Formulierung, 
in Kraft. 

Gestatten 'Si,e mir, Hoh'es Haus, in diesem 
Zusammenh,ang auch noch e h e  andere Be- 
merkung: Die Mehrheitspartei dieses Hauses 
liebt es, in Fragen der Personalpolitik das 
Beispiel Wiens zu zitieren. Ich muß fest- 
stell,en, wir wären sehr ,glücklich, wenn Sie 
sich auch iim Z~ulssa.mlmenhang mit 'den Plerso- 
n,alvertretungswahlen auf da,s Beispiel Wiens 
berufen 'könnten. In Wi,en sind nämlich diese 
W.ahlen keineswegs der Mind'erheit auf- 
oktroyiert worden, son'd'ern war die 'Durch- 
führung und Ausschreibung ,der Wahl das 
Ergebnis eines Einverständnisses zwischen 
den beiden Regierungspartleien bzw. den 
beiden groRen Fraktionen im Rathau's. In 
Wien hat man es nicht fiür notwendig ge- 
funden, in die Wahlordnung eine Bmestim- 
mung einzubauen, die 'hund,erte Unterschrif- 
ten für die Wahlw,erbung  erfordert, ,dort ist 
es so, daß die 'doppelte Anzahl jen'er Unter- 
schriften gefordert wird, die der Anzahl der 
Mitglieder in den P'ersonalvertretungen ent- 
spricht. Allerdings ist die OVP von dieser 
Notwendigkeit ebensowenig ausgeschlossen 
wie ,alle anderen politischen Gruppen. 

Nun zum dritten Punkt unserer Kritik, in 
der wir behauptet haben, daß sich im Zu- 
sammenhang mlit diesen Wahlen die Mehr- 
heitspartei mißlbräuchlich des Wtahlapparat'es 
bedient hätte. 

Ich möchte di,ese Anschuldigung zunächst 
ihrem Sachverhalt nach aus dem offizi'ellen 
Einspruch ld'er Sozialistmischen P,artei gegen 
diese Wahlen ziti'eren. Es heißt hier darüber: 
,,Gemäß Q 26 der W.ahlordnung haben jene 
Wahlberechtigten, die das Wahlrecht per- 
sönlich nicht auszuüb'en vermögen, di,e Mög- 
lichkeit, auf postalischem Wege zu wähllen." 
Der Absatz 3 ,des zitierten Paragraphen 
spricht hi'ezu aus, idiaß di'ese Wäh1,er sich necht- 
zeitig von Idmer Wahlkommi 
ze t t el , dlas vor geschri elb ene Wlahl kvv'ert und 
einen frank,ierten Briefvimschlag für idime Ein- 
sendung Ideeis Wahrkuverts zu besongen hablenl. 
Im Zuge des W,ahlverfahren,s wurdle 'nun be- 
k,annt, daß ein Funktionär der Wi?hl,ernrurme 

stete und Fraktion christlicher Gewerkschaf- 
ter, sich dirdkt an den Vorsitzenden der 
Dienststellenwahl~kommission beim Amte dler 
niederösterreichischen Landesregierung wen- 
dete und sich auf 'Grund eines vorgewiesenen 
Schreibens die Wahlunterlagen für sämtliche 
im Wählerverzeichnis eingetragenen wahl- 
berechtigten Kindergärtnerinnen und Kin- 
derwärterinnen, es handelt sich' um 845 Be- 
dienstete, sowie Weiber für säimtliche 152 im 
Wälhlerverzteichmus eingetragenen wahlberech- 
tigten Lehner an den laintdwirtschkftlichen 
Schulen des Landes und schließlich für 47 
wahlberechtigte Bedienstete bei Flußregulie- 
rungen und IStraßenkonkurrenzen ausfolgen 
ließ. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe 
mir dieses amtliche Msaterial, das sich der 
ÖAAB aiushändiiigen lließ, von einem #der Wahl- 
berechtigten iibergeben lassen. Es ist richtig, 
daß diesen Wahlberechtigten ein amtlich 
frankiertes Rückkuvert zugestellt wurde. Es 
ist richtig, daß in diesem amtlich frankier- 
ten Rückkuvert der aimtliche Umschlag für 
den Stimmzettel und ein Stimmzettel des 
ÖAAB war. Stiatt ides isozialistischen Stimm- 
zettels ist diesen sogenannten amtlichen Un- 
terlagen jedoch ein Begleitschreiben von Nta- 
tionalrat Dr. Prtadier beigegeben gewesen, in 
dem selbstverständlich darauf hingewiesen 
wurde, daßi der Wahlberechtigte dann seiner 
Wahlpflicht nachkäme, wenn er den beilie- 
genden Stimmzettel möglichst bald im fran- 
kierten Knvert an die Wahlkommission zur 
Einsendung bringt. Ich glaube, daß e h e  sol- 
che Maßnahme mit demokratischen Wahlen 
nichts mehr zu tun hat, wenn man den 
Stimmaettel der zweiten wahlwerbenden 
Partei durch eigenes Wahlmaterial ersetzt 
und die Wähler auffordert, auf diesem Wege 
der Pflicht zur Wahl nachzukommen. Die 
OVP hat diese Tatsache mit dem Argument 
zu verniedlichen versucht, daß es sich dabei 
um jenes Material gehandtelt habe, von dem 
die Wahlberechtigten die ÖVP beauftragt 
hätten, es für sie zu beheben. Ich glaube, es 
gibt keinen eingehenderen und keinen be- 
merikenswerteren Bmeweis für die Unrichtig- 
keit einer solchen Behauptung als den ersten 
Absatz des Begleitschreibens, das diesem 
Wahlmaterial beigefügt war. Hier heißt es 
nämlich: „Werte Kollegin!" - es ging in 
diesem Falle an eine 'Kindergärtnerin - 
,,Zunächst unseren herzlichsten Gruß. Sicher- 
lich werden Sie sich fragen, warum Sie die- 
ses Flugblatt und den beiliegenden Stimxn- 
Zettel zugeschickt erhalten und was [Sie mit 
den Personalvertretungswahlen der nieder- 
österreichischen bandesbediensteten zu tun 
haben. Diese Frage ist berechtigt." 
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Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann 
mir nicht gut vorstellen, daßi jemand, der 
selbst um Zusendung dieses amtlichen Ma- 
terials ersucht 'hat, ,gleich ,eingangs die Frage 
stellt, ob er sich etwa'wundert, daß er dieses 
Material bekommt und sogar hinzufügt, daß 
diese Frage durchaus berechtigt sei. Damit 
dürfte ;hinläniglich klargestellt aein, daß sich 
tatsächlich die Mehrheit in grobem und sehr 
umfänglichem Ausmaße bei diesen Wahlen 
des Wahlapparates bediente, so daß auf diese 
Weise natürlich die Wahlen in ihrem Ergeb- 
nis gleichfalls beeinflußt wurden. S o  ist, 
werte Damen und Herren, diese Personal- 
vertretungswahl nicht bloß ohne Rechts- 
gruadlage zustianide. gekommen; und wir 
hätten, wenn das allein der Fall gewesen 
wäre, wie schon eingangs erwähnt, keines- 
wegs eine so harte Kritik aussprechen müs- 
sen, aber diese Wahlen wurden auch unde- 
mokratisch verfügt, nach einer undemokra- 
tischen Wahlordnung abgewickelt und das 
Wmahlergebnis durch unlautere Maßnahmen 
beeinflußt. 

Unter diesen Umständen durfte wohl von 
uns niemand erwarten, daß wir hiezu schwei- 
gen, da8 wir uns damit abfinden würden. 
Die Wahl wurde bei der Landeswahlbehörde 
von uns angefochten. Es ist eine Reschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof eingebracht 
worden; und unsere Vertreter in den Perso- 
nalvertretungsinstitutionen werden ihr Man- 
dat nicht eher ausüben, als bis über die 
Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßligkeit diie- 
ser Wahlen entschieden worden ist. Ich hoffe 
schon aus diesem Grunde, daß die Landes- 
Wahlbehörde, die ja mit der Landesregierung 
identisch ist, ehestens eine Entscheildung 
über Iden Einspruch der Sozialistischen Frak- 
tion treffen wird, Daß die von der Mehrheit 
dieses Hauses seit Jahren praktizierte Per- 
sonalpolitik, die man nunmehr mit diesen 
undemokratischen Personalvertretungswiah- 
len krönte, erfolgreich war, wurde ihr durch 
diesen Wahlsieg, der in seinem Umfange 
üblicherweise nur in Diktaturen so hoch zu 
verzeichnen ist, zweifellos bestätigt; bei vie- 
len von Ihnen aber, sehr geehrte Damen und 
Herren, Iwirkl iibier diesen 93prozentigen 
Waihlerfolig keine reine Freuide voi-hernschien. 
Daß unsere Kritik an den Wahlen berechtigt 
ist, wird das höchste Gericht der Republik 
bescheinigen, und ein solcher Rechtsspruch 
wird gewiß alle jene befriedigen, die Derno- 
kratie nicht mit Alleinherrschaft einer Mehr- 
heit identifizieren. Wir haben guten Grund 
zur Annahme, daß diese Auf£assung auch im 
niederösterreichischen Landesdienst und bei 
den niederösterreichischen Landesbedienste- 

ten noch immer mehr als 7 Prozent geteilt 
wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter PRÄSTDENT WONDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr Lanideshauptm~ann~stell- 
Vertreter Müllner. 

Landeshauptmannstellvertr. MtfLLNER: 
Hoher Landtag! Ich möchte nicht auf die 
Ausführungen meines verehrten Herrn Vor- 
redners antworten, sondern auf die AUS- 
führungen des Herrn Staatssekretärs R6sch. 
Ich tue dies in meiner Eigenschaft als Re- 
ferent für diie Gemeindeärzte unfd als Re- 
ferent für die Finanzen dieses Landes, in 
welcher Funktion ich mehrmals Gelegenheit 
habe, zu dem Fragenkomplex Gemeinde- 
Land-Bund Stelilung zu nehmen, Obwohl es 
jetzt üblich ist, daß die Landesregierungs- 
rnitglieder, auch wenn sie nicht Abgeordnete 
sind, hier im Hause sprechen sollen, möchte 
ich den Grund 5Ür meine Stellungnahme an- 
geben. Sie sagten, daß es eine der notwen- 
digsten Aufgaben ist, zu den Fnagen der 
Gemeinden, insbesondere der ELein- und 
Kleinstgemeinden, Stellung zu nehmen. 

Im Hinblick auf die Grundsteuereinhebung 
für das nächste Jahr glauben Sie, daß diese 
Frage dringendst zu lösen ist und meinen, 
daß diese Frage auch baldigst einer Regelung 
zugeführt wenden kiann. Wir verstehen Ihre 
Wünsche, sie sind Wünsche eines viel grö- 
ßeren Kreises. Nur eines muß ich dazu sa- 
gen: Wenn Sie glauben, daß die Lösung der 
Frage der Klein- und Kleinstgemeinden 
leicht ist und daß Sie sie durch eine über- 
stürzte Einhebung der Grundsteuer durch die 
Gemeinden selbst vorwärtsbringen, wäre das 
ein Irrtum. Sie wissen alle, wie schwer die 
finanzielle Lage der Klein- und KIeinstge- 
meinden ist. Ich habe als Vertreter des Lan- 
'des imimer Gelegenheit, die diversen Debat- 
ten zu verfolgen. Ich möchte 'betonen, daß 
ich nicht der Vertreter der Gemeinden bin, 
sondern auf der Gegenseite sitze, also auf 
der Seite der Länder, habe aber dadurch ge- 
naue Kenntnis über die Stärke und Schwäche 
meiner Verhandlungspartner. Es ist selbst- 
verständlich, daß dite finanzielle Kraft der 
Klein- und Kleinstgemceinden durch die Ent- 
wicklung und durch die Aufgaben, die den 
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Darf ich Iihnen an  Hand eines Beispieles 
zeigen, wie schwer es oft ist, zwischen ein- 
zelnen Gemeinden zu verhandeln. Wir ha- 
ben z. B. f'ür dfie sanitätspolizeiliche Be- 
treuung ider Gemeinden Sanität,sispnengel lauf- 
gestellt, und zwar sind mehrere Gemeinden 
zusammengefaßt, und es ist für diesen Spren- 
gel ein Gemeindearzt eingesetzt. Sie glauben 
nicht, welche Staatsaktion es nun in den be- 
treffenden Gemeinden bedeutet, wenn z. B. 
ein Geimeinldearzt selinen Wohnlsitz inner- 
halb des Gemeindesprengels von einer Ge- 
meinde in die andiere verlegt. 

Ich hatte mit Herrn Landesrat Wenger 
erst vor 'kurzem Gelegenheit, in einem sol- 
chen 'Sanitätssprengel - weil ein Streit war 
- die Vertreter der Gerxieindlen zu rufen 
und ihre Stellungnahme zu hören. Wie ist 
meistens die Lösung? Wenn ein solcher 
Streit tobt, hat man nur mehr den Ausweg, 
in beiden Gemeinden einen Arzt zuzulassen 
und womtöglich zu trachten, das auch durch 
die Krankenkasse bestätigen zu lassen; denn 
wenn nur einer die Krankenkasse hat, kann 
meist dler zweite nicht leben. Wenn 'Sie zum 
Beispiel sagen, Sie legen vier oder fünf Ge- 
meinden zusammen und erklären, dann ist 
eben die Anzahl dier Gemeindevertreter in 
den zusammengelegten Gemeinden die glei- 
che, so haben Sie sofort den Streit, wieviel 
Vertreter diese ehemalige Gemeinde, wieviel 
diese und diese sbellt. Es gibt bei einer Zu- 
sammsenlegung viel mehr Schwierigkeiten, 
als wir uns überhaupt vorstellen können. 

Was habsen wir daher für Schritte unter- 
nommen? Herr Landeshauptmann Doktor 
Dip1.-Ing. Figl war YO freanidlich und hat 
dieses Problem auch von dieser Seite her 
belieuchtet. Wir wissen, daß es nur den Weg 
der freiwilligen Zusammenlegung gibt; doch 
auf dileisem Weg kommen wir nicht weiter. 

Herr Staatssekretär Rösch hat heute einen 
Antrag gestellt. Ich! möchte nicht haben, daß 
wir diesem Antrag irgendeine Färbung ge- 
ben. Ich gebe Herrn Staatssekretär Rösch 
recht, wenn er sagt, wir müssen vermeiden, 
daß diese Frage eine einseitig politische 
Färbung bekomlmt. Es ist der Wunsch gro- 
Ber Kreise, und es ist der Wunsch meiner 
Partei, einen gang%aren Weg zu finden. 
Wenn Siie lauf ldem Sbandpynkt ctehenbhei- 
ben, daß die Vergrößerung 'einer Gemeinde 
durch Zusammenlegung erfolgt, dann sage 
ich Ihnen, damit werden wir keinen Erfolg 
haben. Deshalb waren wir in kleineren Ge- 
sprächen der Ansicht - ich habe es auch 
Herrn Landeshauptmannstellvertreter Dok- 
tor Tschadek gesagt -, daß neue Wege ge- 
sucht werden müssen. Wir würden vielleicht 
dann einen Weg für gangbar halten, wenn 

wir zusammsengelegte Gemeinden dadurch 
herausstellen, daß die ehemaligen Gemein- 
den als Katastralgemeind'en oder unter ir- 
gendwelchen Namen irgendwelche Kompe- 
tenzen behalten; aenn es ist nicht notwendig, 
daß zum Beispiel in einem größeren Gemein- 
degebiet von der zentralen Einheitsgemeinde 
aus bestimmt wird, ob eine Autobushalte- 
stelle dort oder dort errichtet wird. 

iMeine sehr verehrten Damen und Herren, 
es ist ja auch so, daß eine zentrale Perwal- 
turug nicht immer dlcuj beiste ist. Wir sehen 
es zum Beispiel in den ehemaligen Randge- 
meinden um Wien, die jetzt zum Land Nie- 
'derösterneich gehören. In jd 
den sind nie Schulen geba'ut worden, U& 

jetzt, ida sie zum anmen band Niederöster- 
reich gekommen sind, bauen wir bereits die 
sechiste Schule. Warum? Weil eine zentrale 
Verwaltung nicht immerNauf die Notwendig- 
keiten der einzelnen T'eile Rücksicht nimmt; 
auf {die Kleinen wird Ihäufig vengessen, und 
das ist auch die Befürchtung jeder einzelnen 
Gemeinde bei einer Zusammenlegung. (Bei- 
fall bei der OVP.) Wir mlüssen diese Be- 
fürchtungen zuerst wegnehmen. Ich bin 
durch die Erfahrungen in den Randgemein- 
den genau im 'Bilide. Wir dürfen nicht glau- 
ben, wenn wir jetzt diese Gemeinden zusam- 
menfassen, erhalten wir eine so gefärbte 
Grofigemeinde, und wenn wir jene zusam- 
menlegen, eine so gefärbte Groagemeinde. 
Lassen wir doch den ehemaligen Gemeinden 
oder Kiatiastralgemeiinden in einer größeren 
Gemeinde irgendeine Kompetenz, dann wer- 
den wir um einen Schritt weiterkommen. 
Vielleicht ist es möglich, daß die ehemaligen 
Bürgermeister solcher Gemeinden in einer 
zusammengelegten Gemeinde die Funktion 
eines Vizebürgermeisters haben. Wir könn- 
ten es ohne weiteres beschließen, daß in 
einer Gemeinde statt zwei Vizebürgermei- 
ster eben sechs Vizebürgermeister sind. Die 
Form ist gleichgültig, aibber den Weg sollten 
wir suchen. Wir haben daher in unserem 
Verband junge Juristen, die etwas initiati- 
ver sind, mit dieser Aufgabe betraut und 
haben getrachtet, Vorschläge ausarbeiten zu 
lassen. Aber weil wir nicht wollen, daß von 
irgendeiner IGruppe ein Initiativantrag 
kommt, wünschen wir den Anstoß durch eine 
neutrale Stelle, und zwar durch die Landes- 
regierung. Sie soll durch das betreffende Re- 
ferat unter Mitarbeit der #einzelnen Fach- 
leute und derjenigen, die sich mit diesem 
Gesetz befassen, einen Vorschlag bringen. 
Der Vorschlag soll neutral sein, soll aber 
die Möglichkeit bieten, in großem Maße an- 
regend und auffordernd zu wirken und vor 
allem anderen die Angst wegzunehmen, daß 
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niemiand mit id'em AluBgeben seiner Selb- 
ständigkeit auch seinen LebSensraum aufge- 
geben hat. 

In dieser Hinsicht .kann ich Ihnen auch er- 
klären, daß wir dem Antrag des H'errn 
Staatssekretärs Rösch unsere Zustimmung 
geben werden. (Beifall im ganzen Hause.) 

Zweiter PR&XD'E~NT WQNDRAK: Zum 
Wort 'kommt Herr Abmg. Schlegl. 

ABG. 'SCHLEGL: Hoher Landtag! Wir ha- 
ben heute Vormittag in der Speziald,ebatte 
mlit dem Kapitel 0 begonnen. Wir haben bis 
jetzt im Kapitel 0 sehr viel Kritik und Ver- 
besserungsvorschläge gehört und am Randie 
auch einige wenigte positi've Vorschläge ge- 
funden. Ich beginne mit dem ersten Sprecher 
!der So'zialist~en, \der, ,aum Teil 'begrünldiet, >mit 
kritischen Biemerkunigen Iden Zusitantd von 
Dienstlgebauiden und ,Diensträumen der Ä)mtrer 
dmer Landewegierung bemängelt .hat. 

Die nächst,e Kritik galt 'einzelnen Bezirks- 
verwaltungsbehörden; es wurde di,e Demo- 
kratisierung der Bezirksverwaltungsbehör- 
den verlangt. All das hat sich durch nahezu 
fünf 'Stunden hingezogen. Ich habme fsehr 
wenig Positilves von all'en meinen Herren 
Vorrednern über diese Gruppe im Kapit,el 0, 
die ,eigentlich 'erst das reibungslose Funktio- 
nieren der Landesregierung garantiert, ge- 
hört. 

Ich habe noch kein Wort iiber unsere bra- 
ven B'eamten Vernommen, kein positives 'Wort 
zu den Leistungen der Angest'ellten und Ar- 
beiter der Lan,desverwaltung. Ich bin davon 
üb'erzeugt, daß dieser Personenkreis, die 
Arbeiter, Angestellt'en und Beamten, auch 
im vlerigmngenen J,aihr ,alEes getian 'hat, 'um 
die Maschineri'e der Landesverwaltung so in 
Schuß zu halten, daß sie klaglos funktionierte. 
Dies wirld immier erst (dann wahrgenommen, 
wenn ein Verlust eintritt, erst dann merkt 
man das V,erlorene. Dieses sel'bstverstän,d- 
liche Funktioni'eren unseres Verwaltungsap- 
parates ist eigentlich das beste Zeugnis für 
die Einsatzfreudigk,eit unserer Landesbe- 
diensteten. Wie ein Kbav!i8ersptielier ohne 
Instrument nicht spielen kann, so könnte 
man auch die Tätigkeit der Land'esregi'erung 
und des Landtages ohne des wohlgestimmte 
Instruiment d,ieses großen Verwlaltungskör- 
pers nicht wirksam werd,en lassen. Die Ange- 
stellten des Landes haben es sich d'emnach 
verdient, daß man ihre Leistungen auch ein- 
mal in der Öffentlichkeit deutlich würdigt, 
w,eil man sonlst nur aus den Zeitungen in- 
formiert wird, wenn es sich um Gehaltsan- 
sprüche - die meist auch irgendwie berech- 
tigt sind - od'er um das Versagen irgend- 
eines Landesbeamten handelt. Di'e wahre 
Würdigung ihrer Verdienste hört man sehr 

selten in der Öffentlichkeit, und ich habe 
diesbezüglich bis jetzt in diesem Hause auch 
nichts vernomimen. Ich habe auch aus der 
Rede meines Vorredners, Herrn Doktor 
Litschauer, eine indirekte Kritik und eine 
direkte Kritik zu den Wünschen und Be- 
gehren der Landesbediensteten vernommen. 
Herr Dr. Litschauer, an Ihrer Stelle könnten 
auch - vielleicht mit nicht soviel Gejammer, 
wie Sie es gemacht haben - alle unsere 
Vertrauensmänner, ob sie nun bei der Ge- 
meinde Wien, bei der Bundesbahn oder bei 
einer sozialistisch verwalteten Landesregie- 
rung Sind, oder ob sie 'bei einer sozialistisch 
verwalteten Großgemeinde stehen, dasselbe 
erzählen. In alben Betrieben, wo eine so- 
zialistische Mehrheit ist, könnten unsere Ver- 
trauenismänner dasselbe Beschwerdelied sin- 
gen, nur vielleicht etwas einfacher, denn es 
liegt uns nicht, um Verlorenes so zu jammern, 
wie es die Herren Sozialisten tun. Wir neh- 
men einen Verlust - und den entscheidtet 
zuletzt der Wähler - bei Wahlen als eine 
gegebene Tatsache hin und werden uns im- 
mer bemühen, der Ursache dieses Verlustes 
nachzugehen, aber andere IGründe suchen wir 
nicht. Das haben wir nicht notwendig, aber 
von Ihnen sind wir es gewohnt. Herr Kollege 
Dr. Litschauer, Sie haben selbst die National- 
ratswahlen mit den Personalvertr'etungswah- 
len in Zusammenhang gebracht. Sie haben 
gesagt, das 'Datum der Personalvertretungs- 
Wahlen wurde knapp vor den Nationalrats- 
Wahlen verlegt. Bewußt! Also bitte wieder 
ieine Schuld, idafi die Soziialistische %Partei (die 
Nationalratswahlen nicht gewinnen konnte. 
Heute vormittags wuilde das in $diesem 
Zusammenhang schon gesagt. Sie ,suchien also 
die Gründe immer dort, wo sie nicht sind, 
suchen Sie sie bei sich selbst, dann werden 
Sie idie Gründe finden. Wianum wogandem? 
Es steht fest, daß die Mehrheit der Landes- 
bediensteten im Lager der Östierreichisch'en 
Volkspartei, im ÖAAB steht, und ich sehe 
nicht ein, daß eine Minderheit, wie es die 
Soziialistischie Partei ihier im Lande iist, diau- 
ernd versucht, durch ihre Einsprüche eine 
Mehrheit zu majorisieren. Das kann sich diese 
nicht gefallen lassen, Seien Sie .nicht zim- 
perlich, schauen 'Sie den Tatsachen ins Auge. 
(Zwischenruf Abg. Dr. Litschauer.) Was Sie 
gesagt haben, sind nach Ihrer Meinung Tat- 
sachen, ich kann es nicht beweisen, ob es 
Tatsachen sind. Ich kann auch irgend etwas 
erzählen und Sie können dann sagen, das ist 
nicht wahr. Tatsache ist, daß die sozialisti- 
sche Fraktion i)m Landttag von Haus aus in 
Erkenntnis ihrer politischen Schwäche gegen 
diese Personalvertretungswahl gewesen ist. 
Ich habe aus den letzten Ereignissen nach 
der Personalvertretungswahl nur eines kon- 
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statieren können, ngmlich daß auch die so- 
zialistischen 'Beamten und Arb,eit,er nicht ge- 
gen diese Personalvertretungswahl gewesen 
sind, nur Sie meine Herren, die politische 
Fuhrung &es~er P.artei. Bei !der konstiituieren- 
den Sitzung der Personalvertretung haben 
Ihr Spitzenkiaddidat 'Hofrat Dip1.-Gng. Rohacik 
und d'er zweite Vertreter, Herr Amler, teil- 
genommen und die Mitarbeit versprochen. 
Sie haben ,behauptet, diese hätten sich nur 
aufstellen lassen, damit sie ein Einspruchs- 
recht hätten, sie sind aber schön pünktlich 
zur konstituierendmen Sitzung gekommen, ha- 
ben mitgearb'eitet, sind 'sogar zur Vorst,ellung 
zum Herrn Landeshauptmann mit hinunter- 
gegangen und tun mit. Daraus ergibt sich 
der Schluß, daß die Beamten, Arbeiter und 
Angeistellten, die 'der Soeialitstischen Partei 
angehören, dieser Personalvertretungswahl 
gar nicht so f,eind gewesen sind, wie Sie 
meine Herren von der linken Seite. Warum, 
ist uns leicht 'begreiflich. Sie leben nämlich 
nur in ldlelm leinen Gedanken, Zdaß alles, was 
unselbständiger Arbeiter und Angest,ellter 
i,st, nur ein Marxist, ein Sozialist, ,sein kann. 
Die letzten Wahlen aber, meine Herren, ha- 
ben Sie in all'en Belangen und auf allen Ge- 
bieten eines anmderen b,elehrt. Wollen Si'e das 
einmal zur 'Kenntnis nehmen, daß der Un- 
selb'ständi'ge, ob er nun in .elinem Betrieb, 
in einer Dimenststelle oder in einem Privat- 
büro steht, heute nicht mehr der Meinung 
huldigt, daß er  nur b'ei den Sozialisten seine 
Interessenvertretung findet. Er hat klar er- 
kannt, daß auch im Lager der ÖVP diese 
Vertretung persönlicher und offener i.st als 
in Ihrer Part'ei. (Beifall bei der OVP.) Ich 
bin um so mehr verwundert, d a ß . .  . (Staats- 
sekretär Rösch: Nur die Bauern haben ge- 
klatscht!) (Unruhe. Zweiter Präsident W o n -  
drak gibt das Glockenzeichen.) Herr Kollege 
Rösch, ich könnte Ihnen jetzt eine Antwort 
geben, ich möchte das aber nicht tun, denn 
vielleicht würden Si,e di,ese nicht verdauen, 
denn das ganze übel liegt darin, meine Hter- 
ren von der Sozialistischen Parte+ daß Sie 
noch immer in der ,Zeit vor 30 od,er 35 Jah- 
ren leben, wo der Arbeiter von Ihnen als 
verhetztes 'Mat'erial auf die Straße geschickt 
wurde und von Ihnmen 'eingeimpft bekommen 
hat, der Marxi.smus ,sei das einzig Seligma- 
chenidle für ihn; ab'er inzwischen hat wich i&e 
Meinung geändert. Sie können heute Per- 
sonalvertretungswahlen in all,en Instanzen 
betrachten, Sie können B'etriebsratswahlen, 
Kammerwahlen ansehen, Sie können in die 
groaen Städte mit gemischt,er Bevölkerung 
gehen, wo mehr Selbständige als Unselbst- 
ständige 'sind. 'Der Zuwachs der ÖVP ilst nicht 
von irgendwo geikommen, sond'ern nur aus 
Kreisen der Arbeiter- und Angestellten- 

Schaft. Meine Damen und Herren, stellen Sie 
sich nicht naiver als Sie sind, denn Sie haben 
das auch erkannt und versuchen mit allen 
Mitteln, idas zu hidderrn. Der Aribeiter wfeiB, 
daß er in der christlichen Arbeiterbewegung 
innerhalb der Volkspartei ein geachtetes Mit- 
glied ist, ldlas alle Rechte luad Pflichten gie- 
nießt und individuellen Schutz erfährt. Der 
Ausdruck des Unselbständigen kommt immer 
bei Wahlen zum Ausdruck. So auch hier. Ich 
kann nur eines nicht verstehen, daß der Kol- 
lege Dr. Litschauer, der ein Mitglied der Ar- 
beiterkammer oder ein Angestellter der Ar- 
beiterkammer ist, der angeblich für die 
Rechte der unselbständigen Arbeiterschaft 
eintritt, auf einmal soviel an Personalver- 
tretungswahlen des Landes auszusetzen hat. 
Ich an seiner Stelle würde sagen: Bravo, 
endlich wieder ein Dienstgeber, der nicht nur 
(durch Gesetz verpflichtiet ist, sonidern kraft 
seiner Persönlichkeit als zuständiger Re- 
ferent der Landesverwaltung für Personal- 
Vertretung der Arbeitnehmerschaft dieses 
Landes das Recht gibt, eine Personalvertre- 
tung zu wählen bis zum Erlaß eines eigenen 
Pensonalvertrebungtsgesetzies. 

Ich verstehe Ihren Standpunkt nicht, Herr 
Dr. Litschauer! Der „FigliErlaß" vom Jahre 
1946, damals war unser heutiger Landes- 
hauptmann noch Bundeskanzler, ist bis heute 
die Grundlage von verschiedenen Personal- 
vertretungswahlen, idie bei den Bundes- und 
Landesdienststellen durchgeführt werden. Ich 
kiann 'sagen, so loyal, wie Sie es, weil es 
Ihnen in Iden Kram paat, schildern, sind idaile 
Personalvertretungswahlen bei der Gemeinde 
Wien oder bei der großen Stadtgemeinde 
St. Pölten, wo ich selbst die Ehre habe 
m'itzuwirken, ader ,die Idliversen Betriebls- 
ratswahlen in 'Betrieben nicht gewesen, dort 
waren sie lalle froh, wenn sie nur halb so miit- 
reden und mitbestimmen hätten können wie 
beji der Personalvertretungtswahl iim Landes- 
dienst. Ihren sozialistischen Vertrauens- 
männern in der Landesverwaltung wurden 
im Frühjahr dieses Jahres sämtliche Unter- 
lagen für die Personalvertretungswahl in die 
Hand gegeben. Ich glaube nicht, daß diese 
Leute aus den Reihen der Landesbediensteten 
kommen, idile veranlanten, keine Antwort zlu 
geben und überhaupt darauf nicht zu reagie- 
ren; es waren dieselben Kreise, die heute 
so wettern, obwohl die Landesbediensteten, 
auch die sozialiistischen, imit !der Wahl ein- 
verstanden waren. Da Sie gewußt haben, Sie 
werden kleinen besonders großen Erfolg im 
L2nidesdilenist erneichen, hiaben Sie es dann 
über Weisung Ihrer Parteiführer auf die 
krumme Tour versucht, a m  dabei für die So- 
zialisten dals Bestmtigliche benauswholen: Siie 
haben cdlie Wiahl sabotiert und >erschwert. Ich 
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stehle auf dem Standpunlkt, daß der Herr 
Landeshauptmann mit seinem Erlaß vom 
Sommer dieses Jahres - und es haben mei- 
nes Wissens auch die sozialistischen Regie- 
rungsmitglieder die Zustimmung.. . (Zwi- 
schenrufe links: In der Regierung wurde die 
Wahlordnung nicht vorgelegt!) Wenn die 
Wahl in ldcer Regierungssitmg nicht ibe- 
schlossen wurde, sondern eine Angelegen- 
heit unseres Herrn Landeshauptmannes als 
oberstem Personalchef igewesen ist, i&nn hat 
er letzthin auch die Kenntnisnahme allein 
zu treffen. Ich begreife das Geschrei, das Sie 
anstimmen, denn ich weiß, was Sie bei der 
ganzen Situation drückt, meine Herren, näm- 
lich die Aussichtslosigkeit, politisch unter 
den Bediensteten stärker zu werden. Die Be- 
diensteten versehen ihre Arbeit aufrecht, 
brav und anständig, so wie ich es eingangs 
erwähnt habe; und diese Bediensteten des 
Landes haben eben mehr Zutrauen zum 
ÖAAB, zu der Österreichischen Volkspartei, 
als zu Ihren Vertretern. Sie werden nicht nur 
die Entscheidung vom 15. Oktober bei der 
Personalvertretungswahl zur Kenntnis neh- 
men müssen, wenn es Ihnen auch schwer- 
fällt; Sie halben iauch jaim 18. November die 
Entscheidung des gesamten Volkies zur Kennt- 
nis nehmen müssen und können. daran 
nichts ändern. Es nützt nichts, an der Klage- 
mauer zu stehen und alle möglichen Ursachen 
hervorzukramen, um Schuldige zu finden. 
Auch wir hätten mlanchmal Grund, an der 
Klagemauer zu stehen, ich erinnere nur an 
dile letzten Personalvertretungswahlen in 
St. Pölken. Dlamals konnte man überhaupt 
nicht von einem Wahlgeheimnis sprechen, 
weil die 50 oder 60 Unterschriften notwen- 
dig waren. Das war ein klarer Durchbruch 
des Wahlgeheimnisses. Da ist es bei der 
Landesverwaltung in Niederösterreich leich- 
ter, sich zu idce'klarieren, als bei der roten Ge- 
meinde s t .  Pölten oder in einer sonstigen 
sozialiistilsichi geführten Körpenschaft. (Zwi- 
schenruf Staatssekretär Rösch.) Herr Staats- 
sekiletar, der istadtamtsdirektor ist kein Ge- 
meinderat. Auch hier verdrehen Sie wieder 
ehe Tatsache. In St. Pölten haben wir kei- 
nen Stadtamtsdirektor. In St. Pölten haben 
wir einen Magistratisidirektc, und das ist 
kein Gemeinderat. Von St. Pölten ist leider 
niemand da, aber nehmen Sie das zur Kennt- 
nis. Wir haben einen Bürgermeister in Sankt 
Pölten, der für  die Demokratie ltebt und 
stir'bt, so wie Sie meine Herren, aber nur 
keine Verluste demokratisch hinnehmen will. 
Ich ersuche Sie im Interesse der Bedienste- 
ten dieses Landes - Sie spielen ja die erste 
Geige bei allen unselbständigen Arbeitneh- 
merfragen - auch dieses Wahlergebnis der 
Personalvertretungswahl zur Kenntnis zu 

nehmen und mehr sachlich zu bleiben. 
Zu den sonstigen Angelegenheiten möchte 

ich nur sagen, daß mein Kollege Wiesmayr 
ein Referat über die Gemeindebediensteten 
gehalten hat, von dem ich glaube, daß es 
für idie Galerie gesprochen war, {denn 
der Kollege Wiesmayr weiß, nirgends wer- 
den die Interessen der Gemeinciebediensteten 
besser vertreten als im Landhaus. Sagen Sire 
mir eine Vorlage, sagen Sie mir einen Wunsch 
der Gemeindebediensteten, der einmal vor- 
llagereif gewasen 'ist und vom Landhaus und 
den Mitgliedern des Landtages nicht wohl- 
wollend einer Erledigung zugeführt wurde. 
Wir wissen, idaß jetzt wiedier zwei Novellen in 
Behandlung stehen, und ich bin überzleugt, 
daß auch diese Novellen einer wohlwollen- 
den Erledjgung zugeführt werden. Ich habe 
vorhin erwähnt, daß über den öffentlichen 
Dienst am meisten in der Öffentlichkeit ge- 
sprochen wird, wenn Gehalisforideriumgen de- 
battiert werden. Wir müssen bedauerlicher- 
weise feststellien, daß ein Großteil oder ein 
Teil der Bezüge der öffentlichen Angestell- 
ten durch die Teuerung überrundet' wurde 
und daß hier eine Regulierung eintreten 
muß. Wlir sind auch davon überzeugt, daß 
es Dienstgeber in der Öffentlichen Verwal- 
tung gibt, denen es ein Leichtes wäre, eine 
Neuregelung zu treffen. Doch kann ich mich 
erinnern,idaß vor zwei oder drei Jahren lauf ige- 
werkschaftlicher Ebene ein Abkommen ge- 
troffen wurde, daß die vier Gewlerkschaften 
des öffentlichen Dienstes - und dazu gehö- 
ren auch diie öfientlichen Gemeindebedien- 
steten - alle Fonderungen, ob sie (gehalt- 
licher oder sonstiger Natur sind, gemeinsam 
regeln wollen. Es ist ein Forderungskomitee 
zusammengestellt worden, das heute noch 
existiert, aber leider nicht mehr in Anspruch 
genommen wird. Hier w ü d e  ich eine wich- 
tige Aufgabe für die Gewerkschaft sehen, 
wenn dieses Komitee der vier Gewerkschaf- 
ten in ihrer ursprünglichIen Zusammensetzung 
und Wiillensbildung weiter talgen könnte, 
zum Wohle aller Angestellten und insbeson- 
dere aller Beamten und Angestellten des 
Landes Niederösterreich, die wahrhaftig ein 
Lob verdienen. (Beifall bei der OVP.) 

Zweiter PRÄljlDDNT WONDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr Abg. Laferl. 

ABG. LAFERL: Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Hohen 
Landtages! Herr Kollege Rösch hat das 
Thema Einhe'bung der Grundsteuer hier ein- 
gehendst besprochen und klargelegt, was 
wir glauben sollen und was wir nicht glalu- 
ben sollen, bzw. was der Wahrheit ent- 
spricht und was inicht der Wahrhseit 
entspricht. Aber eines ist gewiß, und nach 
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der Radiorede unseres verehrten Herrn Lan- 
deshauptmannes Figl kann ich mit ruhigem 
Gewissen sagen, daß nunmehr auch diese An- 
gelegenheit einer Erledigung zugeführt wer- 
den wiricl. Er hat unsNereim Lamdteishiauptnn- 
Stellvertreter sozusagen ,,das Hölzl geschmis- 
sen", damit hier etwas geschieht. 

Was ist auf diesem Gebiet eigentlich ge- 
schehen? Ich habe alle Unterlagen bei mir. 
Das erste war ein Erlaß, datiert vom 
20. 8. 1962, an alle Herren Bürgermeister in 
Niederösterreich - den Erlaß habe ich mit- 
genomm'enl, es kann sich nachher jeder davon 
überzeugen -, worin klipp und klar ausge- 
sprochen wird, daß alle jene Gemeinden, die 
die Grundsteuer selbst einheben wollen, 
einen diesbezüglichen Beschluß zu fassen ha- 
ben, der bis spätestens 25. September 1962 
der Landesregierung bekanntgegeben wer- 
den muß. Zum 'Schluß heirSt es unmißver- 
ständlich, wie man es von unseren Regie- 
rungsmitgliedern erwartet, daß nochmals 
nachdrücklich darauf aufmerksam gemacht 
wird, daß nur jene Gemeinden in das dem 
Grundsteuereinhebungsgesetz beiliegenden 
Verzeichnis der Gemeinden, dile ab 1. 1. 1963 
die Grundsteuer selbst einheben, aufgenom- 
men w'erden können, die den bezüglichen 
Gemeinderatsbeschluß, wie oben erwähnt, 
bis 25. September 1962 hierher vorlegen. Die- 
ser Erlaß ist in den Gemeindestuben etwa 
am 25. August 1962 eingelangt. Wie wirkt 
sich nun diieser schöne Erlaß, den alle Bür- 
germeister bekommen haben, praktisch aus? 
Obwohl wir Bürgermeister sowohl auf der 
Rechten als auch auf der Linken haben, ha- 
ben bis zu diesem Datum von insgesamt 1652 
niederösterreichischen (Gemeinden sage und 
schreibe 77 Gemeinden, 3 Statutarstädte und 
eine andere größere Stadt gemeldet, daß sie 
die Grundsteuer selbst einheben wollen. Das 
sind etwas über 4 Prozent aller niederöster- 
reichischen Gemeinden. Hat hier Tschadek 
Rö'sch den schwarzen Peter zugespielt oder 
umgekehrt? Auf jeden Fall ist Rösch der 
schöne Mann und unser lieber Freuad, Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Doktor Otto 
Tschadek, sitzt in der Tinte! Eine unange- 
nehme Sache! Da bleibt nur eines zu tun, 
Land auf und Land ab zu fahren und die 
Bürgermeisterlein zusammenzutrommeln, um 
ihnen mit Pauken und Trompeten einzutrich- 
tern, daß sie beschließen müssen, die Grund- 
steuer im eigenen Wirkungskreis einzuhe- 
ben. Alle diese Bemühungen blileben jedoch 
fruchtlos. Es kamen wohl bis 27. Oktober 
noch zirka 37 Gerneinden - Sie verhören 
sich nicht, sehr geehrte Damen und Herren 
des Hohen Hauses - hinzu. Was glauben 
Sie, meine lieben Freunde, was es für  einen 
Eindruck hinterließe, würde ich vor die 

21.000 Gemeindevertrieter hintreten und er- 
klären: Freunde, Kollegen von Niederöster- 
reich! Die Erlässe der Lian~dlesregi~emng 
'bnauchit 2hr überhaupt (nicht zu beachtrem f i r  
Iröinnt sie entwleder zerreißen ader in dien Pa- 
pierkorb werfen oder sonstwdhin mitn&meq 
denn {der Herr Landesihauptm~annstellvertreter 
hat sich ja auch um 'den gestellten Termin in  
keiner Weise gekümmert. Vielleicht kommt 
er mit einer Pallfrist oder sonst einer Er- 
klärung, er ist ja Jurist und wird dem Kind 
schon einen Namen geben. Für uns Bürger- 
meister aber existiertfe nur der 25. September 
als Termin. Wir sind gewohnt, die Erlässe 
sd er Land es r egi e rung prompt es t einzuhalten 
und erwarten dies auch selbstverständlich 
von den Regierungsmitgliedern. Man könnte 
es den Bürgermseistern gar nicht verübeln, 
würden siie fragen: Was drehen die in der 
Landesregierung zusammen, die machen sich 
ja lächerlich. Jetzt schreiben wir den 27. Okto- 
ber und noch immer werden in den Gemein- 
destuben auf Grund {des Druckes von oben 
diese Beschlüsse gefaßt und der Landesre- 
gierung gemeldet. 

Aber, meine lieben Freunde, im Grunde 
genommen geht es ja um etwas ganz anderes. 
Hier geht es um finanzielle (Dinge, nämlich 
um das Geld jeder einzelnen Gemeinde. Die 
Grundsteuer macht in Niederösterreich 
140,712.845,31 'Schilling aus. Für die Einhe- 
bung erhalten diie Finanzämter 2 Prozent. Es 
sei hier festgestellt, daß keine andere In- 
stitution, Körperschaft oder Verwaltungsge- 
meinschaft imstande ist, die Grundsteuer mit 
diesen 2 Prozent, das sind 2,8 Millionen 
Schilling, in Niederösterreich einzuh'eben. 
Aber jetzt kommt das Entscheisdende. Wenn 
wir Verwaltungsgemeinschaften gründen, 
dann brauchen wir mindestens 6 bis 7 Pro- 
zent der Grundsteuer als Aufwand für die 
Einhebung. Das bedeutet, daß wir den klei- 
nen Gemeinden, die wahrlich nicht mit Gü- 
tern gesegnet sind, weitere 6 Millionen 
Schilling entziehen. 81 Beamte müßten an- 
gestellt weilden, wobei tsich (die Finanzämter 
keinen einzigen Beamten ersparen würden. 
Es ist vollkomm'en belanglos, ob der Beamte 
einen Betrag von, sagen wir, 680 Schilling 
oder 820 Schilling vorschreibt, denn sämt- 
liche Zuschläge werden von den Finanzäm- 
tern eingehoben. Ich frage Sie, worin liegt 
die Vereinfachung? Ist das etwa Verwal- 
tungsreform, von der dauernd gepredigt 
wird? ,Haben die Bürgermeister draußen in 
den IGemeinden nicht recht, wenn sie behaup- 
ten, ldaß jeder Schreibtisch in den Ämtern 
Junge bekommt? Ich muß leider den Leuten 
recht geben. 

Herr Kollege Rösch, wir können dem von 
dir erörterten Problem ohne wditeres auf 
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den Grund gehen. Du sprachst von einer Ver- 
politisiemntg und ich bin ganz deiner Meli- 
nung, w e m  du sagst, daß hier keine Politik 
hineingetragen werden sollte. War das etwa 
keine Politik, als man dice besagten 37 Ge- 
meinden zur Beschlußfassung über die Grund- 
steuereinhebung gezwungen hat, oder ist der 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Tscha- 
dek in der Eigenschaft als Obmann der Heils- 
marmee durch Niederosterreich gqfahren? (Hei- 
terkeit rechts.) Sicherlich nicht! (Staatssekre- 
tär Rösch: Jetzt braucht er nur noch den 
Farkas! Präsident gibt das Glockenzeichen.) 
Ich möchte nur noch auf eines aufmerksam 
machen. Wir wollen auf diesem Gebiet keine 
Verpolitisierung, sondern lediglich eine ge- 
genseitige ehrliche Aussprache. Dies wün- 
schen wir, Herr Staatssekretär, und durch ge- 
meinsame Arbeit werden wir erreichen, was 
wir anstreben: eine billige, sachliche und 
saubere Gemeindeverwaltung. Die von dir 
bezüglich der Einhebung der Grundsteuer ge- 
forderte Zusammenlegung von Gemeinden 
hat etwas für  sich. S o  sind zum Beispiel von 
den 134 Gemeinden des Bezirkes Horn tat- 
sächlich 34 Gemeinden, welche jede weniger 
als 100 Einwohner aufweist. Die Ertragsan- 
teile des Bundes werden aber deswegen nicht 
mehr. \Die Gesamtsumme der Zuteilung bleibt 
gleich, es würden lediglich bei den einzelnen 
Zuteilungen Verschiebungen eiintreten. (Staats- 
sekretär RösEh: Das habe ich gesagt!) Deiner 
Behauptung, daß der Steuerbescheid so kom- 
pliziert sei, daß man zumindest vier Jahre 
Hochschulstudium benötige, um sich darin zu- 
rechtzufinden, muß ich entgegenhalten, daß 
es nichts Einfacheres als einen Steuerbescheid 
gibt. Es ist nichts anderes darin angegeben 
als die perzentuelle Höhe der Umlagen und 
der Steuermehbetrag. In den Lastschriftan- 
zeigen, von denen der Steuerzahler mehrere 
im Jahre erhält, isinld jeweills die Rückiständle 
genau angegeben, so daß er sich im Rahmen 
der Vorschreibung frei bewegen kann und 
leicht zurechtfindet. Wir haben eine Studien- 
reise gemacht und' ~U~~IIS mit diesem Proble- 
men sehr eingehend beschäftigt. Wir wta- 
ren in soz~ialisti~schen unld \in ÖVB- 
Gemeinden, wir wurden überall höflich emp- 
fangen und man hat uns gesagt, ,,bitte über- 
zeugt euch sellbst." Dime Studienkomifi- 
sion wurde von uns auch nicht willkürlich 
zusammengesetzt, es wurde ein Vertreter 
der großten Stladt Nbderösterreich~s, St. P&l- 
ten, ein Vertreter einer ldeinerien Staidt, 
Groß-Enzersdorf, einer größeren Gemeinde, 
Annaberg, 'einer kleineren Gemeinde, meiner, 
und eia Vlertreter einer Kleinstgm&.de 
mitgenommen, damit jeder mit dem Pro- 
blem vertraut gemacht wird und sich ein Ur- 
teil bilden kann. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Herr Staatssekretär, ich bann dir die Proto- 
kolle zeigen, wir waren in Hochkirchen und 
in Spittal an der Drau, die Einhebung der 
Grundsteuer kostet dort d'er Verwialtunigs- 
gemeinschaft klipp und klar 7,s Prozent. 
Wir waren in 'Kalsdorf in der Südsteiermark 
und in St. Florian. Diese Gemeinde hat zwei 
Beamte angestellt, 'die Einlhebung m<acht acht 
Prozent aus. Nirgends, wo Sie hinschauen, 
Hohes Haus, eine Ersparung, sondern über- 
all eine Belastung. Natürlich, ein derartiges 
Voqgehcen zeitigt Auswüchse, und es nützt 
auch dann nichts, wenn unser sehr verehrter 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
Tschadek, datiert mit 8. November, an alle 
Gemeinden ein Elaborat schickt, mit dem 
kein Bürgermeister etwas anfangen kann 
und das zum Inhalt hat, wie in Zukunft die 
Grundsteuer eingehoben werden soll. Eines 
sei festgestellt: natürlich gibt es auch über- 
eifrige Bürgermeister, die gleich eine riesige 
Maschine kaufen, zwei Leute anstellen und 
zu den Landbürgermeistern sagen, paßt auf, 
wenn iihr selber einhelbt, kostet es euch acht 
Prozent, ,wir machen es mit 5 Prozent, wir 
weriden aeuch helfien und für euch einheben, 
aber ihr müßt 5 Prozent zalhlen. Eines alber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
müssen Sie bedenken: Von den 1652 Gemein- 
den haben nur 300 einen hauptamtlichen 
Se'kretär. Daher müssen wir einen Weg fin- 
den, aber nicht auf solche Art, wie es im 
Lande Niederösterreich unter dem politischen 
Referenten des Lantdesamtes II/l, Herrn 
Landeshauptmlannstellwrtreter Dr. Tschiaidek, 
bifs jetzt geschehten iitst, nämliich Resolutionen 
zu tätigen, Anträge in das Hohe Haus am 
Ring zu schicken, ohne Fühlungnahme mit 
den Herren Abgeordneten, ohne Fühlung- 
nahme mit dem Kommunalausschuß und 
den Gemeindevertreterverbänden! So, meine 
Herren, geht es nicht! Diese Fragen müssen 
abgesprochen, die Härten ausgemerzt und 
dainn ein Weg gefunden werdlen, 'damit (diie 
Einhebung der Grundsteuer in Niederöster- 
reich billig erfolgen kann, keine Reibereien 
auftreten und nach Möglichkeit Exekutionen 
vermieden werden. (Beifall bei der OVP.) 

Zweiter PRÄlSIDENT WONDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr Landeshauptmann 
Dr. h. c. Dipl.-hg. Figl. 

LANDESHAUPTMANN Dr. h. c. Dip1.-Inig. 
FIGL: Hohes 'Haus! Die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. Litschauer zwingen 
mich, darauf Antwort zu geben. Der Herr 
Abgeordnete Dr. L'itischauer 'bat es für not- 
wendig befunlden, bezüglich der Personalver- 
tretungswahlen der Landesbediensteten Nie- 
derösterreichs die Kritik auf meine Person 
zu lenken. Ich stelle dazu nur ausdrücklich 
fest: In der Verfassung ist den öffentlich Be- 
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diensteten die Personalvertretung zugesi- 
chert. Über vierzig Jahre wartet der öffent- 
liche Dienst auf das Ausführungsgesetz, es 
ist bis heute nicht erlassen. Ich habe als 
Bundeskanzler in Respektierung des Rechtes 
der öffentlich Bediensteten eine Verordnung 
erlasisen, wonach /die provisoriischen Persoml- 
Vertretungen anerkannt und zu Rate gezo- 
gen werden. Dieser Erlaß, der heute noch 
Gültigkeit besitzt, wurde und wird von Ihrer 
Seite immer wieder als der ,Figl-Erlaß' zi- 
tiert. Der Herr Abgeordnete Dr. Libschauer 
zweifelt zwar an meiner demokratischen Ge- 
sinnung, aber ich sehe keine Veranlassung, 
ihm darüber Rechenschaft zu geben. Die nie- 
derösterreichische Landesregierung hat im 
Jahre 1959 einstimmig beschlossen, ehestens 
die Personalvertretungswahlen auszuschrei- 
ben. Es ist nicht &azu gekommen, und diie 
provisorische Personalvertretung dieses Lan- 
des ist mit der Bitte an mich herangetreten, 
nunmehr die Personalvertretungswahlen 
durchzuführen. Ich habe in Konsequenz mei- 
ner Einstellung ja gesagt und ich habe in 
der Landesregierung diese meine Bereitschaft 
be'kundet. Es haben die Regierungsmitglie- 
der darüber verhandelt, weil beide Parteien 
in der Regierung bestr'ebt waren, diese Wah- 
len durchzuführen. Wir haben dann die Wah- 
len ausgeschrieben, und ich glaube, eis kann 
wohl von einem Oktroi nicht gesprochen 
werden, wenn man monatelang verhandelt. 
Ich habe fdie Ausschreibung der Landesregite- 
rung zur Kenntnis gebilacht, und ich verrate 
kein Geheimnis, daß bei der Protokollierung 
dann ldiie Kollegen (der Sozialistischen Partei 
er'klärten, es sei nicht richtig protokolliert, 
sie hätten nicht zugestimmt, sondern nur zur 
Kenntnis genommen. Daraufhin ließ ich pro- 
tokollieren - nachdem die Herren der sozi- 
alistischen Fraktion sagten, es ist ja ein Er- 
laß des Landeshauptmannes, wir brauchen 
keinen Regierungsbeschluß, wir haben den 
Erlaß zlur Kenntnis genammen -: ,Ich 
nehme zur Kenntnis, daß Sie, meine Herren, 
zu'r Kenntnis genommen haben, daß ich die 
Personalvertretungswahlen auf Grund dieses 
Erlasses ausgeschrieben habe.' So steht es im 
Protokoll der Landesregierung zu lesen. Da- 
her kann von einem Oktroi und von einer 
undemokratischen Wahlordnung nicht die 
Rede sein. Es stimmt, daß im Anfang die 
hohe Wahlzahl verlangt wurde. Als ich das 
aber gesehen habe, ist dies sofort geändert 
worden. Die Fraktionen, die im Landtag ver- 
treten sind, brauchen überhaupt keine Unter- 
schriften, und die anderen Parteien, die sich 
beworben haben, brauchen auch nur im 
Höchstfalle 1820 Unterschriften. Also von 
einer unldernoknatischen Wahlordniung kann 
Wahl nicht die Rede sein Dile Wahlordnung 

von Wien oder von Kärnten ist eicht so de- 
mokriatisch! Meine verehrten Damen und Ber- 
ren, in unserer Wahloridntung haißt es aus- 
idrücklich: Jede Stimme wind für die Ztentral- 
personalvertretung gezählt, nicht einzelne 
Gruppen, nicht einzelne Abteilungen, die ge- 
wählt sind, wählen dann die Spitze heraus, 
nein, in dieser Wahlordnung, die ich zur 
Kenntnis genommen habe, zählte jede Stim- 
me für die Zentralpersonalvertretung. Die 
Zentralpersonalvertretung ist in Urwahl ge- 
wäihlt worden, genauso wie für diie einzelne 
Gruppe galt der Stimmzettel auch für die 
Zentralpersonalvertretung. Die 19 Mitglieder, 
aus denen die Zentralpersonalvertretung be- 
steht, sind von sämtlichen wahlberechtigten 
Bed'ieaisteten gewählt worden, nicht von einer 
(Gruppe. Diese Form habe (ich in keinelr mdre- 
ren Wahlordnung gesehen, und ich habe mir 
voriher dlie Wahloridnung von den jainderen 
Ländern angesehen. Ich gliaube daher, da13 
von einlem Oktroi, von einer undemokrati- 
schen Vorgangsweise, von einem Mißlbnauch 
nicht gesprochen wenden kann. Ich wcrlilte 
dies in aller Nüchternheit feststellen, ich hia'k 
mir keine ProtokolEe und keiine Zeitungen 
mitgebracht, sondern nur die Tatsachen auf,ge- 
zeigt. Über meine demoknatische Haltung 
ülberlasse ich es Herrn Abgeoildneten Dr. Lit- 
schauer, siich ein Urteil zu biliden. (Be i fa l l  b e i  
d e r  ÖVP.) 

Zweiter RRÄSDDENT WO'NDRAK: Zum 
Worte gelangt Herr Ahg. Dr. Litschauer. 

ABG. DR. LITSCHAUER: Holhhes Hiaus! Ich 
würde es zweifellos als ehrenrührig betrach- 
ten, wenn man mir nachsagen könnte, daß 
ich vor den (Mitgliedern des Landtages ir- 
gendwelche Behauptungen aufgestellt hätte, 
die ich nicht belegen kann und die sich in 
der Folge als unwahr, als unrichtig heraus- 
stellen. Auis diesem Grunde sehe ich mich 
veranlaßt, ganz kurz zwei Dinge klarzustel- 
len, deren Klarheit notwendig erscheint. Zu- 
nächst einmal die Tatsache, daß ich in mei- 
nen Ausführungen nie die demokratische Ge- 
sinnung des Herrn Landeshsauptmannes in 
Zweifle1 igeimgen halbe, im (Gegenteil, ich h8abe 
ihn sogar als Demokraten besonders apostro- 
phiert. ( L a n d e s h a u p t m a n n  Figl: S i e  h a b e n  ge- 
sag t  ,Dann k a m  d e r  D e m o k r a t  Figl!') Zwei- 
tens darf ich betonen, daß ich nicht einen 
Vorwurf daraus erhoben habe, daß die Aus- 
schreibung der Wahl nicht der Landesregie- 
rung zur Kenntnis gebracht worden sei. Das 
wurde von mir nicht behauptet. Im 5 1 d'er 
Wahlordnung heißt es, daß die Verpflichtung 
besteht, daß die Wahlordnung der Landesre- 
gierung zur Kenntnis zu ibringen ist, und 
diese Wahlordnung ist m'it dem Vermerk des 
Herrn Landeshauptmannes unterzeichnet, daß 
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er, der Herr Landeshauptmann, sie zur Kennt- 
nis gebracht hätte. Ich glaube, daß mir also 
auch in diesem Punkte eine Unrichti&eit 
nicht vorzuwerfen ist. Ich kann daher meine 
Ausführungen, zu denen ich im übrigen stehe 
und die euch von den Rednern nicht im ge- 
ringsten entkräftet werden konnten, voll auf- 
rechterhalten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter PRÄ~SIDENT WONDRAK: Die 
Redinerliste ist erschiöpft, d'er Herr Berichter- 
statter hat das Schlußwort. 

Berichterst,attier ABG. MARCHSTEINER 
(Schlupwort): Hohes H,aus! Die Gruppe 0, 
Landtag und Allgemieine Verwaltung, weist 
ordentliiche Ausgaben im Betriage von 
S 366,821.900.- aus, denen Einnlahmen krn 
Betnaige von S 27,904.200.- gegdbe r s t e -  
hen. Die gleiche Gruppe 0, Landtag und All- 
gemeine Verwaltung, weist im außerordent- 
lichen Voranschlag an Ausigaben S 4,565.000.- 
aus, denen keine Einnahmen gegenüberste- 
hen. Im Eventualvoranschlag weist diese 
Gruppe S 855.000.- an Auslgaben laus. 

Ich bitte Sie, Hohes Haus, die Ansätze, 
wie im Voranschlag vorgesehen, anzuneh- 
men und ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Abstimmung vorzun'ehmen. 

(Nach Abstimmung über die Gruppe 0, 
Landtag und Allgemeine Verwaltung, des or- 
dentlichen Voranschlages in Erfordernas und 
deckung): A n g me a o m m e n. 

(Nach Abstimmung über die Gruppe 0, 
Landtag und Allgemeine Verwaltung, des 
außerordentlichen Voranschlages in Erforder- 
nis und Bedeckung): A n g e n o m m ie n. 

(Nach Abstimmung über die Gruppe 0, 
Landtag und Allgemeine Verwaltung, des 
Eventualvoranschlages in Erfordernis und Be- 
deckung): A n  g e n  o m m e n .  

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan- 
trag des Abg. Schwarzott, betreffend Neure- 
gelung des Problems Schiene und Straße): 
A n g e n o m m e n .  

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan- 
trag des Abg. Jirovetz, betreffend Regelung 
des 9 88 des Flurverfassungs-Land- 
desgesetzes): A b g e 1 e h n t. 

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan- 
trag des Abg. Rösch, betre$end Vorlage einer 
Studie zur Beratung der Möglichkeiten der 
Zusammenlegung von Kleinst- und Kleinge- 
meinden in Niederösterreich): 

A n g e n o rnm e n. 
Ich ersuche nun den Herrn Referenten, 

Abg. Marchsteiner, zur Gruppe 1, Öffent- 
liche Ordnung und Eicherheit, seinen Bericht 
zu erstatten. Es liegt in dieser Gruppe nur 
ein ordentlicher Voaanschlag vor. 

Berichtienstatter ABG. MARCHSTEINER: 
Die Gruppe 1, Öffentliche Opdnung un!d Si- 

cherheit, beinhaltet eristmalig die Kosten für 
den Zivilschutz 'im Betnagle von S 500.000.-. 
Der Untier Vonanschlagsansatz 17 - 61 ausge- 
brachte Förderungsbeitrag für den Landes- 
verband Niederösterreich des Österreichischen 
Zivilschutzverbaedes wurde im Vorjahr in 
der Gruppe 0 veranschlagt. 

Im außerordentlichen Voranschlag und im 
Eventualvoranschlag sind in dieser Gruppe 
keine Ausgaben vorgesehen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen. 

Zweiter PRÄSIDENT WOND'RAK: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Abg. Mondl. 

ABG. MONDL: Hahes Haus! Meine sehr 
verehrten Damsen und Herren! In der [Gruppe 
1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit, finden 
wir zwei Ansatzposten. Einten Fördeningsbei- 
trag für den Landesverband Niederösterreich 
- Österreichischer Zivilschutzverband - in 
der Höhe von 250.000 S und für sonstige Zi- 
vilschutzzwecke S 250.000.-. 

Gestatten Sie mir, daß ich mich im Zu- 
sammenhang mit diesen Ansatzposten mit 
dem Fragenkompllex ,Zivilschutz in Österreich' 
beschaftige. Ich glaube, daß es deshalb not- 
wendig ist, weil ich in der Debatte des Fi- 
nanzausschusses gehört habe, daß man wohl 
von der moralischen Verpflichtung des Zivil- 
schutzes in Österreich überzeugt ist, seine 
Zweckmäßigkeit auch anerkennt, ansonsten 
ab'er wenig Vorstellung darüber hat. Es ist 
auch selbstverständlich, daß sich \diese Be- 
lange in ihrer Kompetenz - Land, Bund 
und Gemeinden - besonders hinsichtlich der 
Finanzierung sehr stark überschneiden. Dazu 
kommt noch, daß die Zivilschutzenquete, die 
am 7. 12. 1961 zum Zwecke der Abgrenzung 
der Kompetenzen einberufen wurde, im we- 
sentlichen damit endete, die Fragen einer ge- 
setzlichen Regielung so lange zurückzwstellen, 
bis auf diesem Gebiet genügend Erfahrungen 
gesammelt sind. 'Dies geschah über Antrag 
der Ländervertreter, und damit sind meiner 
Meinung nach den Ländern mehr Aufgaben 
erwlachsen als lediglich eine moralische Ver- 
pflichtung, die mit einem Betrag von rund 
500.000 S abgegolten wird. Ich weiß, ,daß man 
nach dem Inferno des zweiten Weltkrieges 
das Aufgreifen (des Fragenkomplexes ,Zivil- 
schutz' sozusagen als Heraufbeschwörung der 
Vergangenheit wertet und eine Diskussion 
darüber nicht sehr erwünscht ist. Man kann 
sich aber der Zweckmäßigkeit und Notwen- 
digkeit dieser Mahahme  nicht verschließen, 
und ich konnte in diesem Hohen Haus frü- 
her schon mehrmals feststellen, dlaß man zu 
diesem Problem Stlellung genommen hat. 
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So  wies am 16. 12. 1960 Herr Abg. Scherrer 
auf die Notwendigkeit des Schutzes gegen 
radioaktive Strahlung hin, un'd am selben 
Tage richtete 'Herr Staatssekretär Rösch un- 
ter Bezugnahme auf die Ausführungen des 
Herrn Abg. 'Scherrer an die niederösterreichi- 
sche Landesregierung die Bitte, sie wolle bei 
der Behandllung dieses Fragenkomplexes, da 
der Begriff ,Zivilschutz' verfassungsmäßig 
noch nicht festgelegt ist, nicht allzu födera- 
listisch denken. Ich gab am 28. 6. 1961 an- 
läßlich der Verabschiedung des Katastrophen- 
hilfsdienstgesetzes der Hoffnung Ausdruck, 
daß damit für den Zivilschutz auch eine vor- 
läufige gesetzliche IGrundlage gegeben sei. 
Am 19. 12. 1961 sprach ich über die Notwen- 
digkeit einer genauen Kompetenzabtrennung 
seitens der Behörde, und am 21. 12. 1961 
kündigte Herr Abg. Scherrer eine Reihe wei- 
terer notwendiger organiisatori'scher Maßniah- 
men $der Feuerwehr im Jahne 1962 an, wo- 
bei er feststellte, daß #die Freiwillige Feuer- 
wehr ganz besonderen Wert darauf legt, daß 
mit dem Roten Kreuz eine weitaius bessere 
Zusammenarbeit als bisher sichergestellt wird, 
da (diese beiiden großien freiwilligen Hilfsor- 
ganisationen seiner Meinung nach die allein 
Berufenen sind, den Schutz der niederöster- 
reichischen Bevölkerung im Falle irgendeiner 
von außen ber kommenden Katastrophe zu 
gewälhrleiisten. Er stellte fest, daß trotz des 
Fehlens einer gesetzlichen Regelung diese 
beiden großen freiwilligen Hilfsorganisatio- 
nen, die seit einem Jahrhundert in ,diesem 
Lande für die Sicherheit )der Bevölkerung vor 
Katastrophen gesorgt haben, durch eine enge 
Zusammenarbeit alle Vorbereitungsmaßnah- 
men für den Fall einer Katastrophe, von wo 
immer sie kommen möge, garantieren. 

Leider muß ich heute wieder feststellen, 
daß die groi3e 'Masse der Bevölkerung allen 
Fragen des zivilen Bevölkerungcschutzes un- 
aufgeklärt und unausgerichtet gegenübersteht 
und damit bei jeder geringsten Ursache Pa- 
nikstimmung und unzweckmäßige Reaktionen 
Platz greifen. Das (halben wir jla in ldler jüng- 
sten Vergangenheit auf Grund der verschie- 
densten außenpolitischen Situationen erlebt. 
Man mußte feststellen, daß die Bevölkerung 
unsachgemäß reagiert hat und daß uns da- 
mals ungerechtfertigt große Kosten erwach- 
sen sind. Wir haben noch immer keine ein- 
heitliche Regelung in der Begriffsbestimmung, 
dahfer unterschiedliche Empfehlungen von 
Schutzanleitungen. 

Was sind nun Maßnahmen des Zivilschut- 
zes? Ich glaube, das wichtigste auf diesem Ge- 
biet ist die Aufklärung und Schulung der 
Bevölkerung. Das kann man natürlich in ver- 
schiedener Weise durchführen; wie man das 
machen soll, darüber zerbrechen sich auch 

\ 

alle möglichen Stellen den Kopf. Soll das in 
Form einer einheitlichen Broschüre, gerichtet 
an sämtliche Bewohner Österreichs, soll das 
durch Filmvorführungen, Radioberichte oder 
Fernsehen erfolgen? 

Das zweite wichtigste und wohl auch schwie- 
rigste Problem diirfte die Organisierung des 
Selbstschutzes der gesamten Bevölkerung und 
eines zweckbestimmten Selbstschutzes an  den 
Arbeitsstätten sein. Soviel ich weiß, schwebt 
den Fachleuten die Selbstschutzorganisation 
nach dem Schweizer Muster vor. 

Eine wichtige Angelegenheit, mit der man 
sich auch (schon eifrigst be£aat, sind der Stnah- 
lenschutz und die sanitären Vorsorgen. Wir 
wissen, daß in künftigen Kriegen die Gefah- 
ren der Verstrahlung am meisten gegeben 
sind und daß vor allem ,diese Verstrahlun- 
gen sehr lange wirken; Tage, Wochen sind 
die Menschen in irgendwelchen Schutzräu- 
men gebunden, und damit ist schon (das näch- 
ste Problem ausgelöst, nämlich die verschie- 
densten baulichen Maßnahmen. In Zukunft 
müssen nicht sehr groRe, mächtige und starke, 
gegen Sprengwirikung schützende Bunker ge- 
baut werden; man müßte vor allem für weit- 
verzweigte Unterstände oder Bauten Vor- 
sorge treffen, die in erster Linie gegen Ver- 
Strahlung schützen. 

Die Bevorratungsmaßnahmen für  Iden Ein- 
kauf geeigneter Lebenislmittel dürften auchvon 
Wichtigkeit sein, da es besonders die jüngste 
Vergangenheit gezeigt hat, ldaß die Bevölke- 
rung bei irgendwelchen Gefahrenmomenten 
überhaupt keine Ahnung hat, was sie für die 
nächste Zeit einkaufen soll. Es muß selbst- 
verstäntdlich ein Plan getroffen werden: WIie 

chen lagern ,die Gros&tien, wie viele Wochen 
der Greißler und wie vi,ele Wochen bzw. Tage 
lagert der Haushalt. 

Der Warn- und Alarmdienst macht den 
Fachleuten auch viel Kopfzerbrechen. Man 
weiß nicht, soll man wieder zu den alten Si- 
renen d e r  Glocken zurückgreifen. Man hat 
beispielsweise in Wien erwogen, elektrische 
Anlagen zu schaffen, um mit eines Art von 
Summttönen oder sonstigen akustischen Ge- 
räuschen (die Bevölkerung zu veranlassen, ihre 
Radioapparate laufzudrehen, um all das zu 
erfahren, was sich auf diesem Gebiet anbahnt. 

Wir in Niederöstesreich und die Bevölke- 
rung auf dem flachen Lande stehen auf die- 
sem Gebiete ganz anderen Aufgaben gegen- 
über. Es ist notwendig, daß in solchen Gefah- 
rensfällen, die nicht durch lange Kriegserklä- 
rungen vorbereitet werden, rasch gehandelt 
wird. [Gefährlich ist vor all'en Dingen die Be- 
strahlung; sie kann in Form von Wolken, in 
Form von Regen oder Schnee kommen, und 
wir müßten in der Lage sein, den Bauer, der 

e Wochen lalgert {der Bund, wife 
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am Feld arbeitet und mittels akustischer ,Ge- 
räusche im 'Notfall nicht erreichbar ist, ir- 
gendwie zu verständ,igen. 

Eine wichtige Aufgabe 'wird auch ,die Or- 
ganisation eines behördlichen Zivilschutzes 
sein, der, solange keine gesetzliche Kompe- 
tenzabgrenzung auf diesem Gebiete Platz ge- 
griffen hat, wahrscheinlich nicht möglich sein 
wird. Es befassmen sich die verschiedensten Be- 
hörden 'damit, aber von einer Einheitlichkeit 
kann auf diesem ,Gebiet noch nicht gespro- 
chen wepden. 

Eine wichtige Aufgabe wird es auch sein, 
die bestehend,en Verbände, sei es Feuerwehr, 
Rot,es Kreuz oder sonstige Zweckverbände, 
auf di,e zusätzlichen Aufgaben d'es Zivilschut- 
zes vorzubereiten. und eingehend zu schulen. 
In erst,er Linie denke ich an den technischen 
Hilfsdienst, der vermutlich in 'der Feuerwehr 
aufgezogen wird; und in zweiter Lini'e sind 
die venschiedenisben iSpeziali~s~bein: Ernte-HilPe- 
Station, .dise im Rahmen des Rot,en Kreuzes ,und 
dessen Zweckve!rlbänd,e auf j,elden Fall 'doch 
noch untergebracht werden müssen. Wi'e Sie 
sehen, unterliegen die meisten Maßnahmen, 
di'e ich aufgezählt habe, 'd'er Ländergesetzge- 
bung; di,e bundeseinh,eitliche Durchführung 
stö& auf unüberwindliche ISchwierigk eei ' t  en. 
Damit will ich aber nicht gesagt haben, daß 
auf diesem Gebiete überhaupt bish,er noch 
nichts getan wurde. Ganz im Gegenteil. Seit 
dem Jahre 1959 beschäftigt man sich bsei den 
verschi,edensten Stellen des Bun,d'es un,d des 
Landes, beim 'Blundesministerium für Inneres, 
in ,den Bundesministerien fiir Lan,desvertei.di- 
gung und für Land- und Forstwirtschaft, für 
soziale Verwaltung und für Handel und Wie- 
deraufbau sehr intensiv mit den Problemen 
des Zivilschutzes, macht zweckdien1,ich'e Vor- 
arbeiten und arbeitet #die notwend,igen Richt- 
linien für den Zivilschutz aus. Diese Richtli- 
nien werden ,dann von einem sogen(annten 
Planungsstab 'koordiniert, ,dem noch zusätz- 
lich Ländervertret,er und Vertreter .d,er 
Zweckorgianiveation, (des Gemeiad~ev,ertret~er- 
verband,es, des Stä,dtebundes und auch (der 
Länderverbindungsstelle ,angehören. Man h,at 
bisher im Sozialministerium schon 'Strahlen- 
meßwagen .und Strahlenmeßgeräte ange- 
schlafft; auch Geräte zum Aufbau des techni- 
schen Hilbsdienst'eis wunden Iden F,eu,erwehren 
zugewiei.ien. Mian ha t  ,aluch schon eine Erste- 
Hilffe-Station angeschafft und 'dem RotenmKreuz 
zugewben. Man 'belschäftiigt 'sich 'intensiv mit 
der Prüfung von Lebensmitteln und ,den Ap- 
paraten, die dazu notwendig sind. Mlan be- 
schäftigt sich auch mit einer Trintkwasserbe- 
reitungsanlage und vor allen Dingen mit dem 
Problem, wie man bei Verstrahlung eine Not- 
Wasserversorgung durchführen wirfd. 'Mit der 
Vorbereitung einer zentralSen A,ufklärungs- 

Schrift befaßt man sich schon seit einem Jahr, 
und ich hoffe, daß man mit 'dieser Aufklä- 
rungsschrift in der nächsten Zeit herauskom- 
men wird. Auch aus dem Tätigkeitsbericht 
des Landesamtes 1/10 geht hervor, daß in 
Niederösterreich auf diesem Gebiet schon eini- 
ges geschehen ist. Es ist zwar noch alles in 
Fluß und sozusagen im Stadium des Experi- 
mentierens, aber man ist doch so weit, daß 
man die Luftschutztruppenschule in Anspruch 
genommen hat, da diese auch für Zivilisten 
Vorsonge trifft, und zwar in (der Form von 
Ausbildung untd Information von Beamten. 
Im Schoße dieses Landesamtes beschäftigt 
man sich mit den verschiedensten Planungs- 
maßnahmen, sei es nun mit den Schutzräu- 
men in landeseigenen Bauten oder sei es mit 
der Planung eines behördlichen Punknetzes. 
Auch mit dem baulichen Gebiet des Zivil- 
schutzes hat man sich befaßt, nämlich mit der 
Erfassung von vorhandenen Luftschutzräu- 
men. Man hat festzustellen, wem die Ob- 
jekte gehören, wie man sie wieder verwen- 
den kann und wie man bestehende Luft- 
schutzblauten in Zukunft noch ausbauen kann. 
Man beschäftigt sich auch mit der Ausarbei- 
tung einer Novelle zur niederösterreichischen 
Bauordnung, um alle diese Zivilschutzproble- 
me in der niederösterreichischen Bauordnlung 
unterzubringen. Man sieht sich einer Reihe 
von Arbeiten gegenüber, die noch zunehmen 
werden. E s  ist aber keine gesetzliche Rege- 
lung vorhanden, und das schwierigste Pro- 
blem wird sein, die großen finanziellen Aus- 
wirkungen, die damit verbunden sind, irgend- 
wie auf !Bund, Land und Gemeinden zu ver- 
teilen. Ich würde daher, da man sich ja die- 
sem ganzen Fnagenkomplex nicht verschdie- 
ßein k,anin, 'anneigen, dlaß Imian mit idiieser Mia- 
terie einen sogenannten Unterausschuß befaßt; 
so daß man, wenn die Angelegenheit dann 
gesetzmäljiig an die Abgeordneten herangetra- 
gen wird, schon einigermaßen mit dieser an 
und für sich fremden Materie vertraut ist. 

Nun möchte ich noch einige Worte zum 
niederöstlerreichischeri Ziuilschutzverband 
sprechen, der sich vor ungefähr 1% Jahren 
konstituiert hat und der sein Vereinsleben 
bereits begonnen hat und arbeitet. Ich gebe 
zu, daß man diesem Verband am Anfang mit 
Abstand, IMißtrauen und Unbehagen gegen- 
übergetreten ist. Ich weiß, daß $das in erster 
Linie darauf zurückzuführen war, daß man 
nicht genau wußte, was 'dieser Verband über- 
haupt will. Der Verein ist direkt auf Ableh- 
nung bei der Exekutive, der Feuerwehr und 
dem Roten Kreuz gestoßen, die geglaubt ha- 
lben, dieser neue V<erband wolle j,emlandem et- 
was wegnehmen. Ich möchte klar feststellen, 
die Hauptaufgaben dieses Verbandes liegen 
auf einer ganz anderen Ebene. Es geht um 

Landtag von Nil 

die Aufklärur 
SeFbstschutztggc 
ist eine emine 
wältigung WIE 

Exekutive, dc 
Kreuz allein 1 

einsbasis aus) 
wir neben dl 
zirkslei tungen 
haben; und ic 

verbände, 'die 

meisber - in 
men sind. Es 
an Iden Amt! 
mannschaf ten 
mit Id'en Bürgi 
fü r  diesen Vei 
band bnaucht 
personelle Uni 
Gemeinde 'den 
der Bw6lkeru 
ben im ISomm 
zung der Land 
trupp, einen f 
Tätigkeit sle 
rüstet wiar m 

bilden ließen. 
Feuerwehrschi 
sem Gebiete 
nisce anzueign 
Inf ormationstr 
Vortrag über 

teilige Auffas: 
und zu aktiver 
nochmals aller 
haben. Ich dan 
tiv lmitarbeitei 
Ausdruck gebe 
Sem Gebiet ma 
Schutz, sei es T 

nahmen niemi 
wenden Ibneud 

Zweiter PI 
nächster Redin 

ABG. MlAUI 

nicht nur mit 
mit dem Zivil 
einen interessa 

Ich darf fes 

tens der Landc 



1 

)ezember 1962. 

einem Jahr, 
w r  Aufklä- 
herauskom- 

gkeitsbericht 
vor, daß in 
2t schon eini- 
ioch alles in 
des Experi- 

30 weit, daß 
in Anspruch 
ür Zivilisten 
r Form von 
In Beamten. 
; beschäftigt 
in Planungs- 
n Schutzräu- 
ier sei es mit 
Funknetzes. 

?t des Zivil- 
nlich mit der 
uftschutzräu- 
em die Ob- 
>der verwen- 
bhende Luft- 
sbauen kann. 
er Ausarbei- 
erreichischen 
schutzproble- 
Bauordnung 
einer Reihe 

ch zunehmen 
tzliche Rege- 
ierigste Pro- 
nziellen Aus- 
I sind, irgend- 
nden zu ver- 
I sich ja die- 
:ht verschiie- 
it idieser Mia- 
ischuß befaßt; 
genheit dann 
n herangetra- 
mit dieser an 
rertraut ist. 

3 Worte zum 
;chut zverbianld 
r 1% Jahren 
Vereinsleben 

itet. Ich gebe 
n Anfang mit 
hagen gegen- 
!das in erster 
Irar, daß man 
lerband über- 
kt auf Ableh- 
2uerwehr und 
geglaubt ha- 

j emlanideim et- 
ar feststellen, 
mndes liegen 

Es geht um 

Landtag von Niederösterreich. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzung ani 12. Dezember 1962. 75 . 

die Aufklärung der Bevölkerung, sie für den 
Selbstxhutz'gedanken bereitzumachen. Das 
ist eine eminent wichtige A'ufgabe, deren Be- 
wältigung wiahrscheinlich der Behörd'e, der 
Exekutive, der Feuerwehr oder dem Roten 
Kreuz allein niemals gelingen wird. Wir ha- 
ben diese Organisation ganz auf zivi1,er Ver- 
eins,bask aufigeblaut. Wir :sin,d soweit, diaß 
wir neben .dem Landespräsi,dium und Be- 
zirksl'eitungen ,auch Ortsleitungen bestehen 
haben; und ich muß feststellen, .daß uns hier 
die Landesregierung, die IGemeindevertret,er- 
verbände, tdiie Blez~irkshwuptmann8chaften und 
die gesalmten B,ealmten - iatuch dile Bürger- 
meistier - in bester W.e!iee entgegengekom- 
men sind. Es (ist uns bei ,d,en 'Besprechungen 
an Iden Amtist4agen ,bei Iden Bjezirk'shaupt- 
mann's'chaf ten ,gelungen, 'in adirekt'en Kontakt 
mlit [d'en Bürgerm,ei,stern zu kommmen und sie 
für ,diesen Verband zu gewinn,en. Jeder Vier- 
band briaucht nämkich iid,eelBe Unterstützung, 
personel1,e Unterstützung, [und von 'Seiten ,der 
Geme'inide 'den b'erühmten Sch 
der Bevölkerung als Gründerbeitrag. ,Wir ha- 
ben im [Sommer dieses Jahres mit Unterstüt- 
zung der Landesregierung einen Aufklärungs- 
trupp, einen fahrbaren Informationstrupp in 
Tätigkeit setzen konn,en, !der ,au(sge- 
rü'stlet wiar mit zwei hiauptamtlichen Sch'u- 
lungsmännern, die wir vorher in Bayern aus- 
bil'den ließen. 'Derzeit befin,den sie sich in der 
Feuerwehrschule in 'Tulln, um sich auf die- 
sem Gebiete auch die notwendigen Kennt- 
nisse anzueignen. Es gelingt uns mit diesem 
Informationstrupp, 'in einem achtstündigen 
Vortrag über Zivilschutz zu informieren. Wir 
haben irrige Meinungen richtiggestellt, gegen- 
teilige Auffassungen auszugleichen versucht 
und zu aktiver Mitarbeit angeregt. Ich danke 
nochmals allen, die am Aufbau mitgeholfen 
haben. Ich danke vor allem all j'enen, die ak- 
tiv lm'itarbeiten, NunCd ich will ,der Hoffn'ung 
Ausdruck geben, daß alles, was wir auf die- 
sem: Gebiet machen, sei es behördlicher Zivil- 
schutz, sei es vereinsmäßiger Zivilschutz, nur 
Vorsorge ist und tdaß m,an alle diese Maß- 
nahmen niernak in einem Ernstfall anzu- 
wenden ibnaucht. (Beifall bei den Sozialisten.) 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Als 
nächster Reidiner kom'mt Hmerr Abg. Maurer 
aum Wort. 

ABG. MIAURER: 'Hohes Haus! Mein Vor- 
redner, Herr Abgeordneter Mondl hat sich 
nicht nur mit dem Zivilschutz, sondern auch 
mit dem Zivilschutzverband befaßt. Er hat 
einen interessanten 'Streifzug durch die Tä- 
tigkeit @es Zivilschutzes untiernoimmen. 

Ich darf feststellen, da14 in dieser Ange- 
legenheit eine einheitliche Auffassung sei- 
tens lder Landesregierung untd der Abgeoad- 

neten dieses Hauses besteht. Darauf begrün- 
rdet, dürft)e eine ,erträgliche 'und ordnungsge- 
mäi3e Arbeit, die auch Atussicht auf Erfolg 
hat, gewährleistet sein. Sicher sind die Mit- 
tel, die für den Zivilschutz zur Verfügung 
gestellt wurden, sehr bescheiden. Sie wurden 
schon genannt. Es ist ein bescheidener Bei- 
trag zu jenen Leistungen, welche die Mit- 
glieder des Zivilschutzverbantdes auf frei- 
williger Basis zu leisten. haben. Wie bereits 
erwähnt, wurden gebietsweise schon Auf- 
klärungsfeldzüge durchgeführt. Die Ausfüh- 
rungen der Fachleute waren sehr interessant, 
wenn sie über eine Gefahr, die uns even- 
tuell begegnen könnte, Aufschluß gaben. Es 
ist sehr intleressiant, Einzelheiten zu erfalh- 
ren, mit welchen primitiven Mitteln es bei- 
spielsweise manchmal möglich ist, sich ge- 
gen Verstrahlung zu schützen, wenn unver- 
hofft - was Gott verhüten möge und wir 
nicht erwarten - irgendwo eine Atombombe 
fallen sollte. Es ist leider Gottes - und das 
müsa~en wir istehr 'besorgt fieststellea - iderzeit 
fast praktisch überhaupt keine Vorsorge ge- 
troffen, nicht nur in punkto Sicherheit, son- 
dern auch auf dem Gebiet der Lebensmittel- 
Versorgung. Vielleicht darf ich einen kurzen 
Exkurs in idie Praxis machen. Es wäre man- 
chesmal notwendig, die Haushalte zu veran- 
lassen, sich in irgendeiner Form strahlen- 
sichere oder einigermaßen strahlensichere 
Lebensmittel zu lagern, anstatt sich vielleicht 
einen Fernsehapparat anzuschaffen. Sicher 
ist der Fernsehapparat eine begehrte Errun- 
genschaft, die heute fast keine Familie mis- 
sen will. Das 'Bestreben besteht nun einmal, 
sich dieser modernen Errungenschaft zu be- 
dienen. Aber wie würde die Situation im 
Ernstfall1 praktisch aussehen? Was würde je- 
ner Fernsehapparat oder vielleicht das Auto 
nützen, wenn eine Katastrophe eintritt und 
keine Lebensmittel vorhanden sind oder nur 
so viel, idaß sie iiber einige Tage hinweghel- 
fen. Es wird dann in erster Linie die Bauern- 
schaft sein, die vielleicht über gewisse Kon- 
serven verfügt. Sie kennen ja die Lebens- 
mittelkonservierung, wie sie vor allem in 
den Bauernhäusern gebräuchlich ist. Sie ist 
teilweise sogar, wie es in den Ausführun- 
gen und Vorträgen der Sachverständigen für 
den Zivilschutz zum Ausdruck kommt, d'a- 
für geeignet, in Dosen verpackt und im 
Weinkeller untergebracht, strahlensicher ge- 
lagert zu werden. Bei den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Mondl wurde witzig 
gesagt, der beste Schutz sei der Weinkeller. 
Dies wurde sogar von Fachmännern bestä- 
tigt; die Weinkeller, vor allem die tiefen 
Weinkeller, bieten sehr guten Schutz gegen 
solche Strahlen. Vielleicht kann man dazu- 
fügen, daß auch noch eine angenehme Sache 
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dabei ist, der Wein, der letzten Endes auch 
als konserviertes Lebensmittel zur Verfü- 
gung steht. Wie besorgt waren wir vor kur- 
zelm, als #sich \die Krise in Kuba ibemerkbar 
machte. Eine längere Krise zwischen Ost 
und West - wir liegen ja dazwischen - 
könnte nicht allein das Fallen einer Atom- 
bombe zur Folge haben; es könnte sich auch 
die Tatsache auswirken, daß wir für Krisen- 
fälle zuwenig Lebensmiittel Rn Österreich ge- 
lagert haben. Ich glaube, es wäre Aufgabe 
des Innenministeriums, das für die Ernäh- 
rung verantwortlich zeichnet, )dafür zu sor- 
gen, daß für solche Fälle Lager mit Lebens- 
mitteln aqgelegt werden. Wir müssen be- 
sorgt feststellen, daß es in Niederösterreich 
oder Gesamtösterreich wirklich Haushalte 
gibt, die von der Hand in den Muntd leben 
und sich täglich der Kaufläden bedienen, um 
ihre Einkäufe zu !besorgen. Auch propagan- 
distisch sollten die Landesregierung und die 
zuständigen Behörden darauf einwirken, daß 
Lebensmittel nicht nur strahlensicher, son- 
dern überhaupt gelagert werden. Vielleicht 
würde man sich dann, wenn wirklich dieser 
Fall eintritt, der Landwirtschaft erinnern 
und fordern: Ihr müßt mehr produzieren, 
denn es ist nicht möglich, aus dem Ausland 
Lebensmittel hereinzulb~ekommen. 

Von meinem Vorredner wurde bereits die 
Tätigkeit der Feuerwehren erwähnt. Sicher 
haben sich die Feuerwehren durch Jahr- 
zehnte hindurch in vorbildlicher Weise bei 
Krisen und bei Katastrophen bewährt und 
waren jederzeit zur Stelle. Ich kann mir 
aber ohne weiteres vorstellen, daß eine dem- 
entsprechende Organisation für den Zivil- 
schutz wünschenswert ist, deren Formen - 
mein Vorredner hat es bereits betont - noch 
nicht ganz klar festliegen. Bei der Behand- 
lung der Sicherheit in Niederösterreich möch- 
te ich aber auch auf eine zweite Tatsache 
hinweisen. 

Darf ich die Damen und Herren des Hohen 
Hlauses daran erinnern, dtaß in den früheren 
Jahren bereits Anträge gestellt wurden, die 
Sicherheitsdirektionen, die sich in den Län- 
dern befinden und dem Innenministerium 
unterstehen, aufzulassen. Einer der letzten 
Anträge wurde am 24. 5. 1956 eingebracht. 
Jene Anträge, die vor dieser Zeit hier dem 
Hause vorltagen, wunden vom Ininenmlinisteri- 
um mit der Begründung abgelehnt, daß 
noch die Besatzungsmacht im Lande sei, daß 
das östliche Österreich es sich nicht leisten 
(könnte, lauf idieise Sicher'heitesdirektionen zu 
verzichten, und daß aus diesen Erwägungen 
heraus für deren Auflösung eben ein spä- 
terer Zeitpunkt abgewartet werden müßte. 
Im Jahre 1956 wundie ein Antmg !der Abge- 
ordneten Hilgarth, Weiss, Hainisch, Stang- 

ler, Bachinger, Schwarzott und 'Genossen ge- 
stellt, d'en ich Ihnen vollinhaltlich in, Erin- 
nerung zurückrufen will. Un'd zwar hieß es 
damals: ,,Die Landesregierung wird .aufge- 
fordert, b'ei der Bundesregi,erung dcahinge- 
hend zu wirken, daß die in 'den Bu#ndeslän& 
dern als b,undesunmittelbare Behörden er- 
richt'eten 'Sicherheitsdirektionen aufgelassen 
ued 'die von ihnen bisher besorgten staat- 
lichen Aufgaben ,deNn 'Behörden der  allge- 
meinen Verwaltung in den Ländern, also 
den Landeshauptmännern, übertragen wer- 
den.'' Lei'der erfolgte s'eiteas des Innenmini- 
steriums keine positive Erledigung, und in 
der Folge mußten wir erkennen, daß wir 
um die Sicherheit in unserem Lande Nie- 
jderösterreich sehr besorgt sein müss'en. Am 
9. 3. 1961, also in ,der jetzigen Gesetzgebungs- 
Periode des Landtages, bnachten die Abge- 
ordneten 'Schulz, Milgarth, Laferl, Marhstei- 
ner, Tesar, Bachinger, 'Hubinger und 'Genos- 
sen einen Antrag .ein, worin sie mit Sorgen 
auf die Sicherheitsverhältnisse im Lande Nie- 
derösterreih hinweisen. Dabei wmde auch 
der Ub,erfall 'in Maris-En'zersdorf aluf Bri- 
gitte Beszted'erer erwähnt. Der A'ntriag wurde 
eingebracht: „D.er Hohe Landttag wolle be- 
schließen, die Landesregierung wir,d aufge- 
for'dert, beim Bundesministerium für Inneres 
zu erpeichen, daß im verstärkten Awrnaßje 
für die öffentliche Sicherheit gesorgt wird." 
Es wurde auch Bezug genommen auf jenen 
Antrag, den ich vorher zitiert habe, nämlich 
vom 24. 5. 1956. Leider wurde aber auch seit 
dieser Zeit nichts unternommen, .die Sicher- 
heitsbehörden tatsächlich der Kompetenz der 
Lan~deabauptleut~e zu iunt'erstellen. 

Hohes Ha'us! Meine Fraktion und sich sind 
der Ansicht, daß 'eine Situation, wie sie sich 
be'dauerlicherweise vor einigen Monaten in 
Berndorf ergeben hat, vi'elleicht zu vermei- 
den gewesen wäre, wenn die Sicherheitsdi- 
rektion unmittelbar d'em Landeshauptmann 
unterstellt gewesen wäre. Wir glauben, daß 
es dadurch Möglichkeitmen gegeben hätte, die- 
ser für Nied.erösterreich sehr unliebsamen 
Entwicklung in Berndorf weitestgehend ent- 
gegenzutreten. Ich darf namens mein'er Frak- 
tion erklären, edaß wir uns auch in Zukunft 
bemüh'en werd,en, die Auflösung #der Sicher- 
heitsdirektionen zu erwirken, 'und daßl die 
Belange der öffentlichen Sicherheit in d,ie 
unmittelbare Kompetenz der Landeshaupt- 
leute - in diesem Fall des Landeshaupt- 
mann,es von Nied'erösterreich - gelegt wer- 
den. 

Abschließ'end möchte ich zusammenfassend 
feststellen, daß sich dem Land Niederösber- 
reich auf .dem Sektor des Zivilschutzes viele 
Aufgaben ergeben werden, und wir von d,er 
eben genannten Forderung keinmesfalls abge- 
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hen 'können, da wir bestrebt sind, eine Ver- 
besserung der Sicherheitsverhältnisse in Nie- 
d,erösterreich herbeizuführen. (Beifall bei der 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Die 
Rednerlistme ist ,damit erschöpft. Ich bitte den 
Herrn Berichterstatter um sein Schlußwort. 

Berichterst.atter AB'G. MARCHSTEINER: 
In der ,Gruppe 1 sind nur im ordentlichen 
Voranschlag Ausgaben irn Betrage von 
500.000 Schilling vorgesehen. Ich bitte ,d(as 
Hohe Haus, d,er im Voranschlag ersichtlichen 
Anlsatzpost die Zustimmung zu geben und 
ersuche den Herrn' Präsidenten, die Abstim- 
mung einzuleiten. 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Zur 
Abstimmung liegt die Gruppe 1, Öffentliche 
Ordnung unld Sicherheit, vor. Diese Gruppe 
enthält nur eine Post im ordentlichen Vor- 
anschlage. 

(Nach Abstimmung über die Gruppe 1, 
Öffentliche Ordnung und Sicherheit, des or- 
dentlichen Voranschlages in 'Erfordernis und 
Bedeckung): A n g e n o rn m Ce n. 

Da kein Resolutionsantrag vorliegt, kön- 
nen wir zu den Beratungen der Gruppe 2, 
Schulwesen, übergehen. Ich 'ersuche den 
Herrn Berichterstatt,er Abg. Marchlsteiner, zu 
dieser Gruppe zu berichten. 

,Berichtlenctatt'er ABG. MARCHSTEINElR: 
Hdhes Haus! 

Die Gruppe 2, Schulwesen, weist orldentliche 
Aulsggieben Im Betrage von S 28,043.800 aus, 
dsenen Einnahm,en von S 6,507.700 gegenüber- 
stehen. Es ergibt sich daher ,ein Nettoerfor- 
dernis 'von S 21,536.100. 

;Diese Gruppe behandelt die Gebarungen, 
welche sich auf Volks- 'und Hauptschulen, Be- 
ruflsschulen, Fachschulen, Bildstellen und son- 
stige in diesen Rahmen fallmende Gebarungs- 
arten bezieh,en. 

Im Verhältnk zum Gesamtaufw,and betra- 
gen die ordentlichen Ausgaben 1,8% gegen- 
über 1,9% irn Vorjahr. 

Dkse 'Gruppe w,eiIst Mehrausga'ben von 0,4 
Millionen S aus. Der Personalaufwand steigt 
um 0,9 Millionen S, während der Sachauf- 
wand um 0,5 Millionen S sinkt. Letzteres ist 
in der Hauptsache darauf zurückzuführen, 
daß ,die im Vorjahre mit 1 Million S veran- 
schbagten Lektungen auf Grund #des Be- 
amtenentschädigungsgesetzes an di'e Volks-, 
Haupt- und Sonfderschullehrer Niederöster- 
reichs, infolae Abeeltung dmerselben, nicht 

ÖVP.) 

Entlohnungsschema I1 bei der allgemeinen 
Verwaltung der Berufsschulen. 

Die geringfügige Verminderung der Ein- 
nlahmen ist 'auf die geringeren Einnlahmen 
der  Sonderschule für  Körperbehindierte in  
Wr. Neustadt zurückzuführen, der jedoch bei 
den Fachschulen größere Einnahmen gegen- 
überstehen. 

Im außerordentlichen Voranschlag sind Aus- 
gaben in der Höhe von 6,560.000 Schilling 
und im Eventualvoranschlag solche von 
19,150.000 Schilling vorgesehen. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte über die ,Gruppe 2 einzuleiten. 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Als 
erster Redner hat sich Herr Abg. Grünzweig 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

ABG. GRÜNZWEIG: Hohes Haus! Diarf ich 
als erster Redner zu dieser Gruppe eine kurze 
Übersicht über die in Frage kommenden An- 
sätze der drei Teile des Voranschlages geben. 
Zur Erfüllung der dem Land Niederösterreich 
zukommenden Aufgaben auf dem Gebiete des 
Schulwesens stehen 53,753.800 Schilling zur 
Verfügung. Das sind genau 2,8 Prozent des 
Gesamtbuldgets. Im Jahre 1962 w'aren in der 
Gruppe 2 insgesamt 43,745.700 Schilling, das 
sind 2,5 Prozent des Gesamtbudgets, vorge- 
sehen. Wir haben also in der Gruppe 2 von 
1962 auf 1963 eine Steigerung der veran- 
schlagten Mittel von 0,3 Prozent zu verzeich- 
nen. Interessant ist jedoch die Verteilung der 
Mittel auf die einzelnen Voranschlagsteile. 
Im ordsentlichen Voranschlag des Jahres 1963 
ist ein Betrag von 28,043.800 Schilling vorge- 
sehen, das sind 1,8 Prozent des gesamten or- 
dentlichen Budgets. Im Jahre 1962 betrugen 
die veranschlagten Mittel 27,645.700 Schil- 
ling, das sind 1,9 Prozent des ordentlichen 
Voranschlages. Das bedeutet eine Senkung 
dcs prozentuellen Anteiles um ein Zehntel 
Prozent. Im laußerordentlichlen Vonanschlag 
wurden für  das kommende Jahr  6,560.000 
Schilling, das sind 3,2 Prozent, vorgesehen, 
wahrend im Voranschlag 1962 5,850.000 Schil- 
ling, das sind 3,5 Prozent, eingesetzt waren. 
Der größte Unterschied ergibt sich bei Be- 
trachtung des Eventualbudgets. Dort finden 
wir in der Gruppe 2 19,150.000 Schilling, das 
sind 11 Prozent des gesamten Eventualbud- 
gets 1963, während der Anteil im Sahre 1962 
mit 10,250.000 Schilling nur 8,l Prozent be- 
trug. 

Aus welchem Grunde ich Ihnen diese Zah- 
len zur Kenntnis gebracht habe, möchte ich 
Ihnen jetzt erklären. Das Land Niederöster- 

L 

mehr zur Veranschlagung gelangen. Es ent- reich geht dazu über, die ihm auf Grund der 
fallen weiter die Ausgabenamsätze für  die Be- Kompetenzen zustehenden Ausgaben weitge- 
Züge und die Dienstgeberbeiträge zur Sozial- hend auf das unverbindliche Eventualbudget 
Versicherung der Vertragsbediensteten nach abzuschieben, wobei der Prozentanteil im or- 
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dentlichen Voranschlag gleichgehalten wird. 
Bei den derzeitigen Verhältnissen, wo das 
Eventualbuidiget ziur Gänze erfüllt wird, 
komimt dieser Feststellung allendiings nur 
eine ideelle Bedeutung zu. Meines Erachtens 
ist es jjedoch nicht wünscheinswert, gerade 
die Ausgaben für 'das Schulwesen im ver- 
stärkten Aulsmaß auf den Eventulailvorian- 
schbag abzuschieben, (da Iden Ausgabenposten 
in den Vonanischlagsteilen auch eine gewisse 
Wertigkeit zukommt. 

Nach diesen einleitenden Worten gestatte 
ich mir, eirhge dias Schulwesen betreffmde 
Probleme herauszugreifen. Im heurigen Jahr 
fand anläßlich des 40jährigen Bestandes des 
niedieröisterreichischen Landelsschulrates in 
diesem Saale eine sehr repräsentative Jubilä- 
umsfeier statt, bei der eine Bestandaufnahme 
des niederösterreichischen 'Schulwesens vorge- 
nommen, aber auch gewisse Zukunftsaspekte 
von maligeblichen Schulleuten und verant- 
wortlichen Polihkern aufgezeigt wunden. Die 
bedeutendsten Ereignisse in diesem Zusam- 
menhang waren allerdings die zahlreichen 
Ausstellungen, die in den Bezirken unter dem 
Motto ,40 Jahre Landesschulrat für Nieder- 
Österreich' abgehalten wurden. Es hat sich ge- 
zeigt, daß das Niveau dieser Ausstellungen 
durchwegs sehr hoch war und daß mit viel 
Liebe, Sorgfalt und großer Sachkenntnis das 
Material zusammengetragen wurde, das über 
die lokalen Schulverhältnisse Auskunft ge- 
ben konnte. Dadurch haben diese Aulsstellun- 
gen einen wunderbaren Querschnitt über das 
niederösterreichische Schulwesen ergeben. Es 
ist dabei der Gedanke aufgetaucht, daß man 
unter Umständen in Erwägung ziehen sollte, 
dieses Material zur Gründung eines nieder- 
österreichischen Schulmuseums zu verwen- 
den; ich halte diesen Vorschlag sicherlich für 
sehr beachtenswert. 

Weit über diese kulturgeschichtlichen As- 
pekte einer solchen Ausstellungsserie halte 
ich die Tatsache für bemerkenswert, daß die 
Besucherzahlen durchwegs sehr hoch waren. 
In Wiener Neustadt z. B. haben diese Auls- 
Stellung 14.610 Personen besucht. Das zeigt, 
daß die Bevöllkerung ein eminentes Interesse 
an der Schule nimmt und daß man hier die 
Möglich'keit gefunden hat, die Leistungen un- 
serer Schule in das rechte Licht zu rücken 
und auch einer breiteren Öffentlichkeit be- 
kanntzugeben. Ich halte das für sehr wichtig, 
da ja die Schule, wenn sie wirklich Ersprieß- 
liches leilsten soll, mit der Gesellschaft, für 
die sie letzten Endes zu wirken hat, einen 
guten Kontrakt haben muß. Auch die in den 
Bezirken im heurigen Jahr abgehaltenen Ju- 
gendsingen haben eine ähnliche Tendenz ge- 
zeigt, vor allem hinsichtlich der Höhe der ge- 
botenen Leistungen, aber tauch hinsichtlich der 

Besuch*erzahl. Ich habe nur die Veranstaltung 
in Tulln gesehen, aber ich muß sagen, es war 
ein Volksfest. Auch von anderen derartigen 
Veranstaltungen habe ich mir das gleiche be- 
richten lassen. 

In letzter Zeit sind Bemühungen im Gange, 
diesen Kontakt zwischen Schule und Eltmern- 
haus noch zu intensivieren, und zwar wird 
in verstärktem Ausmaß die Gründung von 
Elternvereinen propagiert. Ich halte diese Be- 
strebungen f ü r  sehr begrüfienswert, vor al- 
lem dann, wenn sie ohne jeden Hintergedan- 
ken verfolgt werden und nur dem Ziele die- 
nen, das positive Interesse der Eltern an der 
Schule zu unterstreichen. Ich möchte aber mit 
aller Eindringlichkeit davor warnen, hier 
eventuell den Versuch zu unternehmen, diese 
Elternvereine unter Umständen in ein poli- 
tisches Spiel hineinzubringen. Die Schule muß 
ihren überparteilichen Charakter wahren. So 
wie der Arzt für alle da ist, müssen auch die 
Schule und der Lehrer für alle Kinder gleich- 
mäBig da sein. Die Parteipolitik hat in der 
Schule nichts zu suchen, und ich möchte vor 
Entgbeiisuntgen warnen, wie sie z. B. der  lletzte 
Wahlkampf mit sich gebracht hat. Zur Illu- 
stration darf ich ein einziges Beispiel zitieren. 

Ich habe hier eine Anzeige der Bezirksor- 
ganisation Gänserndorf der SPÖ., wo gegen 
den Oberlehrer der Schule in ReinthaI bei 
der Bezirkshauptmannschaft Mistelbach ein- 
geschritten wird. (Abg. Hilgarth: Darüber re- 
den wir noch!) Es steht Ihnen frei, darüber zu 
sprechen, Herr Abgeordneter Hilgarth. In die- 
ser Anzeige steht folgendes: Herr Oberleh- 
rer Hasitschka hat am 13. November 1962, 
während des Unterrichtes, an die Kinder die 
von der ÖVP. &als Wahlpropaganda herausge- 
gebenen lPl(astiksacker1 mit Zuckerln wrt&It. 
Er soll dabei auch den Kindern gegenüber er- 
klärt haben, sie mögen ihren Eltern sagen, 
am Sonntag die Liste 1, die ÖVP., zu wäh- 
len. (Zwischenwfe  rechts: Das ist eine glatte 
Unwahrheit!) 'Soweit der Tatbestand, wie er 
aus der Anzeige hervorgeht. (Abg.  Hilgarth: 
Der Anzeiger wird es verantworten müssen!) 
Ich selbst bin der Auffassung, daß in jedem 
Wahlkampf gewisse Entgleisungen' vorkom- 
men; und wenn wir heute schon apostro- 
phiert wurden, nicht zimperlich zu sein, so 
darf ich sagen, ich bin es durchaus nicht, und 
es können sich dsie Parteifreunde aus meinem 
Bezirk sicher darüber nicht beklagen, aber ich 
bin der Auffassung, daß man die Schule und 
vor allem die Kinder aus dbesen Dingen her- 
aushalten muß, weil hier andere Vorausset- 
zungien vorhanden sind. (Zwischenrufe rechts.) 
Wenn es nicht so ist, Herr Kollege Hilgarth, 
nehme ich das sofort und mit großer Befrie- 
digung zur Kenntnis. Ich bringe nur den 
Fall zur Illustration, damit ich meine Mei- 
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nung unterstreichen kann, daß in der Schule 
Parteipolitik nichts zu suchen hat. Und weil 
wir schon bei unangenehmen Vorfällen sind, 
habe ich in einem ganz anderen Zusammen- 
hang noch etwas festzustellen. Es liegt auf 
einer ganz anderen Ebene, und zwar ereig- 
nete sich der Vorfall während der Sommer- 
ferien in Scheibbs. \Dort wurden auf einer 
Müllablagerungsstätte Schülerbeschreibungs- 
bogen von der Bevölkerung gefunden. Diese 
Schülerbeschreibungsbogen stammten von 
Kindern der dortigen Volks- und [Hauptschule. 
Für jed'es Kind muß bekanntlich vom Beginn 
der Schulzeit an ein acht Seiten langer Schü- 
lerbeschreibungsbogen geführt werden, der 
das Kind die ganze Schulzeit über begleitet. 
Meines Erachtens nach und vom pädagogi- 
schen Standpunkt aus gesehen mit Recht, ist 
eine Rubrik enthalten, die über die (Milieu- 
Verhältnisse des Kindes Auskunft gibt. Es ist 
klar, daß es hier strenge Vorschriften gibt 
in beziug auf Wiahrung )des Almtmgeh~eim~niis- 
ses. Trotzdem hat so mancher Lehrer bei der 
Ausfüllung dieses Bogens ein sehr ungutes 
Gefühl, weil er iesbesonldere in  extremen 
Fällen von Milieuschädigutng, wenn Eltern 
als Trinker bekannt sind oder sonst irgend- 
welche gestörte Familienverhältnisse vorlie- 
gen, nicht weiß, wo untler Umständen dieser 
Beschreibungsbogen auf seiner achtjährigen 
Wanderschaft einmal landen könnte. Der Fall 
hat natürlich in Lehiierkreiisen, iaber iauch in 
Kreisen der Bevölkerung großen Unmut aus- 
gelöst. Die eingeleiteten Erhebungen haben 
Idainn ergeben, ldaß idter Schulleiter alm Schul- 
schluß erkrankt war, die Schülerbeschreibungs- 
bogen wurden eingesammelt und im Konfe- 
renzzimmer auf einen Tisch gelegt. Dort ist 
unglückseligerweise ein Teil davon in den 
Papier'korb gefalllen und ging dann den Weg 
alles Irdischen, nämlich auf die Müllablage- 
rungsstätte. Damit kamen diese Bogen natür- 
lich auch einem Teil der Bevölkerung in die 
Hände, und Sie können sich die tfberraschung 
mancher Eltern vorstellen, als sie drinnen 
allierlei Dinge über sich lesen mußten. Solche 
Vorfälle sind natürlich - ich habe schon er- 
wahnt, daß sehr strenge Vorschriften beste- 
hen - slelteni, unid ich möchte iauch hier nicht 
die Schuldfrage aufwerfen, sie liegt im Sy- 
stem. Wenn es in ganz Niederöster- 
reich 140.000 solche Schülerbeschreibungsbo- 
gen gibt, ist es nach dem Gesetz der Wahr- 
scheinlichkeit einmal unabwendbar, daß ein 
derartiger Vorfall eintritt. Es ist immer wie- 
der im Zusammenhang mit Jugendgerichts- 
Verhandlungen vorgekommen, daß zur Ge- 
heimhaltung bestimmte Mitteilungen öffent- 
lich vor Gericht unter Umständen verlesen 
wurden. Hier hat man inzwischen einen Rie- 
gel vorgeschoben. Trotzdem halte ich die An- 

gelegenheit mit dtiesen Schülerbeschreibungs- 
bogen noch immer für sehr sehr problema- 
tisch. 

Ich möchte damit dite Liste der unliebsa- 
men Vorfälle ialbschließen und aiuf erfreuli- 
chere Dinge übergehen. Vor allem darf ich 
die Feststellung machen, daß auch heuer in 
den niederösterreichischen Schulen wirklich 
ausgezeichnete Aribeit geleistet worden ist 
und daß sich die Lehrerschaft und die Schul- 
behörden bemiüht haben, den an sie gestell- 
ten Ansprüchen voll und ganz gerecht zu 
wenden. Die Höhle !der Schulversiiwmnisse, 
aber auch die Repetfentenzahlen und die 
Qualifikationcn der Lehrkräfte - ich habe 
sie Ihnen ja im Vorjahr zur Kenntnis ge- 
bracht - lassen darauf schließen, daß sie 
zum Teil besser sind als der Bundecdurch- 
schnitt und daß wir Niederösterreicher mit 
unserem Schulwesen hinsichtlich des Einsat- 
zes aller daran Beteiligten durchaus zufrie- 
den sein können. Eine Frage, die bei der Pis- 
kussion über Schulproblerne i>mmer im Vor- 
dergrunld steht unsd der  in  den) niichsten Jah- 
ren eine erstrangige Bedeutung zukommen 
wird, ist die Frage dres Lehrernachwuchses. 
Früher wußten wir nicht, wo wir die vielen 
stellenlosen Lehrer hingeben sollen, die noch 
auf ihre Anstellung warteten, heute ist d8as 
anders, jetzt fragen wir, wo nehmen wir die 
genügende Anzahl von Lehrern her, die wir 
zur Aufrechterhaltung unseres Schulbetriebes 
brauchen. Mit Beginn des 'Schuljahres wurden 
190 Junglehrer eingestellt, die zum Teil erst 
von den Lehrerbildungsanstalten kamen, zum 
Teil als Rückwanderer aus westlichen Bun- 
desländern anzusehen sind; ein kleiner Teil 
stammt auch aus Wien. In Wien besteht be- 
kanntlich inoch ein Lehrerüberhang, und es 
sind Wiener Lehrer bereit, auch in Nieder- 
Österreich unter gewissen Umständen Dienst 
zu machen. 'Hier nur eine Anregung an  die 
Schulbehörde: Man hat heuer die Junglehrer 
zur tfberreichung der Dekrete nach Wien ein- 
geladen. Das ist sehr begrüßenswert, aber 
vielleicht könnte man den Junglehrern auch 
die Fahrt von ihrem Heimatort nach 
Wien zahlmen, da die betreffenden Kollegen ja 
noch keinerlei Einkünfte haben; dem Lande 
sollte es darauf nicht anlkommen. Die ver- 
hältnismäßig hohe Zahl von 190 Junglehrern 
bedeutet sicherlich eine Blutauffrischung für 
den niederösterreichischen Schuldienst. Trotz- 
dem konnte daimit nicht das AusLanigen ge- 
funden werden, weil man rund 220 Lehrer 
gebraucht hätte. Man sieht also, wir können 
heute schon den Bedarf an Lehrern nicht 
ganz decken. Dazu kommt noch, daß die Ab- 
gänger von Lehrerbildungsanstalten sich noch 
immer anderen Berufen fzuwendren und nicht 
in den Lehrberuf geihen. Allerdings läßt diese 



- -~ -- 

80 Landtag von Niederösterreih. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzung am 12. Dezember 1962. Landtag von Nic 

Bestrebung schon nach, da die ,frischgebacke- 
nen' Lehrer zur Erkenntnis kommen, daß 
ihnen im Schuldienst alle Möglichkeiten of- 
fenstehen uind sie mit offenen Armen auf- 
genommen werden. Die größten Schwierig- 
keiten liegen darin, daß diese Junglehrer lie- 
ber in einen Randbezirk von Wien kommen, 
daß sie lieber in den großen Städten ihre An- 
stellung anstreben würden und daß gerade 
diese Bezirke - das liegt in der Natur der 
Sache - den geringsten Lehrerbedarf haben, 
während bei den Peripheriebezirken wie Am- 
stetten, Waidhofen a. d. Ybbs oder Zwettl 
ein verhältnismäßig hoher Lehrerbedarf be- 
steht und es immer schwerer wird, gerade 
diese Bezirke hinsichtlich des Lehrerbedarfes 
zu befriedigen. Heuer mußte auch ein großer 
Teil der Junglehrer zunächst einmal einen 
heimatfernen Bezirk akzeptieren, und man 
wind im Laufie der Zeit trachten müssen, die 
menschlich blegreiflichen Wünsche dmer neu- 
eingestellten Junglehrer nach Rückführung 
in ihren Heimatbezirk nach und nach zu er- 
füllen. Dabei komme ich auf das Problem 
des Lehrernachwuchses überhaupt zu spre- 
chen. Schauen Sie, die fünften Jahrgänge 
der LehrerbiIdungsanstalten wurden von ins- 
gesamt 145 Lehramtskandidaten besucht, da- 
zu kommen die Teilnehmer der Abiturienten- 
kurse, deren Zahl derzeit 76 beträgt. Es wer- 
den in Wiiener Neuisitaidt, Krems unld St. Pöl- 
ten Abiturientenlkurse für Maturanten von 
Mittelschulen geführt, ihre Dauer beträgt ein 
Jahr. Das ist der normiale Abiturienten- 
kurs. Die Zahl der Teilnehmer beträgt rund 
220, und wir hoffen, im koimmeniden Jahr da- 
mit das Auslangen zu finden, wenn man be- 
denkt, daß auch in Wien Niederösterreicher 
studieren, die dann wied*er zurückkommen. 
Ein interessantes Experiment wurde heuer in 
diesem Zusammenhang gemacht. Zum ersten- 
mal wird ein Matunantenkurs zweijährig ge- 
führt, und zwar in Wieaer Neustaidt, wo 23 
Maturantinnen bereit sind, sich nicht nur  ein 
Jahr, sondern zwei Jahre auf den Beruf 
eines Lehrers vorzubereiten. Das ist sicherlich 
mit großen Opfern verbunden, weil die Be- 
treffenden ja ein Jtahr verlieren. Das wurde 
aber durch verschiedene Benefizien wieder 
wettgemiacht. So d'ürfen 'sie z. B. den Groß- 
teil ihrer Lehrbefähigungsprüfung für Volks- 
schulen bis auf den Lehrauftritt und auch 
den wissenschaftlichen Teil der Hauptschul- 
Prüfung zumindest in einem tragenden Ge- 
igensband 'dort ablegen, und siie bekommien 
weiterhin großziigige Stipendiien. Ich betone 
das deshalb, weil wir mit den neuen Schul- 
gesetzen die zweijährigen Lehrerakademien 
bekommen und so entsprechende Erfahrun- 
gen sjaimmeln wollten, wie wir 'diese zweijäh- 
rigen L~hhre rb i l lddun~saka l~~~n  in Hinkunft 

führen können. Ob es uns gelingt, in näch- 
ster Zeit idise entsprechende Ainzlaihl von Lehr- 
kräften $aufzutreiben, wird eine Kardinalfrage 
für uns werden. 

Im Zusamimen'hang imit den neuenl schul- 
gesetzlichen Regelungen ergibt sich nämlich 
noch ein ganz enormer Lehrerbedarf, der 
über den normalen Bedarf wesentlich hin- 
ausgeht. 'Mit der Erfüllung des Landeslehrer- 
idienistrechtis-üib.erbeiturmgisgesetzes würde für 
Niederösterreich nach Berechnungen der Fach- 
leute ein Lehrerbedarf an Pflichtschulen von 
700 bestehen. !Dazu kommt noch die Einfüh- 
rung des neunten Schuljahres, das grob ge- 
rechnet ebenfalls Ca. 500 bis 600 Lehrperso- 
nen erfordern wird. Wir müssen uns also mit 
der Tatsache vertraut machen, wenn nicht die 
fortschrittlichen schulgesetzlichen Bestimmun- 
gen, die derzeit auf Bundesebene getroffen 
wurden, eine Utopie des (Gesetzgebers bleiben 
sollen, daß wir in Nied'erösterreich im Laufe 
der nachsten - sagen wir großzügig - zehn 
Jalhre mindestens 1200 Lehrer über Idiem nor- 
malen Abgang ergänzen müssen. Es ist dies 
eine gigantische Aufgabe, die vor allem auf 
finanziellem aber auch auf schulorganisatori- 
schem Gebiete liegen wird. 

Eine Maßnahme zur Beseitigung des Leh- 
rermangels auf dem flachen Lande scheint 
mir, abgesehen von den sonstigen Notwendig- 
keiten, die dazu bestehen, auch die Frage der 
Zusammenlegung und die endgültige Inan- 
griffnahme des Problems der einklassigen 
Schulen zu sein, Hier muß eine wirkliche 
Planung einsetzen. Ich möchte keinen Antrag 
auf dem Gebiete stellen, der ähnlich lauten 
könnte wie der Antrag des Herrn Staatssekre- 
tärs Röisch in ibezug auf idie Kieinstigemein- 
Iden, und zw(ar, d8aa man eine Stuidie !macht, 
die als Grundlage für die Beratungen über 
dieses Problem dient. 

Denn die 448 einklassigen Schulen in Nie- 
derösterreich sind immer schwerer zu beset- 
nen. Sie müssen sich )die Dinge im Lehrervor- 
schlagsausschuß ansehen, da ist für viele sol- 
cher Schulen kein einziger Bewerber. Daher 
müßte man das Problem auch von dieser 
Seite ansehen. 
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Wenn man nun dieses Konzept hat und 
zielbewußt zu verwirklichen trachtet, wird 
immer noch ein Teil der Schulen einklassig 
bleibcen, und zwar jene, die man auf Grund 
der Verkehrslage braucht. Diese Schulen ge- 
hören aber so ausgestattet, daß die Lehrer 
gern,e 'dort hingehen, weil sie eine tausge- 
zelichnete Wohnung z'ur Verfügung gestellt ibe- 
kommen. Die Wohnungsverhältnisse in diesen 
Gemeinden sind oft noch sehr trist, und da 
möchte ich auch darauf hinweisen, was Herr 
Landesh'auptmannstellvertreter Müllner zum 
Ausdruck gebracht hat, daß nämlich diesen 
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verbleibenden Einklasslern nach der Reorga- 
nisation eine entsprechende Zulage gegeben 
werden müßte, die ihnen Anreiz bietet, in 
diese entlegenen Gebiete zu gehen. 

Ich gestatte mir nun im Anschluß an diese 
Detailausführungen einige grundsätzliche Be- 
merkungen über das neue 'Schulgesetzwerlr. 

Am 18. und 25. Juli dieses Jahres wurden 
die neuen Schulgesetze als Produkt von mehr 
alls 16j ährigen Verhandlunigen beschlossen. 
Sie haben gezeigt, daß auch in Österreich bei 
einigermaßen gutem Willen die schwierigsten 
Probleme zu regeln sind. Die Würfel sind ge- 
$allen, idahler bt es heute rn !spät, a n  der 
einen oder anderen Lösung, die uns nicht ge- 
fällt, Kritik zu üben oder eine Änlderung an- 
zustreben. Eine solche ist auf lange Sicht 
nicht möglich, weil hiezu eine Zweidrittel- 
mehrheit erforderlich wäre. Auf lange Sicht 
hinaus ist das Gesicht unserer Schule neu 
festgelegt und bestimmt. Ich darf dazu noch 
etwas sagen: 

Die Schulreform 1962 ist ,die umfassendste 
in der österreichischen Schulgeschichte über- 
haupt. Während das Reichsvolksschulgesetz 
vom J,ahre 1869 nur die Volksschulen, Bür- 
gerschulen und Lehrerbildungsanstalten er- 
faßte, wurde diesmal 'das gesamte Bchulge- 
bäude - ausgenommen die Hochschulen und 
Kunstakademien - einer Regelung zuge- 
führt, also auch die Mittelschulen und das ge- 
samte berufsbildende Schulwtesen, die bis jetzt 
eigene Wege gegangen sind. Sie allie wurden 
in einem Gebäude, mit den entsprechenden 
Querverbindungen zuein'ander, untergebracht. 

Es wurden aber auch die Kompetenzen 
ganz klar Eestgelegt, und ich darf mir gestat- 
ten, einige wichtige Punkte herauszugreifen, 
weil ich annehme, daß sich die Mitglieder 
dieses Hohen Hauses in nächster Zeit damit 
beschäftigen werden. 

Bei der Kompetenzaufteilung entfallen auf 
die Bundesländer eine Reihe von legislativen 
Maßnahmen, Besonders fni ldter Ausführungs- 
gesetzgebung. Es fallen aber auch Kompeten- 
zen dcer Vollziehung auf 'die Länder, und da 
möchte ich besonders hervorheben, daß dazu 
neben den Kindergärten, die sowohl in Ge- 
setzgebung als (auch Vollziehung in Hinkunft 
den Ländern zugehören, auch die Dienstho- 
heit über die Pfiichtschullehrer zählt. Diese 
hat auf Grund des Lehrerdienstrechtsikompe- 
tenzgesetzes vom Jahre 1947 bis jetzt bestan- 
den, doch war die Bestrebung der  Vertreter 
der Pflichtschullehrer, die Diensthoheit zu ver- 
bundlichen, was aber nicht durchgesetzt wer- 
den konnte. So hat also das Land hier seine 
diensthoheitlichen Belange gewahrt. 

Zu einer ganz einschneidenden Maßnahme 
au'f dem 'Gebiete des Schulwesens, der Schul- 
Verwaltung und Schulaufsicht gehört bekannt- 

lich die Schaffung von Schulkörperschaften, 
also des Landesschulrates und der Bsezirks- 
schulräte. Solche Schulkörperschaften hat es 
schon in der  alten Donaumonarchie und auch 
in der ersten Republik gegeben. Ihre dama- 
lige Zusammensetzung allerdings entsprach 
mehr dem 'Geiste des Obrigkeitsstaates. In 
ihm waren Beamte, Vertreter 'der Lehrer und 
der einzelnen Konfessionen neben den Ver- 
tretern der Ortsgemeinde mit Sitz unld Stim- 
mie. Heute hat man das anders geregelt. Ne- 
ben den Vertretern der politischen Parteien, 
unter denen sich Vertreter der Eltern und 
Lehrerschaft laFs stimmberechtiigte Mitglieder 
befinden müssen, werden alle anderen, die Be- 
amten und die Vertreter der Konfessionen 
und Interessengemeinschaften mit beratender 
Stimme diesen Körperschaften angehören. Ich 
halte das fiür sehr vorteilhaft, da jeder Beamte 
weisungsgebunden ist und seiner Eeraterfunk- 
tion nicht gerecht werden kann, wenn er mit- 
stimmt. So kann er objektiv seinen Rat ge- 
ben, während die von der Bevölkerung auf 
Grund der politischen Zusammensetzung ent- 
sandten und gewählten Vertreter abstimmen. 

In den n ä h t e n  Wochen werden dile Bera- 
tungen 'darüber beginnen müssen, wie das 
Ausführungsgesetz zum sogenannten Schul- 
aufsichtsgesetz aussehen soll. Es geht auf 
Grund der bundesgesetzlichen Bestimmungen 
des Rahmens, der hiefür vorhanden ist, um 
die Zusammensetzung. Die wichtigste Frage 
scheint mir die Größe dieser Körperschaften, 
des Landesschulrates und der Bezirksschul- 
räte, zu sein. Darüber kann es verschiedene 
Ansichten geben, und es wird mancher Bwa- 
tung bedürfen, bis diese Körperschaften das 
Gesicht hlaben, das sie für  Niederösterreich 
brauchen. Die Verhältnisse sind ja in jedem 
Bundesland - das hat der Gesetzgeber sehr 
richtig erkannt - ganz verschieden. 

Zunächst glaube ich sowohl für  den 
Landesschulrat als auch für den Bezirksschul- 
rat seinen Grundsatz festhalten zu müssen. 
Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder 
soll die der nichtstimmberechtigten Mitglie- 
der einer Körperschaft übersteigen. Das 
scheint mir eine Richtschnur zu sein. Für den 
Landesschulrat, glaube ich, gilt weiterhin die 
Tatsache, idaß die Unterteilung In Sektionen 
vorgesehen ist, die selbständig beratend tätig 
sind und ,als selbständige Körperschaften auch 
abzustimmen hlaben. Ihre Bseschlüsse sind 
ebenso biinidend wie die Beschlssse dtes Ple- 
nums. Aus dieser Tatsache ergibt sich schon 
eine gewisse GröBe des Landesschulrates, 
noch Idami, wenn mlan bedenkt, daß die 
Dreiteneinteilung in Sektionen, nämlich in 
PEliichtschulen, h6here Schden, wie !die Mit- 
telschulen !in Hiinkunft heißen weden,  und 
das (gesamte berufsb i , lM(e  'Schulwesen auf 
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egt. Das i'st eine Balsis, dlie meines 
Erachtens nach unibestritten ist, obwohl man 
nicht in allien anderen Bunid~eslän~dern so 
denkt. Man pliant dort die Sanktionierung 
cdes Landesschulrates etwas anders vorzuneh- 
men. Iim Bcezirksschdrat i'st es äihnliich; dort 
führt allerdings (der Bezirkshauptm'ann dien 
Vorsitz, $der n'icht istirnmberechtigt ist und nur 
im Falle ldier Stiimmeagleichheit lentischei&et. 
Die Größe dcer Bezirkslschnilräte 'wind mian 
nach Möiglichkeit an ldile Einwohnerzahlen an- 
passten müssen, dlenn wenn wir !die einzelnen 
Bezirke, angefangen von Wiaiid'hofen als Statu- 
tarstadt mit 5000 Bintwohnern bis zum Beziiik 
Baden, der an die 100.000 Einwohner hat, be- 
tnachten, scheint mir die Stafftellung von einer 
Mindeistgrößie ab je 10.000 etwa zweckmä- 
ßig. 

Ich habe vorhin schon erwähnt, daß das 
Land in Hinkunft auch die Diensthoheit über 
die Lehrer an den Volks-, Haupt- und Son- 
derschulen haben wird. Es ergibt sich daher 
auch die Notwendiglreit einer Neufassung des 
Lehrerditensthoheitsgesetzes, da im Art. 14, 
Abs. 4a des Bundesverfassungsgesetzes vom 
18. Juli 1962 unter anderem normiert wird: 
,,In den Landesgesetzen ist hiebei zu bestim- 
men, daß die Schulbehörden des Bundes in 
den Ländern und politisch.en Bezirken bmei Er- 
nennungen, sonstigen Besetzungen von 
Dienstposten und bei Auszeichnungen sowie 
im Qualifikations- und Disziplinarverfahren 
mitzuwirken haben. Die Mitwirkung hat bei 
Ernennungen, sonstigen Besetzungen von 
Dienstposten und bei Auszeichnungen jeden- 
falls ein Vorschlagsrecht der Schulbehörde er- 
ster Instanz dses Bundies zu umfassen." Da nun 
diese Tatsache in unserem Lehrerdienstho- 
heitsgesetz bislang nicht berücksichtigt war, 
gilt es, diese Bestimmungen dort zu veran- 
kern. Daraus ergeben sich natürlich auch 
einige Konsequenzen, besonders in der Leh- 
rerernennung. Da das Vorschlagsrecht bei den 
Pflichtschulen in Hinkunft auf die Bezirks- 
Schulräte fällt, ist die Tätigkeit und der Be- 
stand des Lehrervorschlagsausschusses in sei- 
ner heutigen Form in Hinlkunft durch kein 
Gesetz gedeckt und dtaher überflüssig. Ich 
darf mir in diesem Zusammenhang vielleicht 
gestatten, dieser Körperschaft einen kurzen 
Nachruf zu halten. Wie sie ersetzt wird und 
wie die Landesregierung ihre diensthoheitli- 
chen Befugnisse ausüben wird, das wird eben- 
falls noch Sache der Ausführungsgesetzge- 
bung sein. Dieser Lehrervorschlagsausschuß 
besteht nun insgesamt 14 Jahre und hat bis- 
her - voraussichtlich wird er noch 1 Schul- 
jahr existieren - 87 Geschäftssitzungen #ab- 
gehalten, das ist seit dem 17. Dezember 1948, 
als das Lehrerdiensthoheitsgesetz in diesem 
Hiause beschlossen wurde. Er hatte die Auf- 

gabe, aus einer Reihe von Bewerbern um 
eine Pflichtschullehrer- oder Leiterstelle einen 
Vorschlag zu machen. Wenn im Lehrervor- 
schlagsausschuß Einstimmigkeit erzielt wer- 
den konnte, war dieser Vorschlag für die 
Landesregierung bindend. Geschah dies nicht, 
so wurde der Vorschlag der badesregienung 
übermittelt, die dann aus den drei IReihungen 
eine entsprechende Auswahl getroffen hat. In 
den ersten Jahren nach 1949 gingen die Din- 
ge verhältnismäßig reibungslos. Immer wie- 
der konnte im Lehrervorschlagsausschuß 
ein Einvernehmen erzielt werden, das änderte 
sich dann um das Jahr 1952, also vor rund 
10 Jahren, als hier in diesem Hause 'die 
Fronten sich etwas zu versteifen begannen. 
Dies beschränkte sich nicht nur auf den Leh- 
rervorschlagsausschuß und die Lehrerernen- 
nungsfragen. Es kam dann häufiger zu Rei- 
hungen, und immer schwieriger wurde es für 
[die Mitiglieider (der sozialistischen FKaktion 
des L~rervorschliagsiausschusses, ihre Ansich- 
ten durchzusetzen. Die Landesregierung hatte 
sich oft und oft mit diesen Reihungsfällen zu 
beschäftigen, aber auch da erwiesen sich im- 
mer häufiger die Vertreter der Mehrheit als 
unnachgiebig. Es kam bedauerlicherweise in 
manchen Fällen dazu, daß die Mehrheitspar- 
tei die Fristen, die für eine Erledigung die- 
ser Ernennungen gesetzt waren, verstreichen 
ließ unid $dadurch ider Ersbgere3hte ernannt 
war. Es war klar, daß die Sozialisten seit eh 
und je die Anwendung von objektiven Grund- 
sätzen bei der Ernennung von Lehrern und 
Leitern verlangten. Dabei stießen sie eben- 
falls auf taube Ohren, bis zu dem Zeitpunkt, 
seitdem es ein Landes-Lehrerdienstüberlei- 
tungsgesetz gibt. Ich werde das dann bele- 
gen, mit welchem Ziel diese Bestrebungen ge- 
führt wurden. Man hat elinmal das Dieinist- 
alter als markanten Punkt herausgehoben, 
dann hat man wieder die Qualifikation des 
Kollegen angewendet, und dann waren es 
nur die sozialen Verhältnisse, die man gelten 
ließ, dann war wieder der politische Proporz 
maßgebend, wenn er günstig war, und dann 
d,as Argument, ein ,schwarzer Posten' kann 
wieder nur schwarz besetzt werden. Häufig 
hat man sich aber gar keiner Argumentation 
unterzogen und hat ganz einfach mit Hilfe 
der knappen, aber eindeutigen MeWheit irn 
Lehrervorschlagsausschuß und in der Landes- 
regierung den genehmen Bewerber ernannt. 

Nun möchte ich belegen, unter welchen As- 
pekten diese Verhandlungen immer wieder 
geführt wurden. In einer - ich möchte sagen 
Vollzugsmeldung - am 10. Landestag des 
ÖAAB der Landesgruppe Niederösterreich am 
12. Juni 1960 hat der Berichterstatter in den 
St.-Pöltner Stadtsälen berichtet, daß in Nie- 
derösterreich der Einfluß der SPÖ. auf Leh- 
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rerprobleme fast vollständig eliminiert wer- 
den konnte. Ich zitiere hier die Lehrerzei- 
tung, das Organ der ÖVP.-Leherschaft vom 
September 1960, Seite 136 - falls Siie nach- 
schlagen wollen. Der Einfluß der Sozialisten 
auf die Verhandlung )der Lehrerproblerne 
ist nur ein Wunschtraum geblieben. Ich 
glaube, eine solche Stellungnahme ist be- 
zeichnend für  die Art und Weise, wie man in 
Niederösterreich - und nicht nur lauf dem 
Lehrersektor - Personalpolitik führt. ES geht 
um die völlige Eliminierung. Ich darf daher 
feststellen, daß wir Sozialisten es begrünen, 
daß es zur Einführung von objektiven Grund- 
sätzen gekommen ist, die diesen Bestrebun- 
gen meines Erachtens nlach schon einiger- 
maßen einen Riegel vorsetzen. Hier gibt es 
nun eine klare, gesetzliche Bandhabe im Lam 
dies-Leihre~diien~stre~~süberle~t~n~s~esetzl962. 
Dort wird bei der Besetzung von schulfesten 
Stellen bestimmt, daß die Bezirksschulräte 
Dreiervorschläge zu erstatten haben, die für 
die ernennende Behörde bindend sind. 'Da 
heißt es im Paragnaph 21, Absatz 6: Bei der 
Auswahl und Reihung ist zunächst auf die 
Gesamtbeurteilung, femer auf den Diienst- 
rang sowile lauf die Berücksichtigungswürdig- 
keit 'der Bewerber im Hiinblick lauf ihre sozia- 
len Vephältnisse Bediacht zu nehmen. Lehrer, 
die ihre schulfeste Stellte <durch Auflassung 
der Stelle verlonen haben, lsind bevorzugt 
zu behandeln. Ich glauble, meine sehr geehr- 
ten Damen unid Herren, dais kt klar und in 
Hinkunft wepden sich sowohl die vorsrhla- 
genden Gremien als auch1 die Beuirksschul- 
räte sowie auch idile ernienneniden Belhörden, 
seilen es Landeskxehönden oder künftig zu er- 
nennende Lehrerkommissionen, an diese Tat- 
sachen, an d'iese Bestimmungen zu  hmalten 
halsen. 

Nun ganz kurz noch ein andteres Problem, 
bevor ich zum Abschluß komme; und zwar 
ist dies die Neuordnung des kommenden 
höheren Schulwesens, das auch für  Nieder- 
Österreich von größter Aktualität ist; es sind 
dies die dlerzeitigen Mittelschlulen. Die Ver- 
hältnisse in Niederösterreich sind so, daß wir 
in dieser Hinsicht weitgehend im Hinter- 
treffen sind. Derzeit besuchen in Nieder- 
Österreich von 1000 Einwohnern 8 die Mittel- 
schulen. In Oberösterreich sind es 9, in Ti- 
rol und Vorarlberg sind es 10, in Salzburg 
13 und in Wien 20 Mittelschüler auf je 1000 
Einwohner. Da ich nicht annehmen kann, 
daß geradie die niederästerrpichilschlen Kindcer 
so wenig begabt sind, daß sie nur im gerin- 
gen Ausmaß imstande sind, die Mittelschu- 
len zu besuchen, wird wohl ein anderer 
Grund vorhanden sein. Wir kennen ihn, er 
liegt in 'erster Linie in der geringen Zahl 
von Mittelschulen, die sich in Niederöster- 

reich befixiden. Es sind insgesamt 33, 
und es gibt noch Bezirke und Talschaften, 
deren Bewohnern der Besuch einer Mittel- 
schule völlig unmöglich ist. Ich darf auf den 
Bezirk Scheibbs verweisen, (auf Gänserndorf 
oder auf die unmöglichen Zustände in den 
Mittelschulen lin Gmünd, aber auch in 
Neunkirch'en. Ich möchte der Hoffnung Aus- 
druck geben,.daß bei der zukünftigen Neu- 
ordnung der höheren Schulen auf diese Dinge 
vom Bund her in verstäiiktem Maße Bedacht 
genommen wird und daß vor allem diese 
angeführten Zahlen in Hinkunft eine Richt- 
schnur sind für die Neuerrichtung von Mit- 
telschulen, wenn man Niederösterreich nicht 
auch auf diesem Gebiet besonders benachtei- 
ligen will. Wichtig ist, daß man überall in 
diesen Mittelschulen die entsprechenden Vor- 
aussetzungen schafft, daß die im Gesetz vor- 
geschriebenen ubertrittsmöglichkeiten ge- 
schaffen werden, daß solche Typen er r ia te t  
werden, die dem ubertritt von der Haupt- 
schule in das zukünftige Realgymnasium 
möglich machen. 

Zum Schluß möchte ich sagen, diaß auch 
der Bund noch, manches zu tun hat, um neben 
den bi'shter beschlossenen Gesetzen das Schul- 
reformwerk zu vervollständigen. 

Ich möchte von den vorliegenden Gesetzen 
sagen, ldaß ?hnen noch das Leben, das 
Fleisch fdhlt. In enster Linie kommen noch dle 
Lehrpläne, ldie es z u  verabschieden gibt. Es ist 
eine bekannte Tatsache, daß unsere Kinder 
in der Schule im Lehrstoff zu ersticken dro- 
hen', daß sie weitgehend überfordert werden, 
und zwar deshalb, weil in unseren Schulen 
zuviel verlangt wtrd. Man meint, Iden Kin- 
dern alles abfordern zu müssen; mit aller- 
lei Wissen, das oft nicht unbedingt notwen- 
dig ist, werden sie vollgepfropft. In einer 
Zeit der Reizüberflutung, der unsere Kinder 
ausgesetzt sind, kommt es nun b'eispiels- 
weise zu Konzentrationsmängeln, zu einer 
gewissen Interesselosigkeit, zu einer gewis- 
sen Oberflächlichkeit - auch der Kinder -; 
und daher sind die Kinder unter den derzei- 
tigen Umständcen iiberfordert. Was nötig ist, 
ist eine gediegene Sicherung des Unterrichts- 
ertrages in der Schule und der  Mut zur 
Lücke, den man auch auf diesem Gebiete 
braucht, weil die Kinder nicht alles lernen 
können. Es ist meines Erachtens ein sehr 
schwerwiegender Fehler, wenn man in einem 
pädagogischen Raum die Grenzen des geisti- 
gen und sinnenhaftigen Aufnahmevermö- 
gens des jungen Menschen nicht erkennt 
oder nicht sehen will; ich glaube, daß das 
der Grund für  viele fruchtlose Bemühungen 
in und auRerhalb der Schule ist. Und hier 
gibt es nur sehr wenige - ich möchte fast 
sagen, Fluchtwege aus diesem durch Zivili- 
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sation und falsch verstandenen Bildungside- 
alen und gesellschaftlichen und technischen 
Entwicklungen entstandenen pädagogischen 
Notstand. Einer davon, der zu einer Lösung 
führen könnte, ist die vernünftige Gestaltung 
der kommenden Lehrpläne, die allem, was 
jetzt beschlossen ist, erst den richtigen In- 
halt zu geben haben. Ich gebe der Hoffnung 
Ausdruck, daß die mitverfassenden Fach- 
leute sich dieser Verantwortung und Auf- 
gabe b e m ß t  (sind un'd idiaß da's so vielvserspre- 
chend begonnene Schulreformwerk zu einem 
guten Ende geführt wird. (Beifall bei den 
Sozialisten.) 

Zweit er IYRÄSIDENT W ONDRAK : Zum 
Worte gelangt Herr Abg. Schneider. 

ABG. SOHNEIDER: Meine Damen unid Her- 
ren! Hohes 'Haus! Mein Vorredner hat sehr 
umfangreich Probleme des Schulwesens dar- 
geleigt - dies iauch im Zulsiammenhang mit 
dem Budget. Ich glaube, mir daher vieles er- 
sparen zu können und möchte hauptsächlich 
nur Ergänzungen machen hinsichtlich des ge- 
werblichen Berufsschulwesens in Niederöster- 
reich. Wenn die Wirtschaft heute im Integra- 
tionsgeschehen vor die Notwendigkeit ge- 
stellt ist, sich mit dem besten Rüstzeug zu 
wappnen, wenn man in einem Konkurrenz- 
kampf auf europäischer Ebene ringen muß, 
um bestehen zu (können, dann wird wohl 
eine der ersten Aufgaben darin bestehen, 
das Augenmerk neben der Erfüllung der 
täglichen Sorgen auch der Jugend, also dem 
Nachwuchs, zuzuwenden. Wir brauchen einen 
hochqualifizierten und bestausgebildeten 
Nachwuchs. Die größten Bemühungen sind 
gerade gut genug, die man für  die Heran- 
bildung der Jugend, innerhalb der {Meister- 
lehre, innerhalb der schulischen Ausbildung 
und auch innerhalb der gewerblichen Auf- 
fassung aufbringt. w i r  haben aus dieser 
überlegung heraus - ich möchte sagen sehr 
forciert - in Niederösterreich die Verfach- 
lichung des Schulunterrichtes begonnen, mit 
dem Ziel, aus den IGebietsberufsschulen Lan- 
desberufsschulen zu machen. Diese Konzep- 
tion ist zum Teil durchgeführt. Heute darf 
ich Ihnen berichten, daß wir nur mehr 
eine allgemein gewerbliche Gebietsberufs- 
schule und 28 fachlich gegliederte Gebietsbe- 
rufsschulen in Niederösterreich haben, daß 
aber bereits 28 Landesberufsschulen der 
Wirtschaft bestehen. In Baden sind die Dach- 
decker und Zahntechniker sowie Getreide- 
müller und Zuckerbäcker untergebracht, in 
Krems haben wir die Binder, Wagner und 
Zimmerer, die Tischler und die Hafner, in 
Langenlois die Maurer, in Lilienfeld die Satt- 
ler, Tapezierer und Rauchfangkehrer, in 
Pöchlarn die Tischler, in St. Pölten die Buch- 

drucker usw. Natürlich ist diese Planung 
und Umorganiisation mit enormen Kosten 
verbunden, und ich darf Ihnen vielleicht sa- 
gen, daß der Verfachlichungsprozeß der ge- 
werblichen Berufsschulen, den wir bisher er- 
reichen konnten, Mittel verschlungen hat, die 
sehr sehr hoch sind. Es dürfte sich um rund 
80 Millionen Schilling handeln, die für die 
Errichtung von Landesberufsschulen samt 
den Internaten aufgewendet wurden. Diese 
Mittel sind zum Teil vom Land Niederöster- 
reich mit 31,780.000 S aufgewendet worden, 
die größere Leistung wurde von der Wirt- 
schaft selbst erbracht, nämlich über ihre Be- 
rufsvertretung, die Handelskammer Nieder- 
Österreichs. Diese Leistungen der Handels- 
kamimer bzw. idie Bereitstellung dieser Mit- 
tel, zu wtelch'er sich (die Wirkhiaft verpflich- 
tet gefühlt hat, überwiegen bereits jetzt die 
Leistungen des Landes um Ca. 16 Millionen 
Schilling. Nun kommt die Sorge hinzu, wie 
sich das neue Schulgesetz auswirken wird; 
was es in Niederösterreich kosten wird, für 
die gewerblichen Berufsschulen die neuen 
Bestimmungen durchzuführen. Wir verken- 
nen nicht die Notwendigkeit, unsere Kinder 
durch eine weitere Verfachlichung #auf die 
europäische Wirtschaft auszurichten. Wir wis- 
sen, daß in anderen europäischen Staaten 
auf diesem Gebiet die größten Anstrengun- 
gen gemacht werden. Wir fühlen uns ver- 
pflichtet, trotz der Schwierigkeiten, so wie 
sie mein Vorredner in einer etwas umfang- 
reichen Darstellung gebracht hat, uns auch 
für )das nun ienfdlich zulstande gekommene 
Schulgesetz auszusprechen. Wir zweifeln an, 
ob es möglich sein wird, bereits zum gesetz- 
ten Termin die entsprechenden Umorganisa- 
tiionen durchzuführen. Ich möchte 'dazu, iso- 
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weit es ,diie gewerblichten Berufsschulen be- 
trifft, folgende kurze Danstellung bringen: Man sollte d 
Das neue Schulgesetz sieht für sämtliche 
Landesberufsschulen Internate vor. Die Pla- 
nung bat (eine völLg neue, igeänldierte Situa- 
tion gebracht. Das sogenannte Schulorganisa- 
tionsgesetz, das heute schon zitiert wurde, 
bestimmt in Paragraph 49 Absatz 2, in Ver- 
bindung mit dem Paragraph 131 usw., daß 
bereits ab 1. September 1963 die Dauer der 
Berufsschullehrgänge an diesen Berufsschu- 
len 8 zusammenhängende Wochen nicht un- 

Bere Gerneins 

terschreiten dürfe. Ich möchte Sie nicht 
weilen und Ihnen nicht ein sehr umfa 
ches Elaborat wortwörtlich vortragen, 
ich möchte nur sagen, daß dadurch nach se 
genauen Berechnungen für die gewerblich 
Berufsschulen in Niederösterreich zusätzlich 
27 Klassenräume notwendig würden. Ein 
Klassenraum kostet heute nach den Erfah- 
rungssätzen 650.000 S, das sind also zu- 
nächst einmal 17,5 Millionen Schilling. Wir 
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würden zusätzlich 5 Lehrwerkstätten brau- 
chen, eine Lehrwerkstätte kostet wieder nach 
den Erfahrungssätzen Ca. 1 Million. Das er- 
gibt weitere 5 Millionen Schilling. Es wür- 
den dadurch Ca. 860 Internatsbetten samt den 
dazugehörigen Schlaf- und Wohnräumen 
mehr benötigt, was in Ziffern umgerechnet 
einen Betrag von 64,5 Millionen Schilling er- 
gibt. Das sind zusammengerechnet 87,5 Milli- 
onen Schilling, wobei noch unberücksichtigt 
geblieben ist, daß sich für  die (kommenden 
geburtenstaaken Jahrgänge und verschiedene 
Umschichtungsprozesse in den einzelnen Wirt- 
schaftssparten, die man an Hand von Welt- 
weiten Statistiken in ihrer Konzeption für 
Österreich berechnen kann, ein weiterer Ka- 
pazitätsauftrieb ergeben wird. Wir haben 
uns verpflichtet gefühlt, für die gewerblichen 
Berufsschulen genaue Berechnungen anzu- 
stellen und sind nach gewissenhaften uber- 
legungen zu dem Ergebnis gekommen, d(aß 
aus diesem Titel weitere 19,5 Millionen 
Schilling aufgewendet werden müssen. Das 
ergibt zusammen einen sehr hohen Betrag, 
und man wird sich rechtzeitig darüber klar 
werden müssen, wie man mit dieser 'Situa- 
tion fertig wird. Wenn ich Ihnen mitteilte, 
daß sich die Wirtschaft bewußt ist, in diesen 
Belangen weder das Land noch sonst eine 
Körperschaft allein in Anspruch nehmen zu 
können, dann möchte ich damit den Grund- 
satz der Wirtschaft demonstrieren, den sie 
nicht nur in der Schulfrage, sondern auch in 
vielen anderen Bereichen einnimmt. Es ist 
ein Grundsatz, der mir wert erscheint, nach 
diesem aufregenden heutigen Tag - es hat 
ja vielfach erregte Gemüter gegeben - hier 
im Hause zur Sprache gebracht zu werden. 
Wir stellen uns vor, daß es ein Grundsatz 
sein müßte, die Subsidiarität zu beachten. 
Man sollte die einzelne Persönlichkeit sich 
ungestört entfalten lassen, damit sie imstande 
ist, ihre wertschöpfenden Kräfte auszustrah- 
len. Erst wenn sie die ihr gestellten Aufga- 
ben nicht lasen kanln, sollbe (die nächstgrö- 
ßere Gemeinschaft wirksam weflden. Ich bin 
der Meinung, daß ich als einzelner Bürger 
zum (Beispiel für den Bau einer Wasserlei- 
tung in meher  fieimatgemeinde nicht zu- 
ständig bin. Für dieses Vorhaben wird in 
subsidliäiler Ersgänzwng meine [Gemeinde zu- 
ständig sein. Diese Gemeinde müßte natür- 
lich - das ist landespolitisch von sehr grund- 
satzlicher Bedeutung - von übergeordneter 
Stelle unbeeinflußt bleiben. Man möge sie 
ruhig wirken lassen, d'enn auch die Gemeinde 
hat Ausstrahlungskräfte, die sich aus den 
Persönlichkeiten, von denen sie repräsentiert 
wird, ergeben. Sie hat die Möglichkeit, sich 
in ihrem Wirkungsbereich, im Rahmen ihres 
Kräftevermögens, zu entfalten. Erst wenn 
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die Aufgabe über die Belange der Gemeinde 
hinausgeht, wenn es sich beispielsweiste um 
den Bau einer StraBe von einem Landesteil 
in einen anderen handelt, müßte in subsidi- 
ärer Ergänzung das Land in Erscheinung tre- 
ten. Auch das Land soll im selben Sinne aus- 
strahlen, alle Wserte, die im Bereich seiner 
Möglichkeiten liegen, ausschöpfen, und 
erst dann, wenn es die zu bewältigende Auf- 
gabe allein nicht mjehr durchführen kann, 
wenn es sich beispielsweise um den Bau 
der Autobahn handeelt, wird natürlich im 
Sinne der Subsidiaritätstheorie der  Bund zu- 
ständig sein. Mit diesem Grundsatz haben 
auch wir in der Wirtschaft unsere Ai-beit je- 
den Tag wieder neu begonnen und haben 
ihn auch in der Schulfrage angewandt. Ich 
muß mit aller Deutlichkeit feststellen, daß 
die Wirtschaftsträger nicht mehr in der Lage 
sind, fiir diese schulischen Belange wesent- 
liche finanzielle Mittel aufzubringen. Selbst 
bei Ausschöpfung aller Möglichkeiten kön- 
nen diese enormen Summen nicht aufge- 
bracht werden. Ich könnte Ihnen ein sehr of- 
fenes Bekenntnis über die finanziellen Be- 
lange vorlegen. Dies würde jedoch zu weit 
führen. Es würde Ihnen aber zeigen, daß wir 
im Rahmen des Möglichen bereits die Grenze 
erreicht haben. Wir bringen diese Sorge hier 
vor, damit rechtzeitig darüber nachgedacht 
und diskutiert wind, wie man die Schwiionig- 
keiten meistern kann. Ich möchte nicht noch- 
mals die bereits gebrachten Ausführungen 
hinsichtlich der Lehrer und der gesamten 
übrigen Probleme erörtern, weil ich Ihnen 
versprochen habe, mich kurz zu fassen, da ja 
auaer mir noch verschiedene andere Redner 
zum Wort gemeldet sind. 

Wir haben uns erlaubt, dem Land einen 
Vorschlag zu machen, der aus dmer Sorge um 
die Erhaltung eines geordneten Berufsschul- 
Wesens das Landesbudget mit oa. 30 Millio- 
nen Schilling pro Jahr zu den derzeitigen 
Auslagen zusätzlich belastet. Wir sind uns 
anderseits bewußt, daß der Budgetrahmen 
für das Land Niederösterreich die Leistungs- 
grenze darstellt. Wir wissen sehr genau, daß 
es sinnlos ist, nach staatlichen Zuschüssen 
zu rufen, die ja in Form von Steuern zuerst 
in doppelter H6he entrichtet werden miis- 
sen. Wir kennen die Zusammenhänge sehr ge- 
nau und wollren nicht in Fehldispositionen 
verfallen. Ich darf aber doch die Gelegenheit 
dazu benützen, Ihnen allen, meine Damen 
und Herren, die Bitte vorzutragen, der größ- 
ten Kostbarkeit, die wir haben, nämlich un- 
serer Jugend, mehr Augenmerk als bisher zu- 
zuwenden. Von der 'Tüchtigkeit der Jugend 
ist unsere Zukunft wleitgehenid abhängig. Wir 
würden uns verschlossener Augen zeihen 
müssen, würden wir nicht jetzt schon diese 



86 Landtag von NiederÖsterreich. V. Session der VII. Gesetzgebungsperiode. 4. Sitzung am 12. Dezember 1962. Landtag von Ni 

Zusammenhänge erkennen. Möge es gelin- 
gen, daß bei der positiven Einstellung des 
Hohen Hauses zur Frage der gewerblichen 
Berufsschulen und des Schulwesens überhaupt 
auch weiterhin ein erfolgreicher Weg be- 
schritten werden k a m .  Möge es durch eine 
florierende Wirtschaft im kommenden Jahr 
gelingen, die finanziellen Voraussetzungen ZU 
erarbeiten, um alle diese Probleme meistern 
zu können. (Beifall rechts.) 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Zum 
Wort gelangt der Herr Abg. Graf. 

ABG. GRAF: Hohes Haus! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Erlauben Sie 
mir, daß ich zu einigen Fragen Stellung 
nehme. Die Lehrerfortbildung ist nach wie 
vor ein dringendes Problem. Gerade in der 
heutigen Zeit mit der rasanten Entwicklung 
auf dem Gebiete der Wissenschaft und Tech- 
nik ist es notwendig, daß die Schuljugend 
eine gute Ausbildung erhält. Diese Ausbil- 
dung in den Pflichtschulen ist ja letzten En- 
des die Grundlage für ein späteres Studium 
bzw. weitere Berufisausbildung. Wenn wir 
eine tüchtige Jugend heranbilden wollen, 
dann brauchen wir tüchtige Lehrer. Das 
setzt voraus, da13 wir uns nicht mit der Leh- 
rera~wbil~dung iallein mufriedengeben, ison- 
dern den Lehrkräften die Möglichkeit bieten, 
sich in ihrem Beruf weiterzubilden. Aber ge- 
rade beim Lehrstand ist es, wie selten in 
einem anderen Beruf, sehr schwierig, Fort- 
bildungsmöglichkeiten zu schaffen, denn der 
Lehrer ist in seinem Beruf in entlegensten 
Gebieten und kleinsten Ortschaften tätig. Nur 
ein ganz geringer Teil der Lehrerschaft hat 
&ie Möiglichkeiit, (dmas Pädagogische Institut 
in Wien oder Vorlesungen an den Hochschu- 
len und dergleichen zu besuchen.. 'Der weit- 
aus größte Teil der Lehrerschaft ist auf Vor- 
träge und Tagungen des Instituts für Leh- 
rerfortbildung, auf die Tätigkeit von Lehrer- 
vereinen, auf Arbeitsgemeinschaften und 
schließlich hauptsächlich auf die eigene Ini- 
tiative, wozu die Bildungszulage verschiede- 
ne Möglichkeiten bietet, angewiesen. Wenn 
wir aber die Dotierung der Lehrerfortbil- 
dung im Voranschlag betrachten, so müssen 
wir feststellen, daß sie nicht zu großen Hoff- 
nungen Anlaß gibt. 

Wir finden für Volks- und Hauptschul- 
lehrer einen Betrag von S 100.000.-- einge- 
setzt. Wir haben zur Kenntnis genommen, 
daß das Referat einen Betrag von S 200.000.-- 
vorgesehen hatte, mußten aber leider erfah- 
ren, ldaß dieser Betrrag um idie Hälfte ge- 
kürzt wurde und nur mehr mit S 100.000.-- 
aufscheint. Eine ähnliche Kürzung hat die 
Summe für  dlie Fortbildung dier Berufsschul- 
lehrer erfahren; cund zwar wuridle )der vom Ee- 

ferat ursprünglich vogesehene Betrag von 
S 40.000,-- auf S 20.000.-- gekürzt. Wenn 
wir nun zum Vergleich die landwirtschaftli- 
chen Fortbildungsschullehrer und die bäuer- 
lichen Fachschullehrer heranziehen, finden 
wir hier Beträge eingesetzt, die unverhält- 
nismäßig gröfier sind. So ist für  die Land- 
wirtschaftlichen Fortbildungsschullehrer ein 
solcher von S 60.000.-- und für die bäuerli- 
chen Fachschullehrer ein solcher von 
S 28.000.-- eingesetzt. Wir wollen natürlich 
nicht eine Streichung dieses Betrages, wir 
würden nur wünschen, daß die Michtschul- 
lehrer und die Berufsschullehrer eine eben- 
solche Behandlung erfahren. Auch die Lan- 
deslehrerbücherei ist verhältnismäßig gering 
dotiert, sie scheint alljährlich mit S 15.000,-- 
auf. Ich möchte jeden Bürgermeister auf- 
rufen, wiwiel er für seine Gemeindebüche- 
rei hergibt. Ich glaube, in den kleinsten 
Gemeinden finden wir ,für die Bücherei ähn- 
liche Beträge vorgesehen. Was fängt man 
mit S 15.000.-- an? Wie sollen die Bücher an- 
gekauft werden, die gerade der Lehrer für 
seine pädagogische Fortbildung dringend be- 
nötigen würde? man sollte die ehemaligen 
Bezirkslehrerkonfierenzen - sie wurden im 
Vorjahr von Herrn Abgeordneten Hilgarth 
ziemlich degradiert - trotzdem wieder ein- 
führen. Ich kenne sie nicht aus eigener Er- 
fiahrung, (aber ältere Kolltegen sagen t i m e r  
wieder, daß sie sehr vorteilhaft und nützlich 
gewesen sind. 

Erlauben Sie mir einige Fragen zum 
Thema Schulgemeinden. Ich habe schon öf- 
ters versucht, die Vorteile des Berufsschuler- 
haltungsgesetzes und die Nachteile des Schul- 
erhalbungsgesetzes für Volks-, Haupt- d 
Sonderschulen aus d'em Jahre 1957 klarzu- 
machen. Beide Gesetze wurden fast gemein- 
sam, aber doch grundverschieden geschaffen. 
Daß mit dem Schulerhaltungsgesetz manches 
nicht in Ordnung ist, vor allem hinsichtlich 
der Schaffung der Schulgemeinde, ist aus 
verschiedenen Punkten ersichtlich. Ein Groß- 
teil der Gemeinden hat bisher noch immer 
nicht die grundbücherliche Trennung des 
Schulbesitzes durchgeführi, die ja die No- 
velle vorsieht; in einem anderen Falle sollte 
festgestellt werden, wer die Aufsichtsbehör- 
de der Schulgemeinde darstellt. Ich muß er- 
klären, daß ich das bis heute nicht erfahren 
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meinde die Möglichkeit zu bieten, ein Dar- 
lehen aufzunehmen. Was aber dann, wenn 
nach dem Jahre 1964, wo die Novellierung 
in Kraft tritt, die Schulsitzgemeinde majori- 
siert wird? Heute hat sie die Möglichkeit, in 
den meisten Fällen durch Mehrheit entschei- 
dend einzugreifen, dann aber nicht mehr. 
Die Sitzgemeinde ist trotzdem grundbücher- 
lich belastiet. Es könnten 'so manche Schwie- 
rigkeiten entstehen, und ich glaube, man 
sollte sich doch bei einer sich bietenden Ge- 
legenheit mit der Organisation der Schulge- 
meinde nochmals befiassen. Der Schulbaufonds 
des Landes Niederösterreich hat sich Zweifel- 
lm als hervorragenlde Einrichtung erwiesen. 
Es war seinerzeit ein guter Gedanke, Ge- 
meindemittel auf einen gemeinsamen Fonds 
zu vereinigen, denn irgendwie ist doch die- 
ser Fonids den meisten Gemeinden zugute 
gekommen. Eine Rückschau zeigt 'eine wahr- 
haft imposante Leistung des Schulbaufonds. 
In Niederösterreich waren nach dem Krieg 
28 Schulen vollständig, 30 teilweise zerstört 
und 300 bedurften einer Instandsetzung. Da- 
zu kam noch jener Schulraum, der infolge 
wachsender Schülerzahl geschaffen wurde. 
Der im Jahre 1949 ins Leben gerufene Schul- 
baufonds ermöglichte es, ein großes Pro- 
gramm zu verwirklichen. Es wurde bis jetzt 
ein Betrag von 239 Millionen S für Schu- 
len aus dem Titel des Schulbaufonds ver- 
baut, und wenn ich die Beträge der Gemein- 
den dazurechne, so ergibt das ein Bauvolu- 
men von Ca. 1 Milliarde. Vor kurzem wurde 
die Schule in Hinterbrühl als 242. Schule er- 
offnet und ich glaube, es wird bald die 250. 
Schule fertig sein. Wenn man dem gegen- 
überstellt, daß in den Jahren 1918 bis 
1938 nur 18 neuje Schuclbauten errichtet wur- 
den, so erkennt man sowohl $en Wert des 
Schulibaufonds als tauch die Schulb(aufreudig- 
keit der Gememdien und niicht zuletzt auch ldii8e 
wertvolle Hilfe, die das Land leistet. Trotz 
dieser hervorragenden Leistungen im Schul- 
bau wird das künftige Bauprogramm zwei- 
fellos nicht kleiner werden. Neue Schulbau- 
ten werden infolge der unzulänglichen alten 
Schulen entstehen müssen, viele haben nicht 
die entsprechenden Nebenraume, es fehlen 
Turnsale, Physik- und Zeichensale, Werk- 
stätten und Schulküchen mit den entspre- 
chenden Nebenräumen. Es werden aber auch, 
das wurde schon von Landeshauptmannstell- 
Vertreter Müllner angeführt, zweifellos Er- 
weiterungsbauten notwendig werden. Durch 
das 9. Schuljahr und andere Erfordernisse 
der neuen Schulgesetze, insbesondere diie 
verringerten Schülerzahlen, werden zusätz- 
liche Schulräume notwendig sein. Eines dür- 
fen wir auch nicht außer acht lassen, daß 
letzten Endes die Förderung der Wohnbau- 

ten für Lehrer notwendig geworden ist. 
Eine kurze Übersicht des Jahres 1962 zeigt, 

daß neu gebaut ader umgebaut wunden: 
6 Liaadeslkiniderigärten, 14 Schulbauten; Weiber 
wurden an 69 Bauten Instandsetzungen 
durchgeführt. Diese Arbeiten erforderten im 
vergangenen Jahr 16 Millionen S an 
Subventionen und 10 Millionen S an Darle- 
hen. Wenn ich wieder die Gemeindeleistun- 
gen hinzurechne, komme ich auf ein Bauvo- 
lumen von ca. 58 Millionen. Für das Jahr 
1963 sind vorgesehen: Für Weiterführung 
bzw. Neubauten 9 Landeskindergärten, für 
Instandsetzungen und Einrichtungen 190 
Vorhaben; für Schulen liegen insgesamt 43 
Projekt,e baumif vor. In der Gesamtsumme 
würden diese baureifen Vorhaben einen Be- 
trag von 40 Millionen IS erfordern. Wir ha- 
ben heute den Voranschlag 1963 beschlossen, 
worin nur ein Betrag von 32 Millionen S 
aufschiten. Es werden also nicht alle diese 
baureifen Vorhaben erledigt werden können, 
es sei denn, es werden zusätzliche Mittel dem 
Schulbaufonds zugeführt. 

Aber auch diese 32 Millionen stehen nicht 
ganz zur Verfügung, denn hiefür wurden 
schon im Vorjahr Zusicherungen im Betrage 
von 16 Millionen gegeben. 

Nun noch einige Worte zum Schulbauamt. 
Das Schulbauamt führt in seinem Referats- 
bericht an, daß es sehr überlastet ist, und  
das stimmt zweifellos, wenn wir die entspre- 
chenden Angaben durchsehen. Im Jahre 1962 
gab es 169 in Bau befindliche Vorhaben; fer- 
tig geword'm und abgerechnet wundlern 76. 
Für das Jahr 1963 gibt es 124 Planungen; 
die aktenmäßig erfaßten Planungen betra- 
gen 204. 94 Bauvorhaben sind abgerechnet, 
dazu kommen noch 139 abzurechnende alte 
Bauvorhaben, das ergibt insgesamt eine Zahl 
von 806. Auf 'Grund dieser Vorhaben scheint 
die Forderung des Schulbauamtes nach Zur- 
verf ügungstellung von zwei weiteren Tech- 
nikern durchaus berechtigt zu sein. Ich 
glaube, man sollte diesem Wunsche nach- 
kommen, um 'so mehr, aIFs man auch bei an- 
deren Gebieten nicht kleinlich ist und sogar, 
wie wir auf dem agrartechnischen Sektor ge- 
hört haben, Nachwuchskräfte herangezogen 
werden. 

Ich möchte das Schulbaukapitel nicht ab- 
schließen, ohne auf Iden Mittelschulbau in 
Gänserndorf hinzuweisen. Ich weiß, es ist 
dies eine Bundesangelegenheit, ich weiß 
aber auch, daß der Bund die Reihung der 
Mittelschulbauten ' nicht selbst durchführt, 
sondern daß hier das Land, d. h. dler Landes- 
hauptmann, die entsprechenden Reihungsvor- 
Schläge durchführt. Die Mittelschule in Gän- 
serndorf ist in der Hauptschule unterge- 
bracht und besitzt dort 12 Klassen, die viel- 
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leicht räumlich in Ordnung, aber viel zu 
klein sind. Der Amtsarzt hat Untersuchun- 
gen angestellt und ein vernichtendes Urteil 
gefällt. ich möchte ferner feststellen, daß die 
Mittelschule z. B. 'keinen Physiksaal besitzt, 
weil hier immer eine Wanderklasse Platz 
nehmsen muß, daß sie ihren Turnsaal mit der 
Hauptschule und der Banidelsschule beilt, daß 
ihr die Lehrmittelzimmer fehlen, daß es al- 
so am Notwendigsten mangelt. Die Stadtge- 
meinde Gänserndorf hat durch Beistellung 
eines Grundes von 18.000 m2 die Voraus&- 
Zungen für einen N,eubau geschaffen und 
hiefür einen Betrag von einer halben Mil- 
lion S ausgegeben. Ich möchte auch anfüh- 
ren, daß bereits im Jahre 1958 eine Platz- 
wahlkommission eingesetzt wurde und daß 
sich sogar eine Möglichkeit fand, im Rahmen 
des Bezirkes einen Schulbau vorzufinanzie- 
ren, daß aber dies,er Plan im Jahre 1960 von 
den drei Ministerien, nämlich Handel und 
Wiederaufbau, Unterricht und Finanzen, ab- 
gelehnt wurde. Ich darf hier an den Herrn 
Landeshauptmann die Bitte richten, er möge 
erwirken, daß man doch bald mit der Pro- 
j ektierung des Mittelschulbaues in Gänsern- 
dorf beginnt. Ich weiß, es gibt auch andere 
dringende Mittelschulbauten, aber ich möch- 
te folgendes vorschlagen: Vielleicht kann 
man durch eine Kommission eine Reihung 
der. Dringlich'keit der Bauten vornehmen, 
denn ich verstehe nicht, warum man aus der 
Sache ein Geheimnis macht. Früher einmal 
war Gänserndorf an vierter Stelle gereiht. 
Jetzt heißt es an achter 'StellCe. Ich versteh'e 
diese Geheimniskrämerei nicht! Man soll ge- 
nau feststellen, wo sind Bauten notwendig, 
dann eine endgültige Reihung vornehmen 
und nach dieser Reihung die Mittelschulbau- 
ten durchführen. 

Gestatten Sie mir nun einige A n r e p -  
gen zum gewerblichen Berufsschulwesen, es 
wurde auch schon mehrfach darüber gespro- 
chen. Es ist selbstverständlich, daß durch den 
wirtschaftlichen Konkurrenzkampf, 'dem wir 
gegenüberstehen, gut ausgebildete Arbeiter, 
gut ausgebildtete Fachleute in Handwerk und 
Industrie dringend benötigt werden. Mit 
Ende des Schuljahres 1960161 gab es in 
Österreich 34.000 Obermittelschulbesucher 
und 141.000 Berufsschüler. Hier sehen wir an 
der großen Zahl der gewerblichen Berufs- 
Schüler, wie notwendig es ist, das Berufs- 
schulwesen zu fördern. 

Und nun noch ein Wort zu jener Gruppe 
junger Menschen, die keine Berufsschule be- 
suchen müssen, nämlich die Hilfsarbeiter und 
jene Arbeiter, die zur Ausübung eines Be- 
rufes angelernt werden. Dazu gehören auch 
die Hausgehilfinnen usw. Dieser Zustand 
wird zweifellos um so bedenklicher, je länger 

er dauert. Es wind daher eine Verpflichtung 
der gesetzgebenden Körperschaften sein müs- 
sen, auch für diese Berufe die Schulpflicht 
einzuführen. Ich muß feststellen, daß eine 
solche Regelung im neuen Berufsschulgesetz 
noch nicht vorgesehen ist. Es wäre sehr in- 
teressant, in einer {Kriminalstatistik die JU- 
gendlichen, welche die Berufsschule besu- 
h e n ,  !und (die, welche sie nicht besuchen, ge- 
genüberzustellen. Ich glaube, daß man auch 
hierin dsen großen Wert einer Berufsschule 
erkennen wird. über  den Zug zur Landesbe- 
rufsschule wurde schon gesprochen, das zeigt 
sich auch in den Schülerzahlen. Wir hatten 
im vorigen Jahr 10.940 Schüler in der Lan- 
desberufsschule, heuer werden 12.722 Schü- 
ler in den 26 Berufsschulen unterrichtet, das 
sind 60 Prozent. Diese Steigerung ist 
sehr erfreulich, denn wir haben in den Lan- 
desberufsschulen die besten Fortbildungs- 
möglichkeiten. Es sind dort die entsprechen- 
den Einrichtungen und Werkstätten vorhan- 
den, und wir haben auch durchwegs gut aus- 
gebildete Berufsschullehrer. \Gerade das ist 
ungeheuer wichtig, denn früher war der 
Lehrlimng meistens die ganze Lehrzeit hin- 
durch in der Hand des Meisters, während 
jetzt der Lehrling dem Meister oder dem Ge- 
sellen nur während der Arbeitszeit unter- 
stellt ist. Trotzdem möchte ich erwähnen, 
daß in den verschiedenen Landesberufsschu- 
len noch manches zu tun ist. Die Landcesbe- 
rufsschule in Krems sollte früher oder spä- 
ter geeignetere Unterbringungsmöglichkeiten 
erhalten. Die internatsmäßige Unterbringung 
der Dachdecker in Baden 1äBt zu wünschen 
übrig, ebenso die Lehrwerkstätten für Buch- 
dnucker und Schriftsetzer iin st. Pölten. Ab 
viel zu klein hat sich die Landesberufsschule 
in Stockerau erwliesen, und es ist nur  ZU 
hoffen, daß die restlichen Arbeiten schnell 
durchgeführt werden. In Theresienfeld wäre 
anzustreben, daß man die Mindestforderung 
(der 7-Wochen-Turnuw~e erreicht. In der Lan- 
desberufsschule für das Gast- und Schankge- 
werbe in Waldegg sollten die Bauarbeiten 
beschleunigt durchgeführt werden, dies 
um so mehr, als es dort mit einer Baufirma 
verschiedene 'Schwierigkeiten gegeben hat. 
Ich stelle fest, daß für die Fortsetzung die- 
ser Arbeiten im Voranschlag schon gewisse 
Beträge vorgesehen sind, ob damit aller- 
dings die Fertigstellung erreicht wird, kann 
ich nicht beurteilen. Trotz dem Zug zur Lan- 
dtesberufsschule gibt es noch immer sehr 
viele Berufsschüler in den (Gebietsberufsschu- 
len - prozentmäßig ausgedrückt sind es Ca. 
40 Prozent, zahlenmäßig Ca. 8500 Schülter -, 
die in 31 Gebietsberufsschulen und in 380 
Fachklassen unterrichtet werden. S o  wie der 
Schulbaufonds für die Pflichtschulen hat sich 
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auch der Berufsschulbaufonds als be- 
sonders nützlich erwiesen. Es gab im Vor- 
jahr Subventionen und Darlehen im Betrage 
von 3,3 Millionen S, ein gleicher Betrag ist 
heuer vorgesehen, und es ist zu hoffen, daß 
damit den dringendsten Bedürfnissen ent- 
sprochen wird. Über das Lehrpersonal an 
den Berufsschulen wurde schon berichtet. Ich 
möchte nochmals darauf hinweisen, daß die 
Landesberufsschulen die beste Ausbildungs- 
stätte für unsere Berufsschüler sind, daß man 
sich also Gedanken machen muß, den Ausbau 
der Landesberufsschulen zu beschleunigen. 
Dabei muß, das hat mein Vorredner bereits 
betont, auch der Ausbau der Internate 'Schritt 
halten. Wollen wir in der kommenden Wirt- 
schafts'konlkurrenz bestehen, muß nicht nur 
unser ganzes Schulwesen ausgebaut, son- 
dern speziell beim gewerblichen Berufsschul- 
Wesen mehr Wert noch als bisher auf den 
Ausbau gelegt werden. (Beifal l  bei der  SPO.) 

Zweiter PRÄSNENT WONDRAK: Als 
nächster Redner kommt Herr Abg. Wehr1 
zum Wort. 

ABG. WEHRL: Hohes Baus! Ssehr verehrte 
Damen und Herren! Wenn ich zu den Schul- 
Problemen spreche, erbitte ich Ihre Aufmerk- 
samkeit. Ich rede sehr kurz, ich bin nämlich 
kein Lehrer. 

Ich möchte &as Hohe Haus auf einen ble- 
sonderen Schultyp aufmerksam machen, und 
zwar auf die Waldschule in Wiener Neustadt, 
die Körperbehindertenschule, die vor zehn 
Jahren dort errichtet wurde. Damals wußte 
man nicht, wie notwendig diese Schule wäre. 
Nun hat sich aber herausgestellt, daß sie 
eine der notwendigsten Schulen ist, die wir 
in Niederösterreich haben. 

Die Schule hat im ersten Jahr ihres Be- 
standes 53 Kinder beherbergt. Die Kinder- 
zahl ist gestiegen, und jetzt sind in der 
Schule für Körperbehinderte nicht nur 
Pflichtschüler, sondern seit dem heurigen 
Schuljahr auch Fachschüler für das Beklei- 
dungsgewerbe und weiter ein Berufsvorbe- 
reitungslehrgang ,Jugend am Werk' unterge- 
bracht. Derieit sind in dieser Schule 139 
Kinder, die aber sehr schlecht untergebracht 
sind, da ja diese Waldschule seinerzeit nicht 
als Zweckschule für Körperbehinderte, son- 
dern für  gesundheitsgefährdete Kinder er- 
richtet wurde. Erst im Jahre 1953 wurde sie 
als Körperbehinderten-'Schule eingerichtet. Es 
hat sich nun herausgestellt, daß die Schule 
viel zu klein und unzulänglich ,ist, vor al- 
lem (deswegen, weil diese meist nicht geh- 
fähigen Körperbdhinderten im leristien Stock 
ihre Schlafräume haben und bei einer Ka- 
tastrophe die Gefahr besteht, daß man sie 
nicht rechtzeitig in Sicherheit bringen kann, 

da sie nur mit einem Aufzug herunterge- 
bracht werden können. Deswegen ist es not- 
wendig, daß di'ese Schule ausgebaut wird. 
Ich weiß, daß d'er Schulbaufonds überbean- 
sprucht ist; aber der Ausbau der Waldschule 
ist doch notwendig. Ich möchte Sie nicht mit 
Statistiken belästigen, aus denen zu ersehen 
ist, was die Kinder dort gelernt haben, daß 
sie mit groRem Erfolg die Schule abgeschlos- 
sen haben, obwohl man nicht geglaubt hat, 
daß sie bildungsfähig sind. Wenn wir für  
die Schulen gesunder Kinder ziemlich große 
Beträge in unserem Voranschlag haben, 
dann glaube ich, ist es auch unsere Pflicht, 
für  diese Schule etwas zu tun. Di'e Gemeinde 
Wiener Neustadt hat das Areal und die Ge- 
bäude, die darauf stehen, zur Verfügung ge- 
stellt, es ,ist nur notwendig, daß ausgebaut 
wird. Im Jahre 1947 wurden zwei Schüler- 
heime für je 16 Kinder errichtet, derzeit 
sind 40 Kinder darin untergebracht. Es gibt 
keine Nebenräume. Die Wagerln, die man 
für den Transport der Kinder braucht, kann 
mlan nirgends rinterbringen, und 'deswegm 
wurde schon ein Plan gemacht, die Schule 
auszubauen. 

Die Schule wird von sechs Bundesländern 
- Wien, Salzburg und Vorarlberg sind nicht 
dabei - beschickt, die auch zur Ausgestal- 
tung der Schule einen Teil beigetragen ha- 
ben. Nun wurde ein neuer Plan gefaßt, der 
all'e Notwendigkeiten berücksichtigt. Es s01- 
len Unterkiunftsräiume, unid zwar vier Trakte, 
gebaut wlenden, in 'denen 128 Kinder mterige- 
bracht werden können. 

Wie soll man das bauen? Der Schulbau- 
fonds hat Qicht die nötigen Mittel; aber 
vielleicht gibt es doch einen Weg. Man müßte 
mit dem Wohn- und Siedlungsfondis verhan- 
deln. Es sind aus diesen Mitteln schon solche 
Internate gebaut worden. Pielleicht besteht 
auch für uns die Möglichlkeit, aus dem Wohn- 
und Siedlungsfonds Beträge zu bekommen, 
weiter aus der Wohnbauhilfe des Landes; 
und ich hoffe, es geht auch mit einem Be- 
trag im Nachtragsvoranischlag. Die Schule be- 
steht jetzt zehn Jahre, und wir haben ab- 
sichtliich keine Zehnj ehresfeier gemacht, doch 
hoffen wir, daß es dem Jahr 1963 vorbehal- 
ten bleibt, daß als Jubiläumsgeschenk der 
Ausbau der Schule forciert wird. 

Ich bitte Sie, sehr verehrte Damen und 
Herren, mich in diesen Bestrebungen zu un- 
terstützen. (Beifall bei der SPO.) 

Zweiter PRÄSI~DENT WONDRAK: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. Stangler. 

ABG. STANGIJER: Hdhes Haus! Ich 
möchte die Worte des Herrn Kollegen Wehr1 
etwas variier-en. Ich spreche auch kurz, weil 
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ich Lehrer bin. (Heiterkeit.) Sie können mich 
kontrollieren. 

aner  der  Vorredher, (Herr Abg. Grün- 
Zweig, hat einige Mißstände, wie er glaubte, 
angeprangert, unld ich sdhe mich veranlaßt, 
in einigen Fragen zu antworten. 

Auf die Angelegenheit in Reinthal und die 
Zuckerln wird Herr Abg. Hilgarth ja noch 
zurückkommen. Ich möchte die Frage mit 
der überschrift ,Schüledxx!hreituung auf dem 
Misthaufen' etwas unter die Lupe nehmen. 
Ich habe das Gefühl, das ist einCe überschrift 
aus dem ,Echo der Heimat'. Dort liest man 
so knallige überschriften, und ich hoffe nur, 
daß diese übenschrift nicht morgen in der 
,Arbeiter-Zeitung' zill finden ist. Dann wäre 
es zu schade, wenn diese Frage heute hier 
zur Debatte gestellt worden ist. Es soll gar 
nichts beschönigt werden. Was ist also pas- 
siert? Auch Kollege Grünzweig hat darauf 
hingewiesen, daß des sicherlich dicht mit Ab- 
sicht geschehen ist. In Scheibbs war zum 
Abschluß des vergangenen Schuljahres der 
Direktor der Schule erkrankt tim Kranken- 
haus. Gleichzeitig wurde mit Umbauarbeiten 
an der Schule begonnen, so daß zwei Dinge 
eingetreten waren, die für einen ordnungs- 
gemäßen Ablauf der Schulschlußarbei- 
ten nicht günstig waren. Der vertretende 
Leiter, ein Lehrer an der Schule, hat nun 
tatsächliich unter diesen widrigen Umständen 
im letzten Augenblick verschiedene organi- 
satorische Maßnahmen treffen müssen. So 
wurden auch die zurückgegebenen Schüler- 
beschreibungsbogen irrtümlicherweise auf 
einen Platz gelegt, wo sie normalerweise 
nicht hingelegt werden. Ein Teil dieser Bo- 
gen ist nun tatsächlich dem Echulwart in 
die Hände gefallen. Ob sie auf dem Boden 
gelegen sind oder auf dem falschen Platz, 
wo die Bogen normalerwe'ise nicht hingelegt 
werden, will ich jetzt gar nicht untersuchen; 
Herr Kollege Grünzweig hat ohnehin betont, 
das war eine Verkettung widriger Umstände. 
Es soll aber gar nicht abgeleugnet werden, 
daß hier etwas passiert ist, was nicht pas- 
sieren sollte. Die Schulbehörde hat  den Fall 
untersucht !und ist zum Ergebnis gekom- 
men, daß das nicht ordnungsgemäß war, 
aber keinerlei böse Absicht bestand. 

Nachdem auch die Schulbehörde dem Be- 
troffenen eiinen Verweiis erteilt hat, glaube 
ich, sagen zu dürfen, daß alles getan wurde, 
was in einem solchen Fall zu geschehen hat. 
Was mich aber wundert, ist, daß man aus 
einer doch unbedeutenden Sache eine Ange- 
legenheit macht, d'ie irgendwie darstellen 
sollte, welch unmögliche Zustände in Nieder- 
Österreich herrschen. Man hat daher den 
Eindruck, als ob sich ein Redakteur bemüht, 
oberschriften zu finden, die (geeignet wären, 

1 

um Niederösterreich ein wenig _schlecht dar- 
zustellen. Also aoch einmal, es wird gar 
nichts beschönigt, aber es soll, wie der Fran- 
zose sagt, um eine Speckomelette nicht so 
viel Lärm gemacht werden, weil es die 
Sache nicht wert ist. 

Etwas ernster betrachte ich den Vorwurf 
gegenüber dem Lehrervorschlagsausschuß. 
Ich hörte da das Wort von einer Vollzugs- 
meldung bei einem Landestag des Arbeiter- 
und Angestelltenbundes. Ich habe den E'in- 
druck, ÖAAB das ist ein Wort, das Ihnen 
besonders auf die Nerven geht, weil Sie im- 
mer wieder vom Arbeiter- und Angestellten- 
bund sprechen. Wir sind sehr stolz und 
freuen uns, daß Sie zusätzlich Propaganda 
für uns machen. Schauen wir uns aber die 
Sache an, wie sie wirklich ist, Herr Kol- 
lege, und reden wir nicht von einer Polti- 
tik, die angeblich zielgerichtet ist auf die 
Eliminierung der Sozialisten. Ich habe mir 
heute vormittags rasch erheben lassen, wie 
die Lehrstellenbesetzungen im Lehrervor- 
schlagsausschuß in den Jahren 1960, 61 und 
1962 vollzogen wurden. Ich habe aber auch 
noch das Zahlenmaterial aus den Jahren vor- 
her. Im Jahre 1960 waren 421 Lehrstellen 
ausgeschrieben, definitive Besetzungen waren 
dabei 281. Davon einstimm'ig 267, nicht ein- 
stimmiger Auffassung, daher Reihungen und 
Entscheiidzinig bei \der Landesregierung, 14 
Fälle; also 267 einstimmig und 14 Reihungs- 
fälle. Im Jahre 1961 waren 488 ausgeschrie- 
bene Lehrstellmen, davon 318 definitive Be- 
setzungen, davon einstimmig 297, Reihun- 
gen 21. Im ersten Fall waren es etwas über 
5 Prozent, im zweiten Fall etwa 7 Prozent 
und im Jahre 1962 319 definitive Beset- 
zungen, davon einstimmig 286, Reihungen 33. 
Das sinid knapp 10 Prozent. Das beißt, in 
all den Fällen waren 93, 95 oder 90 Prozent, 
und auch in den Jahren vorher mei'stens 90, 
91 Prozent aller Besetzungen einstimmig. Ich 
glaube, das ist der beste Beweis, daß hier 
wir'klich nach objektiven Grundsätzen vorge- 
gangen worden ist. Daß man nicht hundert- 
prozentig allce Wünsche erfüllen kann, ist 
selbstverständlich, und es wird manchmal 
Kollegen von unserer Seite und manchmal 
Kollegen von Ihrer Seite treffen, die nicht 
zum Zuge kommen können. Das ist eben bei 
jeder Stellenbwetzung so, daß nur einer 
die Stelle bekommen kann. Es ist ausdrück- 
lich festgelegt worden, daß man nicht ,ein 
Argum'ent allein sehen soll, sondern daß ver- 
schiedene Grundsätze ins Auge gefaßt wer- 
dlen müssen, sicherlich das Dienstalter, die 
Dienstbeschreibung, aber auch die sozialen 
Verhältnisse des einzelnen Bewerbers. Man 
wird bei Prüfung all dieser Umstände dann 
versuchen, eine möglichst gerechte Lösung 
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zu finden. Ich weiß nicht, ob Si'e mir !sehr 
viele Beispiele aus dem übrigen Leben ,in 
6cterneich taufzähilen könnten - auch auf 
persondpditischem Sektor -, wo ein Idenar- 
tiges überwiegen einstimmiger und einhelli- 
ger Auffassungen wie hier im Lehrervor- 
schlagsausschuß vorhanden ist. (Zwischenruf 
bei den Sozialisten: Wien!) Ich danke für 
den Zuruf, ich hätte sonst vergessen, daß ich 
noch einen Zettel hier liegen habe, der Wien 
betrifft. Ich wollte eigentlich schon schließen, 
aber jetzt muß ich doch auf Wien zurück- 
kommen, weil eben gesagt wurde, daß die 
Personalpolitik in Wien 'so ausgezeichnet und 
politisch so objektiv wäre, daß man sie nur 
anpreisen könnte. Ich habe eigentlich vorge- 
habt, beim Kap'itel 0 darüber zu sprechen, 
aber es paßt auch jetzt noch her. Wie die 
Personalpolitik im Bereiche Wiens gemacht 
wird, beweist ein Flugblatt anläßlich der 
Personalvertretungswahlen in der Heil- und 
Pflegeainstalt YRs'bidD. (Zwischenruf bei den  
Sozialisten.) J a  sicher, vielleicht bringe ich 
Ihnen noch dals Zahlenmaterial dazu, wir 
haben aber nichit die Eincstellunigen in Wien 
zu untersuchen, sondern wir reden von den 
Angrifien auf den Lehrervorschlagsausschuß 
von Niederösterreich, und die Abeit des 
Lehrervorschlagsaussch~s~es von Niederöster- 
reich konnte ich sehr eindeutig nachweisen. 
Ich möchte also dieses Flugblatt zur Kennt- 
nis bringen: Personalvertretungswahlen in 
der Heilanstalt der Gemeinde Wien in Ybbs 
a. d. D. Ein Flugblatt, das allen Bediensteten 
dieser Anstalt, Zeitpunkt: 12. März 1962, 
beim Verlassen des Anstaltsgebäudes in d'ie 
Hand gedrückt wurde. Am Beginn des Flug- 
blattes wurde darauf hingewiesen, daß die 
sozialistische Fnaktion wieder wie ibissiher die 
Liste mit dem SpStzenkandidaten Josef 
Draxler eingereiht habe. Dann 'steht weiter, 
nachdem man also die soxialistilsche Liste 
angepriesen hatte: ,Die Kollegen und Kolle- 
ginnen werdien gewarnt, aus Unlkenntnis der 
(Sachlage Unterschriften für irgend'welche 
andere Eisten abzugeben. Es müssen sich 
alle darüber im klaren sein, daß diese Li- 
sten gegen den derzeit gewählten Vertrau- 
ensmännerausschuß mit seinem Obmann 
Josef Draxler gerichtet sind. Es werden alle 
gewarnt, eine andere Liste zu unterschrei- 
(ben.' (Zwischenruf bei den Sozialisten: In 
Unkenntnis der Sache.) J8a, in Unkenatnis 
der Sache, daß man, wenn man den Sozia- 
listen nicht wählt oder eine andere Liste 
bringt, darauf gefaßt sein muß, daß man 
wahrscheinlich mit anderen Maßnahmen zu 
rechnen hat. Fragen Sie djen Kollegen Cipin, 
meine Herren, der könnte Ihnen aus der 
Wirtschaft, auls dem Gewerkschaftsbund, aus 

der Arbeiterkammer, aus der Arbeitsverwal- 
tung nicht nur dutzend-, sondern schock- 
weise die Beispiele aufzählen, wo Sie einen 
echten Gesinnungsterror getrieben haben. 
Sehr verehrte Damen und Herren, wlenn Sie 
also ein Beweisstück gegen die UVP. brin- 
gen wollen, dann ist dier Lehrervorschlags- 
ausschuß das untauglichste Mittel. Demokra- 
tischer wie dort kann man wohl nicht mehr 
arbeiten. Bei 90 Prozent oder bei 95 Prozent 
übereinstimmung kann man nicht von Ter- 
ror reden. Eines geht aber auch nicht, näm- 
lich, daß Sie nur dann einverstanden sind, 
wenn Ihr Wnlle hundertprozentig erfüllt ist. 
Das ist dann nämlich der Terror der Min- 
derheit gegenüber der Mehrheit, und das ist 
auch undemokratisch und dagegen wehren 
wir uns, denn so kann Demokratie nicht ver- 
standen sein, daß sich dile Mehrheit dem Wil- 
len daer Minderheit zu fügen hat. (Beifall 
bei der OVP.) 

Zweiter PR&3IiDENT WONDRAK: Zum 
Wort gelangt Herr Abg. Peyerl. 

ABG. PEYERL: Hohes Hauls! Sehr verehlrte 
Damen und Herren! Da unter der Gruppe 2 
auch dite Landes-Lehr- und Versuchsanstalt 
Waidhofen a. d. Ybbs behandielt wird, erlaube 
ich mir, auf einige Piunkte (hinzuweisen. Ich 
habe schon im Vorjahr in di'esem Hohen 
Hause darauf verwiesen, daß dsie Fachschule 
Waidhofen a. d. Ybbs internationalen Charak- 
ter besitzt. Das ist damit bestätigt, daß von 
den 225 Schülern letzten Endes 45 aus al- 
len Bundesländern und nicht zulfetzt von 
Deutschland und sogar aus Indien kommen. 
Wir wissen auch, daß in dieser Fachschule 
die Lehrlinge gerne untergebracht werden 
wollen, weil sie eine Menge Ausbildungs- 
möglichkceiten haben. Wenn nun in der un- 
tersten Gruppe, (in der Idreijkihrigen Au~bil- 
dungsgruppe der Schlossenei, Gießerei, For- 
merei, Härterei unld Gwenkschmiedle, die 
Ausbildungsmöglichkeiten gegeben sind und 
des weiteren die Ausbildungsmöglichkeiten 
bis zur Mittelschulreifie mit Ofientlichkeits- 
recht besteht, so l+st es verstähdich, daß 
man daran interelssiiiert ist, diese Schul'e zu 
besuchen, und daß die Jugend aus allen 
Bundesländern in diese Schule strömt. Wir 
wissen eibmso:giut, BaB diese Fachschrule 
übler ein ausgezeichnetes Ausbildungsperso- 
nal verfügt und daß sich die 60 Lehrkräfte 
aufrichtig bemühen, in dieser Schule gute 
Facharbeiter für unsere Wirtschaft heranzu- 
bilden. Ich bin aber der Meinung, meine 
Damen und Herren, daß es nicht genügt, 
wenn sich nur unsere Lehrer, unsere Fach- 
kräfte bemühen, wenn nicht die notwendi- 
gen schulischen Voraussetzungen gegeben 
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sind. Ich glaubte es ist diaher notwendig, in 
diesem Hohen Haus aufzuzeigen, wie die 
Umstände in dieser Berufsschule zur Zeit 
sind und welche notwendigen Waßnahmen 
ergriffen werden müssen, um die Unzuläng- 
lichlkeitlen abzuschaffen. Ich möchte darauf 
verweisen, daß es in dieser Fachschule keine 
Studierräume gibt, daß die Schüler gezwun- 
gen sind, in Klassenzimmern und sogar in 
Privaträumen ihre Schularbeiten und ihre 
Aufgaben zu machen. Ich meine, es ist da- 
her bestimmt berechtigt, wenn verlangt 
wird, daß die notwendigen Studierräume ge- 
schaffen werden. Ebenso fehlen in dieser 
Schule die erforderlichen Sozialräume. Sie 
können feststellen, daß die Klieiderspinde 
auf den Gängen herumstehen. Sie werden 
feststellen müssen, daß es in dieser Schule 
für  Freizeitgestaltung keine Aufenthalts- 
räume gibt. Nach meiner Meinung ist daher 
auch diesbezüglich alles z u  unternehmen, 
um dieser Jugend die notwendigen Sozial- 
räume zur Verfügung zu stellen. Deutlich 
tritt aber insbesondere die Schwierigkeit auf, 
diaß die erforderlichen Internatsräumllich- 
keiten fiehlen. Von 270 Schülern haben nur 
62 (die M6glichlkeit, im Internat zu wohnen. 
73 Schüler sind überhaupt in Privatquartie- 
ren untergebracht. Es treten in dieser Hin- 
sicht große Schwierigkeiten auf, weil die 
Kosten für die Quartiere bestritten werden 
müssen. Es ist daher berechtigt, wenn über 
diese Umstände im Hohen Hause gesprochen 
unld iaufigezeigt wird, ldaß diesibezüg- 
lich etwas unternommen werden müßte. Ich 
erinnere mich noch genau, daß lim Vorjahr 
der Herr Abg. Hilgarth über diese Sorgen 
referiert hat, und ich darf feststellen, daß 
seit dieiser Zeit ein Jahr  vergangen ist, Ruf 
diesem Sektor aber überhaupt niichts gesche- 
hen ist. Gestatten Sire mir daher, meine 
verehrten 'Damen und Herren, daß ich heuer 
noch einmal auf die Dringlichkeit dieser An- 
gelegenheit hinweise und idaß ich die drin- 
gende Bitte ausspreche, daß dem Wunsch, 
der von der Schull'eitung dieser technischen 
Lehr- und V(ersuchsansta1t Waidhofen ia. d. Y.  
an die niederösterreichische Landesregierung 
und an den Landtag gerichtet wurde, näm- 
lich ein Internatsgebäude zu errichten, auch 
Aufmerksamkeit geschenkt werde. Es ist aber 
bekannt, daß diese Schule lmehr dlem 
Bund zugehört und daß man sich mit einer 
Verbundlichung beschäftigt hat, daß al- 
so Anträge und Wünsche an das Ministerium 
für Unterricht und an das Minilsterium für 
Finanzen gerichtet wurden. Man möge da- 
her alles unternehmen, damit diese Schule 
dem Bund zugeführt werde und daß die er- 
forderlichen (Maßnahmen dann von der Bun- 

desregierung ergrifien wenden. Ich ersuche 
Sie daher, meine Damen und Herren, meine 
Bitte z u  unterstützen, damit wir mit voller 
Verantwortung sagen dürfen, daß wir alles 
unternommen haben, um unserer lernenden 
Jugend zu helfen. (Beifall bei den Soziali- 
sten.) 

Zweiter PRÄSIDENT WONDRAK: Der 
nächste Sprecher ist der Herr Abg. Niklas. 

ABG. NIKLAS: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen unld Herren des nieiderösterreichischen 
Lanadtages! Ich habe mich zur Gruppe 2, zum 
ordentlichen Voranschlag, außerondentlichen 
Voranschlag und zum Eventualbudget zu 
Worte gemeldet, um die Landes-Fachschule 
für das Textilgewerbe in Groß-Gi'egharts zur 
Sprache zu bringen. Im Nordteil unseres 
Heimatlandes, zwischen dem Thlaya-Fluß und 
dem Waldzug der Wild, liegt ein Landstrich, 
der den althergebrachten Namen ,Bandlkra- 
merlandl' trägt. In diesem Landstrich wird 
schon seit einigen hundert Jahren das 
Kleingewerbe, die Hausweberei, die dem 
Bauernstand als Nebenerwerb dient, betrie- 
ben. Wenn wir die Fachschule betriachten, 
fällt die groRe Raumnot auf. Die Raumnot 
ist insoferne gegeben, weil die Schule heute 
von 69 Schülern, darunter von 12 Mädchen, 
besucht wind und das Internat nur für 53 
Knaben Raum vorsieht. Die Mädchen müs- 
sen außerhalb der Schule privat unterge- 
bracht werden. Ich möchte erwähnen, daß 
vor 150 Jahren der Schloßherr von Groß- 
Siegharts, Maletan, laus dem Schwabenlande 
als Siedler einzog und eine 'Menge von 
Siedlern aus seiner Heimat mitbrachte, um 
diesen Erwerbszweig zu veredeln. In diesem 
Städtchen ist heute noch die Schwabengasse 
erwähnenswert. Die 'Schule hat in der letz- 
ten Zeit einten großen Aufstieg genommen. 
Für die Aufwärtsentwicklung dieser Indu- 
strie ist fachliches Können Grundbedingung. 
Der fachliche unid theoretische Unterricht 
vermittelt den Absolventen dieser gut ge- 
führten Schule krisenfestes Fachwissen. Der 
Fachunterricht besteht aus einer dreij ähri- 
gen hsblildunlg. Im letzten Jahngang hlaben 
8 Absolventen vor einer gemischten Kom- 
mission des Unterrichtsministeriums, des Mi- 
nisteriums für 'Hiandel und Wiederaufbau 
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und dier Handelskammer ihre Prüfung mit 
gutem ErfolLg iabgeliegt. Das (der Schule 
angeschlossene Internat bietet zuwenig 
Raum, so daß zwangsläufig 'ein Teil der 
Burschen in einem Zeichensaal untergebracht 
wenden muß. Im Budget (des Jathiles 1962 wy- 
ren für den Ausbau der Schulme 600.000 Schil- 
ling präliminiert. Es bestand der Plan, an 
die Schule einen einstöckigen Anbau zu er- 
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richten. Dieser Plan wurde heuer fallenge- 
lassen; es soll zwlei- bis IdireigascholssiIgg ge- 
baut werden. 'Damit wird die Notwendigkeit 
dieser Schule bekundet. Im ordentlichen 
Voranschlag ist für die Landesfachschule für 
das Textilgewerbe in Groß-!Siegharts für  den 
Personal- und Sachaufwand ein Betrag von 
1,135.800 Schilling vorgesehen. Beim Voran- 
schilagsansatz 2411-90 ist zur Engänzung des 
Maschinenparks und zum Ausbau der Lehr- 
mittelsammlung ein Betrag von 50.000 
Schilling ausgeworfen. Leider ist die im ver- 
gangenen Jahr enthaltene Post von 50.000 
Schilling für Stipendien im heurigen Voran- 
schlag nicht zu finden. Ich bitte daher, wenn 
sich die Notwendigkeit ergeben sollte, min- 
derbemittelte Schüler auch heuer wiedser im 
Internat unterbringen zu müssen, die hiefür 
erforderlichen Mittel aus einem anderen Ti- 
tel zur Verfügung zu stellen. Im Eventual- 
budget sind noch zusätzlich 600.000 Schil- 
ling zur Fortführung des Projekts, d'essen 
Gesamtkusten sich voraussichtlich auf 
2,600.000 Schilling belaufen werden, vorge- 
sehen. Wir sind also von dler vollen Finan- 
zierung noch weit entfernt. Es hat den An- 
schein, daß der Bau noch einige Jahre in 
Anspruch nehmen wind. \Der dringende Be- 
darf dieser Schul'e hat sich darin gezeigt, 
daß sich jetzt schon die Notwendigkleit er- 
geben hat, ein weiteres Stockwerk aufzu- 
bauen. Im Juni dieses Jahres konnte be- 
reits das zehnjährige Bestehen dieser Schule 

gefeimert w'erden. Sowohl der Herr Landes- 
hauptmann als auch der Herr Finanzreferent 
und H'err Landemalt Kuntiner haben diese 
Schule besichtigt und ihre vollste Anerken- 
nung aulsgesprochen. Ich möchte an das 
Finanz- bzw. Schulreserat die Bitte richten, 
diese Mittel allfenfalls in  'einem Nachtrags- 
budget noch etwas aufzustocken, um allen, 
die die Landesberuhschule in Groß-Sdegharts 
besuchen wollen, hiezu die Möglichkeit zu 
geben. Dem Land Niederösterreich würde 
damit bestimmt 'ein guter Dienst erwiesen 
werden. Ich möchte noch hervorheben, daß 
fast alle Absolventen in Österreich beschäf- 
tigt sind; nur  einer davon arbeitet in Ape- 
rika und zwei in  (Deutschland. Wir sehen al- 
so, daß das Geld gut angelegt wäre, wenn 
man difese Schule ehestienls ausbauen würde. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

'Zweiter PRÄSDENT WONDRAK: IHier- 
mit unterbreche ich die heutigen Beratun- 
gen über den Voranschlag des Jahres 1963. 
Die Sitzung wird morgen um 9 Uhr 30 Mi- 
nuten fortgesetzt. Ich bitte, sich heute schon 
vorzunehmen, )die morgigen Beratungen vor- 
anzubringen, damit uns genügend Zeit bleibt, 
um bis spätestens Freitag noch einige Vor- 
lagen zu verabschieden. Dies ist nur ein 
Wunsch bzw. eine Bitte. 

Die Sitzung ilst geschlossen. 

(SchZuj3 der Sitzung um 19 Uhr 37 Min.) 


